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VORWORT. 


Es  gährt  und  brodelt  und  quillt  im  politischen  Hexen- 
kessel. Alles  drängt  sich  neu  zu  gestalten.  Alterssiech  und 
erschöpft  schlepi^t  sich  der  arbeitsunlustige  Reichsrath  der 
nahen  Auflösung  entgegen.  Zu  heissem  Wahlkampf  rüsten 
die  Parteien  und  suchen  mit  neuverzierten  alten  Schlag- 
worten  die   misstrauisch   gewordenen   Massen   zu   ködern. 

In  die  farbige  Fractionsmosaik  des  kommenden 
Parlaments,  die  schon  hinter  dem  Zukunftsschleier  gedämpft 
hervorschimmert,  mischt  sich  als  neue  Couleur  das  Grell- 
roth der  Socialdemokratie,  die  sich  mit  Neulingseifer  an- 
schickt, im  Concertsaal  der  österreichischen  Volksvertretung 
ihren  Part  zu  spielen,  anstatt  wie  bisher  nur  von  aussen 
die  Aufführungen  mit  wüstem  Lärm  zu  stören.  Gewiss! 
Sie  gehören  ins  Parlament,  die  Vertreter  des  enterbten 
Proletariats,  die  Erwählten  des  allgemeinen  Stimmrechts, 
wenn  sie  auch  einen  neuen,  den  socialen  Gegensatz  hinein- 
tragen in  die  friedlose  A^ersammlung,  in  der  sich  schon 
nationale  und  wirtschaftliche,  politische  und  confessionelle 
Gegensätze  in  wirren  nimmerrastenden  Kämpfen  befehden. 
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Sicher  die  traurigste  Rolle  in  all  dem  widrigen  Hader 
spielen  wir  Deutsche!  Den  stramm  geeinten  National- 
parteien der  Polen  und  Czechen  ziehen  die  Deutschen  in 
sieben  feindliche  Fähnlein  gespalten  entgegen  und  bieten 
der  Welt  das  beschämende  Schauspiel,  wie  eine  nach  Zahl, 
cultureller  und  wirtschaftlicher  Bedeutung  zur  politischen 
Führung  berufene  Nation  durch  eigenes  Ungeschick  und 
blinden  Fractionsgeist  zum  verspotteten  S])ielball  besser 
disciplinierter  Minoritäten  degradiert  wird.  Haben  die 
^'ölker  im  allgemeinen  die  Regierungen,  die  sie  verdienen, 
so  verdienen  derzeit,  wie  es  scheint,  die  Deutschöster- 
reicher —  Badeni.  — 

Ungleich  freundlichere  Eindrücke  empfangen  wir, 
wenden  wir  den  Bhck  vom  Reich  auf  das  Land.  Auch 
im' Tiroler  Landtag  gibt  es  politischen  Parteistreit,  doch  voll- 
zieht sich  der  Kampf  in  anständigen  Formen  und  entartet 
niemals  zur  gehässigen  Schmähung  des  Gegners.  Zwischen 
den  feindlichen  Lagern  besteht  ein  höflicher  Verkehr,  der 
auf  gegenseitiger  Achtung  beruht,  und  auf  weiten  neutralen 
Gebieten  mischen  sich  Freund  und  Feind,  um  für  das  ge- 
meinsame Ziel,  die  wirtschaftliche  Hebung  des  Landes,  mit 
vereinten  Kräften  zu  wirken.  Selbst  die  nationalen  Gegen- 
sätze, die  sich  in  anderen  Ländern  immer  mehr  zu  un- 
leidlicher Spannung  verschärfen,  zeigen  im  zweisprachigen 
Tirol  einen  relativ  milden  Charakter,  wie  z.  B.  aus  dem 
einstimmigen  Beschluss  des  letzten  Landtags,  in  den 
deutschen  Mittelschulen  den  obligatorischen  Unterricht  der 
zweiten  Landessprache  einzuführen,  deutlich  hervorgeht. 
Wenn  die  Italiener  seit  Jahren  schmollend  den  Ständesaal 
meiden,  so  liegt  die  Schuld  gewiss  nicht  an  der  deutscheu 
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Mehrheit  des  Landtags,  die  wiederholt  ihre  Geneigtheit  zu 
bilhgem  Entgegenkommen  kundgab,  sondern  theils  am 
zweideutigen  Verhalten  der  Regierung,  die  mit  allerlei 
freundlichen  Redensarten  die  ernstliche  Lösung  der 
Autonomiefrage  immer  wieder  hinausschiebt,  theils  an  der 
heimlichen  Abneigung  der  Extremnationalen  gegen  jedes 
Abkommen,  das  die  zwei  national  geschiedenen  Hälften 
unseres  Kronlands  in  dauerndem  Frieden  vereinigt. 

Tief  bedauerlich  bleibt  es,  dass  die  Abstinenz  der 
Italiener  gerade  in  eine  Zeit  fällt,  die  vom  Tiroler  Land- 
tag die  Lösung  einer  Reihe  wichtigster  Reformaufgaben 
gebieterisch  fordert.  Ohne  die  Mitwirkung  der  Vertreter 
des  südlichen  Landestheils  wurde  der  langjährige  ScJml- 
streit  geschlichtet,  sie  fehlten,  als  das  Onindhuch,  das 
Symbol  der  Ordnung  auf  dinglichem  Rechtsgebiete,  über 
das  als  tirolische  Eigenart  zäh  vertheidigte  Verfaclihucli  den 
endlichen  Sieg  errang,  sie  fehlten,  als  die  Agrarfrage,  über 
den  Bereich  allgemeiner  Klagen  und  unfruchtbarer  theo- 
retischer Discussionen  hinauswachsend,  in  Gestalt  bestimmt 
formulierter  Anträge  an  den  Landtag  herantrat. 

Nach  mehrfachen  vergeblichen  Anläufen  ist  die  Agrar- 
reform im  Tiroler  Landtag  nun  bis  zum  Punkte  gediehen, 
wo  es  gilt,  für  wiederholt  immer  lauter  geäusserte  Wünsche 
und  Beschwerden  praktische  Abhilfe  zu  schaffen  und  die 
von  der  überwiegenden  Mehrheit  gebilligten  Principien  zum 
treffenden  gesetzlichen  Ausdruck  zu  bringen.  Das  nach 
lebhafter  Debatte  in  der  Landtagssitzung  vom  11.  Febr.  1896 
genehmigte  Agrarreformprogramtn  enthält  neben  einer  ziem- 
lich bunten  Reihe  agrarischer  Wünsche,  deren  Erfüllung 
von    der    Begierung    und    der    Reichsvertrehing    abhängt, 
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wichtige  principielle  Beschlüsse,  deren  legislative  Reali- 
sierung in  die  Conipetenz  des  Landtags  gehört.  Diese  Be- 
schlüsse betreffen  die  Neuordnung  des  tirolischen  Agrar- 
recJits,  sowie  die  gemeinwirtschaftliche  Organisierung  des 
Hypotliekarcredits  und  gij^feln  im  Auftrag  an  den  Landes- 
ausschuss,  dem  nächsten  Landtag  Gesetzentwürfe  über 
Höferecht  und  Anerbenerbfolge,  sowie  Materialien  behufs  Er- 
richtung einer  Landeshypothekenbank  vorzulegen. 

Diese  nächst  bevorstehende  Action  des  Landtags  bildet 
das  Thema  meiner  Schrift,  die  demnach  nur  zum  Theil 
hält,  was  der  volltönende  Titel  (totum  pro  parte)  verspricht. 
Nur  ein  Stück  »Agrarreform  im  Tiroler  Landtag«  gelangt 
zur  Besprechung,  nur  jenes  allerdings  wichtigste  Stück, 
das  bereits  definitiv  auf  das  Arbeitsprogramm  der  nächsten 
Landtagssessionen  gestellt  ist. 

Meine  Bitte  um  Nachsicht  erstreckt  sich  noch  über 
den  anmasslichen  Titel  auf  den  scheinbar  anmasslichen 
Inhalt.  Man  könnte  fragen,  wie  ich  dazukomme,  am  Schluss 
dieser  Schrift  mit  einem  Gesetzentwurf  über  tirolisches 
Höferecht  hervorzutreten,  da  der  Auftrag  zur  Verfassung 
des  Gesetzes  doch  nicht  an  mich,  sondern  an  den  Landes- 
ausschuss  erging.  Für  diese  »Geschäftsführung  ohne  Auf- 
trag« gibt  es  eine  doppelte  Entschuldigung;  fürs  Erste 
schien  es  mir  schwer,  für  meine  Ideen  über  die  künftige 
Gestaltung  des  tirolischen  Höferechts  das  wünschenswerte 
Verständniss  zu  finden,  ohne  dass  ein  förmlicher  Entwurf 
meine  Vorschläge  und  Intentionen  verdeutlicht;  fürs  Zweite 
soll  mein  Entwurf  den  betheiligten  Kreisen  Gelegenheit 
bieten,  ihre  Bedenken  und  Wünsche  rechtzeitig  zu  äussern 
und  jene   sachgemässe  fördernde  Kritik  zu  üben,   für  die 
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es  während  der  allzu  kurzen  hastigen  Tagung  des  Land- 
tags unmöglich  genügende  Zeit  gibt.  Dem  hohen  Landes- 
ausschuss  unterbreite  ich  meinen  Entwurf  zur  beliebigen 
geneigten  Verwendung  und  wäre  es  auch  nur  als  —  » schätz- 
bares Material«. 

Auch  für  den  allzu  doctrinären  Inhalt  des  ersten 
Capitels  dieser  sonst  wesentlich  praktischen  Zwecken 
gewidmeten  Schrift  gewährt  man  mir  vielleicht  Indulgenz. 
Die  gedeihliche  praktische  Lösung  des  landwü'tschaftlichen 
Creditproblems  setzt  volle  theoretische  Klarheit  über  das 
Wesen  der  H^-pothek  und  ihr  A^erhältniss  zum  Landwirt- 
schaftsbetriebe, voraus.  Daher  liess  sich  eine  gründliche 
Auseinandersetzung  mit  den  principiellen  Gegnern  der 
Hypothek  nicht  umgehen.  Vollends  zeitgemäss  erscheint  die 
grundsätzliche  \"ertheidigung  der  y> verleumdeten  Hypotliek<~i, 
seit  der  IV.  allgemeine  österreichische  Katholikentag  in 
Salzburg  für  y>die  dauernde  Befreiung  des  Bodens  von  den 
darauf  lastenden  Schidden  durch  AifhehuiKj  des  Hypotlieliar- 
pfandrechies  auf  Grund  und  Boden«  einhellig  eintrat,  seit 
diese  umsturzschwangere  Forderung  einen  wesentlichen 
Programmpunkt  unserer  mächtigsten  und  einflussreichsten 
Partei  bildet,  —  einer  Partei,  deren  yJioJw  Ziele<i  die 
österreichische  Regierung  durch  den  Mund  des  Salzburger 
Statthalters  Graf  Thun  pauschaliter  guthiess ! 

Hoffentlich  gelang  es  mir,  die  unvermeidliche  Polemik 
nach  links  und  rechts  innerhalb  jener  sachlichen  Grenze 
zu  halten,  die  jede  persönliche  A'erbitterung  ausschliesst. 
Da  gerade  auf  dem  Gebiet  der  Socialreform  die  An- 
schauungen so  weit  auseinandergehen,  sieht  sich  der 
Vertreter  des   juste  milieu,    des   maassvollen  Fortschritts, 
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zum  Kampf  nach  zwei  Seiten  genötliigt.  Schallt  ihm 
liiebei  der  radicale  Aufruf  zum  y^Bruch'i  mit  der  alten 
Ordnung  von  den  Bänken  der  Conservativen,  das  neuerungs- 
feindliche Lob  der  y)  alten  tind  bewährten  Gesetzgebung i<  des 
vorigen  Jahrhunderts  von  der  üussersten  Linken  entgegen, 
so  staunt  er  wohl  über  die  wunderlich  verkehrte  Welt, 
deren  social-wirtschaftliche  Krise  so  merkwürdigen  Um- 
tausch der  altherkömmlichen  Parteirollen  hervorbringt. 

Bei  aller  Verschiedenheit  der  Ansichten  leitet  im 
Tiroler  Landtag  Alle  dasselbe  Streben,  beseelt  Alle  dasselbe 
Gefühl.  Einig  in  der  Liebe  zum  schönen  Vaterland,  im 
Eifer  für  seine  Wohlfahrt,  mögen  wir  nach  bestem  Können 
Mittel  und  Wege  suchen,  um  der  schwer  bedrängten 
tirolischen  Landwirtschaft  Hilfe  zu  bringen.  Durch  maass- 
lose Uebertreibung  kam  der  Titel  y> Agrarier <.<  in  schlimmen 
^'"erruf.  Unser  Streben  gehe  dahin,  in  gutem  Sinne 
Agrarier  zu  sein,  ohne  ^'erkürzung  anderer  gleich- 
berechtigter Bevölkerungskreise  für  die  Interessen  der 
Landwirtschaft  zu  wirken.  Was  das  Wohl  des  Landwirts 
fördert,  kommt  dem  ganzen  Lande  zu  Gute,  denn  be- 
kanntlich 

»Hat  der  Bauer  Geld, 

Hats  die  ganze  Welt.n 
Meran  im  (3ctober  1896. 

Dr.  Karl  v.  Grabmayr. 


I.  Die  verleumdete  Hypothek. 


Wo  immer  politisches  Leben  sich  regt,  bilden  sich 
nothwendig  zwei  Parteien,  die  eine  bedächtig  und  vor- 
sichtig, Neuerungen  abhold,  in  Sitte,  Recht  und  Wirt- 
schaft am  Gewohnten  und  Hergebrachten  festhaltend,  die 
andere  empfindlich  für  die  Mängel  der  bestehenden 
Ordnung,  feinfühlig  für  die  Forderungen  einer  neuen  Zeit, 
stets  zu  Reformen  geneigt,  ohne  auf  deren  mögliche 
Schwierigkeiten  allzu  ängstliche  Rücksicht  zu  nehmen. 
So  stehen  sich  überall  die  conservative  und  die  Fojischritts- 
fartei  gegenüber  als  retardierendes  und  treibendes  Ele- 
ment, beide  gleich  naturberechtigt  wie  Jugend  und  Alter, 
beide  gleich  unentbehrlich  für  den  geregelten  Gang  der 
staatlichen  Entwicklung,  wie  Feder  und  Hemmung  im 
richtig  gehenden  Uhrwerk.  Nur  scheinbar  Feinde  können 
beide  Parteien,  ohne  zu  entarten,  die  Grundsätze  der 
Rivalin  nicht  gänzlich  missen :  eine  conservative  Partei 
ohne  fortschrittlichen  Einschlag  erstarrt  und  verknöchert, 
ein  ohne  conservative  Mässigung  vorwärts  stürmender 
Fortschritt  verwandelt  sich  in  überstürzenden  Radicalismus. 

Einen  ganz  anderen,  ungleich  schärferen  Gegensatz 
finden  wir  in  jener  Parteigruppierung,  die  man  mit  den 
Schlagworten    y>liherahi.    und    y>klerikal«    kennzeichnet.      In 
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der  Ausbeutung  der  Religion  für  politische  und  wirt- 
schaftliche Zwecke,  in  der  Erstrebung  der  politischen 
Vorherrschaft  des  Klerus,  besteht  das  Wesen  des  Kleri- 
kalismus, dem  wir  bei  allen  Völkern  und  in  allen  Zeiten 
begegnen.  Wenn  der  Liberalismus  diesen  untilgbaren 
Herrschaftsgelüsten  des  Klerus  entgegentritt  und  die 
Freiheit  der  Geister,  die  Rechte  des  Staates  gegen  die 
Uebergriffe  eines  einzelnen  wenn  auch  noch  so  umfassen- 
den und  bedeutenden  Gesellschaftskreises  vertheidigt,  so 
bekämpft  er  damit  keineswegs  die  Religion,  deren  Lehren 
und  Tröstungen  ein  nicht  abzuweisendes  Herzensbedürfniss 
ungezählter  Millionen  stillen.  Der  abgenützte,  für  blöde 
Augen  berechnete  Kunstgriff,  der  für  »antiklerikal«  »anti- 
religiös« setzt,  sollte  am  wenigsten  in  Tirol  verfangen, 
wo  auch  die  ausgesprochensten  Gegner  der  Klerikalen 
sich  rücksichtsvolle  Schonung  religiöser  Empfindungen 
zur  unverbrüchlichen  Regel  machen. 

Die  Klerikalen  lieben  es,  sich  »conservativ«  zu 
nennen  und  ebenso  pflegt  man  »liberal«  und  »fortschritt- 
lich« als  synonim  zu  betrachten.  Wie  wenig  jedoch  diese 
Begriffe  in  Wahrheit  sich  decken,  lehrte  recht  augenfällig 
in  der  letzten  Session  des  Tiroler  Landtags  jene  inter- 
essante Verhandlung,  die  sich  mit  den  schwierigen,  im 
Sammelnamen  y  Agrarfrage  ((■  begriffenen  wirtschafthchen 
Problemen  befasste.  Die  missliche  Lage  der  Landwirt- 
schaft, die  unheimlich  wachsende  Verschuldung  der  kleineu 
und  mittleren  Grundbesitzer  drängt  den  Tiroler  Landtag 
auf  den  Weg  agrarischer  Reformen.  Zögernd  und  geneigt, 
am  Alten  thunlichst  wenig  zu  rütteln,  betritt  diesen  Weg 
eine  conservative  Gruppe,  angetrieben  und  fortgezogen 
durch  kräftige  Impulse  einer  agrarischen  Fortschrittspartei, 
die  zielbewusst  die  zeitgemässe  Fortentwicklung  des 
geltenden  Agrarrechts,  die  den  heutigen  Bedürfnissen  der 
Landwirtschaft  angepasste  Ausbildung  agrarpfleglicher 
Einrichtungen  auf  ihre  Fahne  schreibt.     A^on  diesen  Ver- 
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tretern  besonnenen  massvollen  Fortschritts,  die  sich  unter- 
einander mehr  im  Tempo  als  in  den  Grundsätzen  unter- 
scheiden, sondert  sich  scharf  eine  dritte  Gruppe,  die  statt 
der  Reform  den  Umsturz,  statt  der  organischen  Fort- 
entwicklung der  geltenden  Wirtschaftsordnung  den 
schroffen  Bruch  mit  derselben  verlangt.  Das  gerade 
Gegentheil  einer  conservativen  Partei  huldigt  diese  ultra- 
klerikale Fraktion  wirtschaftlichem  RacUcalismus  und 
übertrumpft  mit  ihren  agrarischen  Umsturzideen  ebenso- 
weit den  besonnenen  Fortschritt,  als  sie  mit  ihren  poli- 
tischen Reactionstendenzen  hinter  den  Grundsätzen  eines 
wahren  der  Zeitströmung  folgenden  Conservatismus  zurück- 
bleibt. Im  letzten  Tiroler  Landtag  präsentirte  sich  das 
radical-reactionäre  Fähnlein,  als  dessen  Führer  der  gelehrte 
und  redegewandte  Brixener  Theologieprofessor  Schöjjfer 
auf  den  Plan  trat,  als  ganz  neue  Erscheinung  und  erzielte 
sofort  einen  überraschenden  Erfolg:  ein  Bündniss  der 
conservativen  und  fortschrittlichen  Elemente  zur  Abwehr 
jenes  wirtschaftlichen  Radicalismus,  für  den  die  tirolische 
Spielart  der  »christlichsocialen«  Weltverbesserer  mit  un- 
gleich mehr  Eifer  als  Sachkunde  eintrat.  Bei  der  ent- 
scheidenden Abstimmung,  mit  der  am  11.  Februar  1896 
die  äusserst  lebhaft  geführte  Agrardebatte  abschloss,  war 
der  alte  Parteigegensatz  klerikal  —  liberal,  der  dem  Tiroler 
Landtag  seit  einem  Menschenalter  sein  Gepräge  gab, 
vollständig  verwischt;  eine  neue  Scheidung  vollzog  sich, 
die  gegen  die  radicale  Minorität  alle  conservativ-fort- 
schrittlichen  Elemente  vereinte. 

Obwohl  überstimmt,  gab  sich  doch  der  radicale 
Führer  nicht  für  besiegt;  sein  Princip  —  so  erklärte  er  — 
werde  mederkommen  und  früher  oder  später  zum  Sieg 
gelangen,  so  gewiss  als  man  Wahrheit  und  Recht  zwar 
verläugnen,  aber  nicht  ändern  könne.  Professor  Schöpfer 
berief  sich  zur  Unterstützung  seiner  Theorien  auf  die 
>^  Wissenschaft«     und   forderte    heraus,     ihn   mit    Gründen 
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der  Wissenschaft  zu  widerlegen.  Diese  Widerlegung,  zu 
der  die  Landtagsdebatte  nicht  genügenden  Raum  bot,  soll 
vorliegender  Aufsatz  versuchen  und  damit  ein  Versprechen 
einlösen,  an  das  ich  mich  jüngst  durch  einen  Artikel  der 
»Reichspost«  ^)  mit  der  Ueberschrift  »Die  Aufhebung  des 
Hypotheliarpfanärechtes  auf  Grund  und  Boden<-<  lebhaft 
gemahnt  fand. 

Die  Autorschaft  der  christlichsocialen  Agi-artheorie 
gebührt  bekanntlich  dem  verstorbenen  Baron  Vogelsang, 
der  vor  anderthalb  Decennien  in  einer  Reihe  Aufsehen 
erregender  Publicationen  der  bestehenden  Wirtschafts- 
ordnung den  Krieg  erklärte  und  mit  den  umwälzenden 
Forderungen  y>sofortige  Schliessung  der  Hypothehenhüchert 
und  y> zwangsweise  staatliche  Ablösung  aller  Hypotheken<.< 
hervortrat.  In  Vogelsaugs  Fussstapfen  wandelt  heute  die 
christlichsociale  Partei,  als  deren  Wortführer  Professor 
Schöpfer  im  Tiroler  Landtag  an  der  Spitze  seines  Agrar- 
programms   folgende  Resolutionen  vorschlug: 

y>Die  hohe  Regierung  wird  aufgefordert,  ehestens  agrar- 
rechtliche Massnahmen  zu  treffen,  um 

a)  zunächst  die  weitere  Hypothekarverschiddung  von  Grund 
und  Boden  zu  verhindern  und 

b)  die  anzustrebende  TJnverschuldbarheit  desselben  seinerzeit 
zu  veriuirJdichen.« 

Jeden  Zweifel,  ob  Professor  Schöpfer  mit  seinen 
Anträgen  nur  eine  persönliche  Anschauung  oder  einen 
Cardinalprogrammj)unkt  seiner  Partei  vertritt,  beseitigt  der 
obenerwähnte  Artikel  der  »Reichspost«,  der  die  agrarischen 
Ziele  der  Partei  kurz  und  bündig  dahin  resumirt:  y>D&r 
•»letzte  und  unvermeidliche  Schritt  einer  socialen  Agrarreform 
»muss  daher  sein:  Abschaffung  des  Hypotliekarpfandrechtes 
^^auf  Grund  und  Boden  und  Schliessung  der  Grundscliidd- 
•»bücher.« 


^)  -»Bauernhriefei  in  der  Beilage  der  Reichspost  vom  14.  Juni  1896. 
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Wenn  auch  nicht  der  vollen  Tragweite  seiner  Reso- 
lution, so  doch  ihrer  radicalen  Natur  war  sich  Professor 
Schöpfer  vollkommen  bewusst,  da  er  in  seiner  Begründungs- 
rede selbst  erklärte,  »dass  die  Zustimmung  zu  dieser 
»Resolution  den  Bmcli  bedeutet  mit  der  gegenwärtigen 
»Wirtschaftsordnung,  den  Brudi  mit  dem  Capitahsmus, 
»der  die  Grundlage  der  gegenwärtigen  Wirtschaftsordnung 
»ist,  dass  sie  auch  den  Bruch  bedeutet  mit  einem  Theil 
»der  gegenwärtigen  Rechtsanschauungen.«  Mit  dieser 
Erklärung  stempelt  sich  der  Herr  Professor  zum  Radicalen, 
da  der  Unterschied  zwischen  Fortschritt  und  Radicalismus 
eben  darin  besteht,  dass  der  Fortschritt  auf  den  historisch 
gegebenen  Grundlagen  weiterbaut,  die  überkommenen 
Rechtsinstitute  und  Wirtschaftseinrichtungen  zeitgemäss 
zu  entwickeln  und  den  auf  einer  neuen  Culturstufe  ge- 
änderten gesellschaftlichen  Bedürfnissen  anzupassen  strebt, 
während  der  Radicalismus  ohne  Rücksicht  auf  historische 
Continuität  mit  den  geltenden  Einrichtungen  hicht,  und 
an  die  Stelle  der  umgestürzten  organisch  erwachsenen 
Geschichtsbildungen  ein  vermeintliches  Vernunft-  oder 
Naturrecht  auf  den  Thron  setzt. 

Sagt  man  mit  Recht  y>natura  non  facit  saUus<.<.,  so 
sprechen  auch  auf  dem  Gebiet  der  Gesellschaft,  die  als 
natürliches  Gebilde  den  Naturgesetzen  untersteht,  gegen 
jede  sprungweise  Aenderung,  gegen  jeden  schroffen  Bruch 
mit  bestehenden  Sitten  und  Einrichtungen  von  vornherein 
schwere  Bedenken.  Lassen  sich  trotzdem  Fälle  denken, 
wo  solch  ein  Bruch  unvermeidlich  wird,  wo  nur  ein  Sprung 
ins  Dunkle  aus  einer  unerträglich  gewordenen  Lage  rettet, 
so  muss  doch,  ehe  man  zu  solch  Aeusserstem  schreitet, 
die  Ungangbarkeit  jedes  anderen  Auswegs  unweigerlich  fest- 
stehen. Den  Beweis,  dass  wir  mit  unserer  Agrarverfassung 
uns  in  solchem  Falle  befinden,  sucht  Professor  Schöpfer 
in  der  That  zu  erbringen.  Er  formuhrt  die  These,  »dass 
•»sich   mit  der  Natur   von  Grund  und  Boden  und  mit  der 
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•»socialen  Bestimmung  desselben  die  moderne  liypothekarreclit- 
■»liche  Belastung  nicht  verträgt«  und  deducirt  aus  diesem  Satze, 
den  er  durch  »wissenschaftlichem  Argumente  zu  erhärten 
sucht,  die  Nothwendigkeit  der  Abschaffung  der  HyjDOthek. 
Bevor  ich  die  Beweisführung  Schöpfers  im  Einzelnen 
prüfe,  möchte  ich  das  punctum  litis  schärfer  präcishen, 
möchte  den  Punkt  feststellen,  wo  sich  meine  und  Schöpfers 
Wege  trennen.  Gemeinsam  ist  uns  das  Ziel:  die  Erhaltung 
eines  sesshaften,  tüchtigen,  wohlhabenden  Bauernstandes, 
den  wir  als  wichtiges  unentbehrüches  Element  der  Ge- 
sellschaft, als  sicherste  Grundlage  der  staatlichen  Ordnung, 
als  festen  "Wall  gegen  gefälirliche  Umsturzbestrebungen 
betrachten;  gemeinsam  ist  uns  die  Ueberzeugung,  dass 
die  übermässig  anwachsende  Verschuldung  von  Grund  und 
Boden  die  Landwhtschaft  in  ihren  Existenzbedingungen 
bedroht,  dass  vielfach  bereits  eine  Ueberschuldung  besteht, 
und  dass  darum  dem  Staat  die  Aufgabe  zufällt,  durch 
geeignete  Massregeln  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
dem  Fortschreiten  der  Verschuldung  entgegenzuwirken, 
die  bestehende  Ueberschuldung  zu  beseitigen  und  ihre 
Wiederkehr  für  die  Zukunft  zu  verhindern.  Von  diesen 
unläugbar  richtigen  ^'^oraussetzungen,  die  mich  zur 
Forderung  einer  den  eigenthümlichen  Verhältnissen  der 
Land\\'irtschaft  angepassten  Reform  des  Agi-arrechts 
führen,  gelangt  Professor  Schöpfer  mittelst  verschiedener 
falscher  Prämissen  und  logischer  Sprünge  zur  gänzlichen 
Verwerfung  der  Hypothek,  zur  Forderung  der  gesetzlichen 
Unverschuldbarkeit  von  Grund  und  Boden,  Der  gelehrte 
Professor  verfällt  hiebei  ungefähr  in  denselben  über- 
treibenden Fehler,  wie  gewisse  Temperenzler,  die  in  richtiger 
Erkenntniss  der  fm'chtbaren  Folgen  übermässigen  Alkohol- 
genusses das  Verbot  aller  geistigen  Getränke  und  die 
Schliessung  aller  Wirtshäuser  verlangen,  anstatt  sich  auf 
den  Kampf  gegen  Unmässigkeit  und  gegen  gesundheits- 
schädlichen Fusel  zu  beschränken. 


Unter  den  falschen  Prämissen,  auf  denen  Professor 
Schöpfer  seine  FehlschKisse  aufbaut,  begegnet  uns  zunächst 
die  Annahme,  dass  der  Grund  der  leider  vielfach  be- 
stehenden Bodenüberschuldung  im  Wesen  der  modernen 
Hypothek  liege.  »Ich  möchte  Denjenigen  kennen,  der 
»mir  nachweist,  dass  die  Ueberschuldung  ihren  hin- 
» reichenden  Grund  in  irgend  etwas  anderem  hat,  als 
»gerade  im  Wesen  der  modernen  Hypothek,  der  mir  zeigt, ! 
»was  zur  Verschuldbarkeit  von  Grund  und  Boden  von 
»aussen  noch  hinzukommen  musste,  um  die  Ueberschuldung 
»herbeizjif Uhren«.  Hätte  sich  der  Herr  Professor  ein 
wenig  mit  Rechtsgeschichte  befasst,  so  müsste  er  wissen, 
dass  die  von  ihm  so  arg  gescholtene  Hypothek  kein 
»modernes«,  sondern  ein  uraltes  Rechtsinstitut  ist.  das 
sich  aus  der  altdeutschen  Satzimg  und  den  zur  Umgehung 
des  kanonischen  Zinsverbotes  eingeführten  Ewigrenten 
entwickelte  und  das  in  seiner  heutigen  Form  schon  seit 
Jahrhunderten  besteht.  Trotzdem  passt  es  den  Christlich- 
socialen  in  den  Kram,  die  böse  Hypothek  als  etwas 
y> Modernes«  hinzustellen,  um  auch  mit  diesem  Uebel  das 
Conto  des  verabscheuten  Liberalismus  zu  belasten,  von 
dem  nach  ihrer  Meinung  jedes  Gebrechen  der  heutigen 
Wirtschaftsordnung  herstammt.  Freilich  übersieht  Pro- 
fessor Schöpfer,  wenn  er  seinen  christlichsocialen  Freunden 
die  beliebten  Tiraden  gegen  den  Liberalismus  nachspricht, 
dass  gerade  das  einzige  Land  Tirol  vom  liberalen  Agrar- 
recht völlig  verschont  blieb.  Wir  leben  in  Deutschtirol 
im  Wesentlichen  heute  noch  unter  demselben  Agrarrecht, 
das  kraft  der  Tiroler  Landesordnung  vor  vierthalb  Jahr- 
hunderten galt  und  das  durch  die  theresianisch-josefinische 
Gesetzgebung  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  alles  eher  als 
liberale  Ausgestaltung  erfuhr.  Höferecht  und  Anerben-  i}{Z£f 
erbfolge  blieben  den  Tirolern  in  allen  liberalen  Stürmen 
erhalten  und  man  muss  es  daher  als  eine  allzu  vertrauens- 
volle Aneignung    importierter  Phrasen    bezeichnen,    wenn 
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unsere  Christlichsocialen  für  die  Schäden  auch  der  liro- 
hschen  Landwirtschaft  die  hberale  Gesetzgebung  ver- 
antworthch  machen.  Ein  Werk  allerdings  hat  die  liberale 
Gesetzgebung  auch  in  Tirol  vollbracht:  die  Befreiung  des 
Bodens  von  den  Grundlasten,  die  als  feudales  Ueber- 
bleibsel  den  Bauer  bedrückten  und  jede  fruchtbare  Ent- 
yWicklung  der  Landwirtschaft  hemmten.  Dieses  gTOsse 
,-Werk  der  Grundentlastung  zu  schmähen,  dürfte  sich  auch 
Professor  Schöpfer  besinnen,  ja  es  dürfte  kaum  einen  so 
veibissenen  Reactionär  geben,  der  es  wagte,  der  tirolischen 
Landwirtschaft  die  Rückkehr  zu  den  Zuständen  vor  1848 
zuzumuthen. 

So  wenig  als  ein  modernes  Agrarrecht  überhaupt, 
kennen  wir  in  Tirol  eine  »moderne  Hypothek«.  Vor  zwei- 
hundert und  hundert  Jahren,  gerade  so  wde  heute,  lieh 
der  Bauer  Geld,  wenn  er  Geld  brauchte,  versprach  er  für 
das  Darlehen  Zins  zu  bezahlen,  und  nach  einer  bestimmten 
Frist  oder  gegen  Kündigung  die  Rückzahlung  zu  leisten; 
gerade  so  wie  heute  bestellte  der  Bauer  zur  Sicherheit  des 
Darlehens  seinen  Hof  zum  Pfände  und  wurde  ganz  wie 
heute,  wenn  er  die  bedungene  Zahlung  nicht  leistete,  im 
Weg  der  Execution  vom  Hofe  vertrieben.  Ebensowenig 
wie  heute  gab  es  damals  eine  Verschuldungsbeschränkung; 
'  auch  damals  konnte  der  Bauer  Schulden  machen,  so  lange 
und  so  viel  ihm  beliebte  und  so  lange  er  einen  Borger 
fand.  Wenn  also  die  Verschuldbarkeit  von  Grund  und  Boden 
schon  seit  Jahrhunderten  bestand,  wenn  das  Rechtsinstitut 
der  Hypothek  aus  längst  vergangenen  Zeiten  ganz  unver- 
ändert auf  uns  überkam,  wenn  wir  dagegen  die  Ueher- 
sclmUimg  von  Grund  und  Boden  als  eine  Erscheinung  der 
neueren  und  neuesten  Zeit  erkennen,  als  eüi  Uebel,  das 
man  in  Tirol  etwa  seit  dreissig  Jahren  zuerst  zu  fühlen 
begann,  so  liegt  darin  doch  der  klare  Beweis,  dass  zwischen 
der  Ueberschuldung  von  Grund  und  Boden  und  dem  Wesen 
der  Hypothek  der  von  Professor  Schöi3fer  behauptete  causale 


// 
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Zusammenhang  nicht  besteht,  dass  zur  Verschul dbarkeit 
von  Grund  und  Boden  allerdings  d  etwas  von  aussen  noch 
hinzukommen  musste,  um  die  Ueherschuldung  herbeizuführen.« 
Auf  dies  »Etwas«  näher  einzugehen,  würde  hier  zu  weit 
führen.    An  anderem  Orte^)  habe  ich  versucht,  die  mannig-  /^ 

fachen     Ursachen     nachzuweisen,     denen     der    tirolische  '-^Ä 

Grundbesitz  seine  jetzige  drückende  Schuldenlast  verdankt. 
Ueberhasteter  Uebergang   von   der  Natural-   zur  Geldwirt-    . ,  q^  ^^^ 
Schaft,   unmässige  Steigerung   des  dem  Grund  und  Boden 
beigelegten     "\^erkehrswerts,      rapides     Anschwellen      der 
öffentlichen   Lasten,  veränderte  Wirtschafts-   und  Absatz- j  ■">  "i^^**^ 
bedingungen,      wachsende      Productionskosten,     sinkende   ■^z  vU*>t*' 
Grundrente  spielen  dabei  die  Hauj)trolle.  -/-v^v 

Erweist  sich  somit  schon  die  oberste  von  Professor 
Schöpfer  aufgestellte  Prämisse  als  ein  offenbarer  Irrthum, 
so  beruht  auch  seine  weitere  Annahme,  dass  zwischen 
Grund  und  Boden  einerseits,  dem  Geldcapital  andererseits 
ein  innerer  Gegensatz,  eine  natürliche  Feindschaft  bestehe, 
dass  die  Gesundung  der  landwirtschaftlichen  Verhältnisse 
den  y.Bruch  mit  dem  Caintalismusi  voraussetze,  auf  ^Missver- 
ständnissen  und  Uebertreibungen.  Die  christlichsocialen 
Eiferer  schütten  das  Kind  mit  dem  Bade  aus  und  leiten, 
indem  sie  km'zsichtig  anstatt  der  Bekämpfung  und  Be- 
schneidung der  Auswüchse  des  Capitalismus  den  »Bruch« 
mit  demselben  verlangen,  Wasser  auf  die  Mühlen  der 
Socialdemokratie,  deren  bekanntes  Zukunftsprogramm  aus 
eben  diesem  Bruch  mit  der  capitalistischen  Wirtschafts- 
ordnung die  volle  Consecjuenz  zieht.  Das  Privateigenthum 
an  den  Prodiictionsmitteln  und  die  capitalistische  Wirt- 
schaftsordnung  stehen  und  fallen  miteinander.  Ohne  Capital 
gibt  es  keine  Prcduction,  weder  in  der  Landwirtschaft, 
noch  im  Gewerbe;   entweder  producieren   einzelne  ünter- 


K' 


*)  iScJmhhioth  und  Agrarreform;«  eine  agrarpolitische  Skizze. 
Meran  1894.     F.  W.  Ellmenreichs  Verlag. 
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^^  !        nehmer  mit  eigenem  oder  fremdem  Capital  für  ihre  private 
^  Rechnung  und  verwerten  im  Weg  der  Concurrenz  die  ge- 

A  wonnenen  Produete,  oder  die  Gesellschaft  verstaatlicht  die 

^^  Productionsmittel  und  betreibt  die  Production  für  gemein- 

(^^  schaftliche  Rechnung  aller  ihrer  Mitglieder.  So  lange  es 
den  Christhchsocialen  nicht  gelingt,  zwischen  dem  capita- 
listischen  und  dem  socialistischen  Staat  ein  Mittelding 
zu  finden,  und  ohne  Abschaffung  des  Privateigenthums 
eine  nicht  capitalistische  Productionsmethode  zu  ersinnen, 
so  lange  muss  man  die  Forderung  »Bruch  mit  dem  Cai^i- 
talismus«  für  eine  unüberlegte  Phrase  oder  einen  gefähr- 
lichen Irrthum  erklären. 

Mit  dem  Festhalten  am  »Gapitalismus«  im  angedeu- 
teten Sinne  verträgt  sich  sehr  wohl  das  Streben,  die  be- 
stehende Wirthschaftsordnung  in  socialem  Sinne  auszu- 
bilden, ihre  Härten  zu  mildern,  die  Ausschreitungen  des 
Capitals,  seine  Ausbeutungstendenzen,  den  Wucher  jeder 
Art,  aufs  schärfste  zu  bekämpfen.  Nur  findet  sich  hiezu 
nngends  minder  Anlass  als  in  unserm  lieben  Tirol,  wo 
man  gottlob  im  Bereich  der  Landwirtschaft  den  Wucher 
gar  nicht  kennt,  wo  der  so  grell  geschilderte  Gegensatz 
zwischen  dem  armen  ausgebeuteten  Landwirt  und  dem 
blutsaugenden  wucherischen  Capitalisten  in  der  That  nicht 
besteht.  Man  besehe  sich  doch  in  Tirol  die  Besitzer  des 
»wucherischen  Geldcapitals«,  die  »plutokratischen  Des- 
poten«, aus  deren  »schrecklicher  Herrschaft«  der  Bauer 
befreit  werden  soll,  und  man  findet  die  leiblichen  Brüder 
und  Schwestern  des  Bauern,  oder  seinen  zur  Ruhe  ge- 
setzten Besitzvorfahr,  man  findet  Wittwen  und  Waisen,  die 
von  den  kargen  Zinsen  eines  kleinen  Cai^itals  leben,  man 
findet  die  geistlichen  Amtsbrüder  des  Herrn  Professor 
Schöpfer,  deren  bescheidenes  Einkommen  in  den  Zinsen 
der  Pfründencapitalien  besteht,  man  findet  Klöster,  Kirchen 
und  milde  Stiftungen,  deren  Vermögen  zum  grössten  Theil 
auf  Hypothek  aussteht,  man  findet  endlich  die  Sparkassen, 
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die  den  Sparpfenuig  der  kleinen  Leute,  braver  Dienstboten, 
fleissiger  Handwerker  und  nicht  zuletzt  der  Bauern  selber 
durch  Darlehen  auf  Grund  und  Boden  fructificieren.  Alle 
diese  Kategorien  von  Capitalisten,  denen  neun  Zehntel  aller 
tirolischen  Hypotheken  gehören,  in  feindlichen  Gegensatz 
zur  Landwirtschaft  zu  stellen,  ihnen  als  wucherischen 
Ausbeutern  des  Bauernstandes  den  Krieg  zu  erklären,  ver- 
mag man  nur,  wenn  man  ohne  Kenntniss  der  wirklichen 
A''erhältnisse  aus  der  Studierstube  heraus  jene  aufreizenden 
Phrasen  ins  Land  wirft,  in  denen  sich  bhnder  Rassenhass, 
leidenschafthcher  Parteigeist  in  anderen  Gegenden  Luft 
macht. 

Erregen  solche  Versuche,  Bauer  und  Ccqntalist  als 
bittere  sich  tödtlich  befehdende  Feinde  hinzustellen,  bei 
dem  Kenner  tü'olischer  Verhältnisse  nur  ein  bedauerndes 
Lächeln,  so  erweist  sich  ebenso  der  von  Professor  Schöpfer 
behauptete  princiiDielle  Gegensatz  z^nschen  Boden  und 
OeJclccqntal  als  eine  entstellende  Uebertreibung  jener  that- 
sächlichen  Unterschiede,  die  zwischen  dem  Land,  den  un- 
beweglichen, unvermehrbaren,  nur  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  theilbaren  Stücken  der  Erdoberfläche,  und  allen 
Arten  des  beweglichen  Vermögens  zweifellos  bestehen. 
Da  das  römische  Recht  diese  Unterschiede  ganz  unge- 
nügend berücksichtigt,  so  erscheint  in  allen  Ländern,  wo 
römischrechtliche  Grundsätze  herrschen,  die  Forderung 
nach  einer  Reform  des  Agrarrechts  dm'chaus  berechtigt. 
Diese  Reform  soll  der  socialen  Auffassung  der  Institution 
des  Privateigenthums,  der  besonderen  Bedeutung  des  Bodens 
für  Staat  und  Gesellschaft  Rechnung  tragen.  Eigenthum 
am  Boden  im  römischen  Sinn  absoluter  Verfügungsfreiheit 
soll  es  nicht  geben;  Obereigenthümer  des  Landes  bleibt 
die  Gesellschaft  und  der  jeweilige  Besitzer  muss  sich 
danun  allen  Beschränkungen  unterwerfen,  die  zm*  Er- 
reichung der  gesellschaftlichen  Zwecke  geboten  erscheinen. 
Hindert  auch  bei  solch  socialer  Auffassung,  die  neben  den 
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Rechten  die  Pflichten  des  Besitzes  betont,  keinerlei  Be- 
rufung auf  die  individuelle  Freiheit,  allen  durch  das  öffent- 
liche Wohl  gebotenen  Beschränkungen  des  Grundeigen- 
thums  zuzustimmen,  so  muss  doch,  so  lange  die  geltende 
Wirtschaftsordnung  auf  privatwirtschaftlichen  Grundlaqen 
hernlit,  für  jeden  Eingriff  in  die  luirtschaftliche  Freiheit  des 
Einzelnen  der  volle  Beweis  der  gesellschaftlichen  Nothivendig- 
heit  erbracht  sein. 

Einen  solchen  Beweis  sucht  man  vergeblich  in 
der  christlichsocialen  Kritik  des  Hypothekarrechts.  Wir 
begegnen  da  vor  Allem  der  Berufung  auf  die  natur- 
rechtliche Stellung  von  Grund  und  Boden.  »  Was  das  Natur- 
recht von  Grund  und  Boden  verlangt,  das  muss  als  Ziel 
unserer  Bestrebungen  gelten 'i,  sagt  Professor  Schöpfer  und 
erläuternd  bemerkt  die  »Reichspost« :  >^ Naturrecht  ist  das  in 
die  Natur  niedergelegte  Gesetz  Gottes  i.  Dass  es  ein  solches 
»Naturrecht«  gar  nicht  gibt,  lehrt  uns  die  Geschichte. 
-»Rechtii  ist  der  Inbegriff  der  kraft  staatlicher  Ordnung  je- 
weilig geltenden  Zwangsnormen.  Wie  alle  anderen  Staats- 
einrichtungen bildet  sich  das  Recht  als  Product  der  wirt- 
schaftlichen und  culturellen  Entwicklung  und  bleibt  als 
solches  steter  Fortbildung,  beständigem  Wechsel  unter- 
worfen. Daher  finden  wir  rückblickend  in  verschiedenen 
geschichtlichen  Perioden  die  widersprechendsten  Normen 
als  »Recht«  und  es  dürfte  schwer  halten,  aus  all  diesen 
»Rechten«  auch  nur  eine  einzige  Vorschrift  herauszuheben, 
die  zu  allen  Zeiten  und  bei  allen  Völkern  als  »Recht« 
galt.  Diesen  veränderlichen,  beständig  fliessenden  Ein- 
richtungen des  historischen  Rechts  ein  vermeintlich  un- 
veränderliches »Naturrecht«  entgegenzustellen,  unternahm 
mit  besonderem  Nachdruck  jene  philosophische  Schule, 
die  der  grossen  Revolution  vorbereitend  und  wegbahnend 
vorangieng.  Von  jener  Lehre,  die  ein  unverrückbares 
»Naturrecht«  und  unveräusserliche  »angeborene  Rechte« 
verkündet,  führt  nur  ein  Schritt  zur  revolutionären  Theorie, 
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die  für  den  Conflict  zwischen  Naturrecht  und  staatHcher 
Ordnung   auch   eine  gewaltsame  Lösung   für  erlaubt  hält. 

Ganz  besonders  bedenklich  erscheint  die  Anwendung 
eines  angeblichen  Naturrechts  auf  die  Verhältnisse  von 
Grund  und  Boden.  Man  prüfe  doch,  wie  in  der  weit  über- 
wiegenden Regel  das  Grundeigenthum  entstand  und  man 
findet  als  Rechtstitel  Raub,  Mord  und  Unterdrückung. 
Ganze  Völkerschaften  unterlagen  dem  Schwert  grausamer 
Eroberer  und  kühne  Räuber  wurden  Stifter  glorreicher 
Dynastien  und  eines  heute  noch  blühenden  Adels  Wem 
die  normannische  Eroberung  Englands,  oder  die  infame 
Beraubung  der  amerikanischen  Rasse  zu  ferne  liegen,  der 
erkundige  sich  beispielsweise  nach  der  Herkunft  der  Be- 
sitzungen des  böhmischen  Hochadels  und  er  erfährt,  ein 
wde  grosser  Theil  dieser  Latifundien  nach  Vertreibung  oder 
Ermordung  der  rechtmässigen  Besitzer  als  zusammenge- 
raffte Kriegsbeute  glücklichen  Lanzknechten  zufiel.  Wo 
bleibt  da  das  »Naturrecht«  ?  Und  entspricht  etwa  die 
heutige  Grundbesitzvertheilung  einem  solchen  Naturrecht? 
Lässt  es  sich  mit  dem  Naturrecht  vereinen,  das  ein 
Schwarzenberg  dreissig  Quadratmeilen  eignet,  während 
^delen  Millionen  von  dem  Boden,  den  die  Natur  allen 
Menschen  zum  Genüsse  bietet,  nicht  einmal  ein  Plätzchen 
gehört,  auf  das  sie  ihr  Haupt  hinlegen  können?  Sobald 
man  anfängt  zu  fragen,  -»ivas  das  Natiirrecht  von  G^'und 
lind  Boden  verlangt  i,  kommt  man  vor  Allem  dazu,  eine 
billige  Vertheilung  von  Grund  und  Boden  unter  alle 
Menschen  zu  fordern.  Dies  ist  denn  auch  der  Standpunkt 
der  Landreformer  und  der  Socialdemokraten,  denen  min- 
destens das  Lob  der  Consequenz  gebührt,  wenn  sie  das 
arbeitlose  Einkommen  nicht  blos  bei  hebräischen  Börsen- 
baronen, sondern  auch  bei  hochadeligen  Latifundienbesitzern 
bekämpfen. 

Muss  man  also  bei  Beurtheilung  der  Zulässigkeit  oder 
Verwerflichkeit    der  Hypothek   von   einem    »Naturrecht«, 
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das  als  höheres  und  ewiges  Recht  neben  und  über  dem 
veränderhchen  Staatsgesetz  besteht,  ganz  und  gar  absehen, 
so  verbleibt  in  richtiger  Formulierung  die  Frage,  ob  die 
Einrichtung  der  Hypothek  der  socialen  Bestimmung  von 
Grund  und  Boden,  den  heutigen  gesellschaftlichen  Be- 
dürfnissen entspricht  oder  zuwiderläuft.  Auf  diesem  Boden, 
dem  Boden  der  gesellschaftlichen  Zivechmässigheit,  ist  der 
Streit  auszufechten.  Hier  überschiessen  nun  die  Christlicj^- 
socialen  bei  weitem  das  Ziel,  indem  sie  an  die  richtigen 
Prämissen  des  öffenthchrechtlichen  Charakters  des  Bodens 
und  der  socialen  Zwecke  des  Grundbesitzes  den  Schluss 
knüjDfen:  y>die  Erfüllung  dieser  Zivecke  darf  daher  nicht  durch 
Lasten  irgend  luelcher  Art  verkümmert  iverde7i.<.<  (Reichspost.) 
Die  Uebertreibung  hegt  zu  Tage!  Der  Schluss  kami  nur 
lauten,  dass  auf  den  Grundbesitz  nicht  Lasten  gelegt  werden 
sollen,  die  ihn  zur  Erfüllung  seiner  socialen  Aufgaben  un- 
fähig machen.  Völlige  Lastenfreiheit  für  den  Grundbesitz 
zu  fordern,  sollte  am  wenigsten  einem  überzeugten  Kleri- 
kalen einfallen,  da  die  Kirche  seinerzeit  keinen  Anstand 
nahm,  vom  Grundbesitz  den  Zehnten  einzuheben,  und  da 
der  Klerus  noch  heute  als  grösster  Capitalist  trotz  der  an- 
geblich sündhaften  Natur  der  Hypothek  Millionen  jähr- 
,  lieber  Hypothekarzinsen  ohne  Gewissensbisse  vereinnahmt. 
Für  einen  Theologieprofessor  sollte  damit  allein  schon  be- 
iwiesen sein,  dass  die  Hypothek  zumindest  nicht  gegen  das 
\Gesetz  Gottes  verstösst. 

1  Aber    auch    die    weiteren  Argumente,    die    den   ver- 

meintlichen Widerspruch  z'wäschen  der  Hypothekarver- 
schuldung und  der  Natm*  von  Grund  und  Boden  beweisen 
sollen,  enthüllen  sich  bei  näherer  Prüfung  als  unhaltbare 
Sophismen.  Grund  und  Boden  kann  nach  Professor 
Schöpfers  Behauj^tung  die  beiden  Forderungen  des  Geld- 
capitals,  die  Forderung  einer  bestimmten  Verzinsung  und 
die  Forderung  der  Zurückzahlung  des  Capitals,  nicht  be- 
friedigen.    Der  Zins  müsse  mit  einem  bestimmten  Betrag 
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auf  den  Tag  bezahlt  werden,  während  der  Ertrag  des  Bodens 
nach  Zeit  und  Höhe  von  allerlei  Zufällen  abhänge.  »Wer 
'»seinen  Boden  rnit  der  Hypothek  belastet  hat,  muss,  um 
»dieses  Zinserträgniss,  dessen  Höhe  von  seiner  Arbeit  und 
»von  der  Natur  des  Bodens  unabhängig  ist,  zu  erzielen, 
»seine  Berufsarbeit  leisten.  Der  Andere,  der  Geld  auf 
»Grund  und  Boden  ausleiht,  kann  ruhig  seiner  Arbeit  nach- 
» gehen,  er  braucht  sich  um  nichts  zu  kümmern.« 

Nun  fällt  zunächst  ins  Auge,  dass  dies  angebliche 
»Missverhältniss«  sich  überall  findet,  wo  ein  Unternehmer 
zu  seiner  Production  fremdes  Capital  verwendet.  Die 
Spitze  der  Bew^eisführung  richtet  sich  keineswegs  bloss 
gegen  die  landivirtscliaftUclie  VerscJiidching,  sondern  über- 
haupt gegen  den  Capitalzins,  gegen  das  arbeitlose  Ein- 
kommen der  Capitalisten,  die  sich  »um  nichts  zu  kümmern 
brauchen«,  während  der  productive  Unternehmer,  gleich- 
viel ob  Landwirt,  Fabrikant  oder  Gewerbsmann,  mit  dem 
»Schweiss  seiner  Arbeit«  den  Zins  für  sie  erhaust.  Um 
die  nahe  Verwandtschaft  dieser  feindseligen  Angriffe  gegen 
den  Capitalzins  mit  den  socialdemokratischen  Irrlehren 
zu  erkennen,  bedarf  es  wohl  keines  besonderen  Scharfblicks. 

Doch  nehmen  wir  an,  die  SchöiDfer'schen  Prämissen 
hätten  gerade  für  die  Landwirtschaft  Geltung,  gerade 
der  Landwirt  könne  nach  der  Natur  seines  Betriebs 
weder  die  feste  Verzinsung  eines  Geldcapitals  noch  die 
Zurückzahlung  desselben  versprechen:  was  folgt  daraus? 
Auf  diesem  Punkte  begeht  Professor  Schöpfer  einen  offen- 
baren logischen  Schnitzer,  indem  er  mit  dem  Genus 
»Capitalverschuldung«  die  Species  »hypothekarische  Ver- 
schuldung« verwechselt.  Wenn  der  Landwirt  weder  fixe 
Zinsen  leisten  noch  ein  Capital  zurilckzalüen  kann,  dann 
darf  er  überhaupt  keine  Capitalschulden  machen.  So  lautet 
der  klare  logische  Schluss,  denn  es  macht  für  die  Leichtig- 
keit oder  Schwierigkeit  des  Zahlens  von  Zins  und  Capital 
Glicht   den  mindesten  Unterschied,    ob    und  was  für  eine 
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Sicherheit  der  Schuldner  für  die  Erfüllung  seiner  Ver- 
pflichtung bestellt  hat.  ^^on  dieser  letzten  Consequenz 
seiner  capitalfeindlichen  Theorien  will  aber  Professor 
Schöpfer  nichts  wissen,  das  Schuldenmachen  will  er  dem 
Landwirt  keineswegs  verbieten,  y^deym  des  Q'edites  und 
-/ydarum  auch  der  Schulden  können  Grund  und  Boden  und 
y>der  damit  verbundene  Stand  nie  und  nimmer  entbehren<(. . 
Man  muss  wahrlich  staunen,  dass  der  Herr  Professor 
den  argen  Widerspruch  gar  nicht  bemerkt,  in  den  er  mit 
sich  selber  geräth.  Auf  der  einen  Seite  erklären,  dass 
die  Landwirtschaft  ohne  Schulden  nicht  existieren  könne, 
und  auf  der  andern  Seite  behaupten,  dass  die  Verpflichtung 
zur  Bezahlung  von  Zinsen  und  Capital  der  Natur  von 
Grund  und  Boden  widerspreche,  führt  doch  schnm'gerade 
zur  Forderung,  dass  man  den  Landwirt  überhaupt  der 
Verpflichtung  zur  Zahlung  seiner  Schidden  enthebt.  Darauf 
läuft  schliesslich  das  ^^erlangen  nach  Abschaffung  der 
Hypothek  hinaus!  Wollen  die  Gegner  der  Hypothek  mit 
ihrem  Programm  Ernst  machen,  so  müssen  sie  nicht  nur 
die  vertrag smässige,  sondern  auch  die  executive  Hypothek 
ausschliessen.  Definitiven  Schutz  gegen  das  böse  Capital 
erlangt  Grund  und  Boden  erst  dann,  wenn  eine  Real- 
execution,  ein  Zwangsverkauf  des  Gutes  wegen  der  Schulden 
des  Besitzers  nicht  mehr  statthat.  Auch  Professor  Scliöpfer 
scheint  einen  solchen  Zustand  anzustreben,  da  er  für  die 
Rückkehr  zum  Recht  des  Sachsenspiegels  plaidiert,  das 
eine  Haftung  des  unbeweglichen  Gutes  für  die  Schulden 
des  Besitzers  ausschloss,  und  da  er  billigend  Geilers  von 
Kaisersberg  Ausspruch  citiert:  »denn  wenn  der  Jude  weiss, 
»dass  er  von  dem  Gut  nichts  oder  nur  wenig  bekommen 
»kann,  so  wird  er  nicht  viel  borgen«.  Nach  meiner 
Ansicht  dürften  Juden  und  Christen  in  diesem  Fall 
ganz  gleich  handeln,  da  auch  die  Christen  kein  Geld  her- 
leihen, wenn  sie  auf  die  Zurückzahlung  nicht  rechnen 
können. 
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Auch  die  Genossenschaft,  an  die  man  den  Bauer  mit 
all  seinem  Creditbedarf  nach  Vernichtung  des  Realcredites 
verweist,   muss   pünktliche  Verzinsung  und   Rückzahlung 
der  gegebenen  Darlehen  fordern.    Was  soll  nun  geschehen, 
wenn    ein    liederlicher  Wirt   die    Termine    nicht   einhält? 
Die  Raiffeisen-Casse  mag  sich  an  den  Bürgen  halten ;  was 
aber  thut  der  Bürge,  wenn  er  auf  das  Gut  des  Schuldners 
nicht  greifen  kann?    Soll  er  sein  Geld  verlieren,  während 
der  leichtsinnige  und  unehrliche  Schuldner   sich  auf  dem 
unverschuldbaren   und  unexequirbaren  Gute   breitmacht? 
Ein   solches   »Recht«    verstiesse    doch   empfindlich  wider 
die  Grundlagen  unserer  Gesellschaftsordnung,  die  auf  dem 
Grundsatz   der    wirtschaftlichen    Selbstveranttüortlichkeit  be- 
ruht.      Wer    immer    ein     wirtschaftliches    Unternehmen 
betreibt,      gleichviel      ob    Landwirtschaft,    Handel     oder 
Gewerbe,    muss    für    die    Folgen    seines    wü'tschaftlichen 
Thuns  mit   seinem  Vermögen   einstehen.     Es  geht  nicht 
an,    von    diesem    Grundsatz    für    einen    einzelnen    Stand 
Ausnahmen  zu  schaffen,  eine  einzelne  Unternehmungsform 
gegen  alle  wirtschaftlichen  Wechselfälle  immun  zu  machen. 
Auch   der   Landwirt  als   Betriebsunternehmer    muss    das 
Risico   des  Betriebs   tragen,   muss  für  den  Fall  des  Fehl- 
schlagens    mit   seinem  ganzen  Vermögen,    also    auch   mit 
seinem  Grundbesitz  haften.     Die   beiden  Prämissen,   dass 
der  landwirtschaftliche  Betrieb  des  Credits  nicht  entbehren 
kann,    und    dass    man   Schulden   nur  machen   kann   und 
darf,  wenn  man  für  die  Zahlung  mit  seinem  ganzen  Ver- 
mögen einsteht,  führen  unabweislich  zur  Consequenz,  dem 
Gläubiger,    dem   der   Landwirt    eine   bedungene   Zahlung 
nicht  leistet,  den  Zugriff  auf  das  Gut  zu  gestatten.    Damit 
entfällt  aber  auch  jeder  principielle  Einwand   gegen   die 
Hypothek,   die   lediglich  den  Zweck  hat,   den  eventuellen 
Zugriff  auf  das  Gut  im  vorhinein  zu  sichern.     Erweist  es 
sich     als    wirtschaftliche     und    ethische    Nothw^endigkeit, 
dem   Gläubiger   zu    gestatten,     sich    aus    dem    Wert    des 
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dem  insolventen  Schuldner  gehörigen  Grundbesitzes  bezahlt 
zu  machen,  dann  kann  man  auch  dem  Gläubiger  die 
vorausgehende  Sicherstellung  der  eventuellen  Befriedigung 
aus  dem  Bodenwerte  mit  Grund  nicht  verwehren. 

So  gelangt  man  auf  dem  Weg  theoretischer  Be- 
trachtung zu  einem  den  Schöpfer'schen  Conclusionen  ganz 
entgegengesetzten  Ergebniss.  Die  Natur  des  Bodens 
widerstrebt  nicht  der  Verbindung  mit  dem  Capital,  viel- 
mehr drängt  das  Wesen  des  landwirtschaftlichen  Betriebs 
als  einer  capitalistischen  Unternehmung  zur  Verwendung 
von  Capital,  das  im  Weg  des  Credites  beschafft  wird. 
Die  weitere  Frage,  ob  die  Creditbenützung  nur  in  der 
Form  des  Personalcredits  oder  auch  in  der  Form  der 
Hypothek  erfolgen  soll,  gestattet  keine  rein  theoretische 
Lösung.  Es  sind  vornehmlich  praktische  Erwägungen,  die 
für  gewisse  Creditarten  die  Hypothek  als  unentbehrlich 
erscheinen  lassen.  Dabei  handelt  es  sich  zunächst  um 
den  Besitzcredit,  um  die  ^"erschuldung  anlässlich  des 
Erwerbs  von  Grund  und  Boden.  Wollte  man  die  hypo- 
thekarische Sicherstellung  von  Kaufschillingsresten  ganz 
untersagen  und  somit  kaufweisen  Grunderwerb  nm*  Jenen 
gestatten,  die  den  ganzen  Kaufpreis  baar  erlegen,  so  würde 
man  den  Grundbesitz  zu  einem  wirtschaftlich  und  social 
gleich  mierwünschten  Monopol  des  Geldcapitals  gestalten 
und  einer  grossen  Anzahl  tüchtiger,  aber  mit  geringem 
Capital  versehener  Elemente  den  Erwerb  eines  eigenen 
Besitzes  verwehren.  Eine  solche  Massregel  würde  die 
Bewegung  des  Bodens  anstatt  zum  tüchtigsten  Wirt  zum 
grössten  Geldsack  fördern  und  schliesslich  dahin  führen, 
dass  städtisches  Capital  sich  des  bäuerlichen  Besitzes 
bemächtigt  und  die  Wirtschaft  durch  die  enteigneten 
Bauern  als  Pächter  betreibt.  Ernste  sociale  Bedenken 
sprechen  dagegen,  die  Möglichkeit  des  Aufsteigens  auf  der 
wirtschaftlichen  Stufenleiter  über  Gebühr  einzuschränken 
und  fast  alle  Mitglieder  der  bäuerlichen  Classe,   die  nicht 
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als  Anerben  auf  die  Welt  kamen,  von  der  Erwerbung 
eines  eigenen  Grundbesitzes  auszuschliessen.  Und  doch 
käme  man  zu  diesem  Ergebniss,  wollte  man  den  Kauf 
von  Grund  und  Boden  nur  gegen  volle  Baarzahlung 
gestatten. 

Ebensowenig  wie  die  Verpfändung  des  Bodens  für 
Kaufschillingsreste,  lässt  sich  die  Erbabfindungshypothek 
ganz  beseitigen.  "Will  man  an  der  im  Volksbewusstsein  tief 
eingewurzelten  Rechtsüberzeugung  vom  Erbrecht  aller 
Kinder  nicht  rütteln,  so  muss  man  gerade  in  den  Gebieten 
des  Anerbem-echts,  wo  der  Hof  ungetheilt  auf  den  Anerben 
übergeht,  die  hypothekarische  Versicherung  der  den  ]\Iiterben 
zufallenden  Erbtheile  gestatten,  da  nur  in  den  seltensten 
Fällen  ausser  dem  Hof  samrat  Zugehör  noch  anderes  Yev- 
mögen  vorhanden  ist,  aus  dem  die  Erbabfindungen  bestritten 
werden  könnten.  Auch  hier  erweist  sich  die  Hypothek  als 
sociales  Bedürfniss,  als  unentbehrHche  Form  des  aus  gesell- 
schaftlichen Rücksichten  aufrechtzuhaltenden  Erbrechts  der 
weichenden  Geschwister. 

"Wie  für  den  Besitzcredit  (Kaufscliillingsreste  und 
Erbabfindungen)  kann  die  Landwirtschaft  auch  für  den 
Meliorationscredit  die  Form  der  Hypothek  nicht  entbehren. 
Es  liegt  im  Wesen  der  landwirtschaftlichen  Meliorationen, 
dass  das  verwendete  Caj^ital  erst  im  Laufe  der  Jahre  in 
Gestalt  erhöhter  Erträge  wieder  hereinkommt.  Sind  da- 
durch kurze  Rückzahlungsfristen  für  den  Meliorationscredit 
ausgeschlossen,  so  kann  man  derartigen  Creditbedarf  nicht 
auf  den  seiner  Natm'  nach  kurzfristigen  Personalcredit 
verweisen.  Wenn  jede  Hypothek  eine  Art  Theilung  des 
Bodenwerts  zwischen  dem  Gläubiger  und  dem  Grund- 
besitzer bedeutet,  so  erscheint  diese  Theilung  gerade 
im  Fall  der  Meliorationshypothek  vollkommen  gerecht- 
fertigt, da  bei  rationellen  Meliorationen  das  verwendete 
Capital  die  entsprechende  Erhöhung  des  Bodenwertes 
bewirkt. 

2* 


—     20     — 

Wenn  für  die  meisten  übrigen  Fälle  landwirtschaft- 
lichen Creditbedarfs  ein  richtig  organisierter  genossen- 
schaftlicher Personalcredit  ausreichen  mag,  so  verdient 
eine  solche  Creditreform  eifrigste  Förderung,  die  auf 
thunlichste  Einschränkung  des  Hypothekarcredits  und 
auf  die  Ersetzung  durch  einen  in  passender  Form  ge- 
währten Personalcredit  abzielt.  Ueber  die  Gefahren  einer 
Ueberspannung  des  Hypothekarcredits,  über  die  schlimmen 
wirtschaftlichen  Folgen  hypothekarischer  Ueberlastung 
des  Grundbesitzes  kann  eben  kein  Zweifel  bestehen.  Nur 
darin  irrt  Professor  Schöpfer,  dass  er  all  jenes  Unheil, 
das  als  Folge  hypothekarischer  üeherscluddtmg  sich  ein- 
stellt, schon  der  blossen   Verschuldbarkeit  beimisst. 

Theorie  und  Erfahrung  bestätigen,  dass  der  Grund- 
besitz eine  massige  Hypothekarverschuldung  ohne  nach- 
theilige Folgen  verträgt.  Wenn  ein  Landwirt  ein  Gut 
im  Werte  von  12.000  fl.  mit  einer  Anzahlung  von  8000  fl. 
erwirbt  und  für  den  Kaufscliillingsrest  eine  Hypothek 
von  4000  fl.  bestellt,  oder  wenn  im  Erbfalle  der  Besitzsohn 
ein  solches  Gut  mit  angeschriebenen  Erbabfindungsgeldern 
von  4000  fl.  übernimmt,  wird  kein  Mitglied  der  bäuerlichen 
Classe,  kein  Kenner  bäuerlicher  Verhältnisse  daran  denken, 
einen  solchen  Besitzer  als  unrettbar  verlornen  Schuldknecht 
des  räuberischen  Geldcaj^titals  zu  bejammern.  Versteht 
der  Mann  sein  Geschäft  und  bleibt  er  vom  Unglück  ver- 
schont, so  wird  er  ausser  den  Zinsen  der  Hypothek  auch 
die  Amortisation  erwirtschaften  und  im  Laufe  der  Jahre 
das  Gut  von  der  Schuld  befreien.  Selbst  wenn  die  hypo- 
thekarische Verschuldung  so  hochsteigt,  dass  die  Zinsen  der 
vollen  Pachtrente  des  Gutes  gleichkommen,  befindet  sich  der 
Besitzer  noch  immer  in  der  Lage  eines  Pächters,  mit  dem 
Unterschied,  dass  er  den  Pachtzins  anstatt  an  den  Eigen- 
thümer  an  die  Gläubiger  bezahlt,  und  dass  ihm  die  Hoffnung 
winkt,  im  günstigen  Falle  nach  allmählicher  Abstossung 
der  Schulden  das  freie  Eigenthum  des  Gutes  zu  erwerben. 
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Anders  freilich,  wenn  ein  landhungriger  Käufer  ein 
Gut  im  Ertragswert  von  10.000  fl.  um  15.000  fl.  mit 
geringer  Anzahlung  an  sich  bringt,  oder  wenn  ein  Anerbe 
den  hochverschuldeten  Hof  gegen  übermässige  Taxe  mit 
neuen  Erbhypotheken  belastet  annimmt.  Wer  unter  so 
ungesunden  ^Verhältnissen  seine  Wirtschaft  beginnt,  dem 
allerdings  wird  es  nur  selten  dm'ch  ausnahmsweise  Ver- 
einigung von  Tüchtigkeit  und  Glück  gelingen,  sich  des 
lähmenden  Drucks  der  übermässigen  Verschuldung  zu 
erwehren.  Solche  Güter,  deren  Zinsverpflichtungen  den 
regelmässigen  Reinertrag  übersteigen,  stehen  immer  auf 
der  Schneide  der  Execution;  ihre  Besitzer  A\drtschaften 
als  geduldete  Verwalter  der  Gläubiger,  denen  in  Form  der 
Hypothek  der  ganze  Gutswert  gehört. 

Gegen  solche  Ausartung  des  Hypothekarcredits, 
nicht  gegen  die  Rechtseinrichtucg  der  Hypothek,  kehren 
sich  bei  richtiger  Betrachtung  die  Schöpfer'schen  Argumente 
und  leiten  daher  zur  Forderung  einer  gesetzlichen  Yer- 
scliuldungsgrenze,  während  Professor  Schöpfer  zum  radicaleu 
Programm  gänzlicher  Ähschajfimg  der  Hypothek  nur  mittelst 
offenbarer  Fehlschlüsse  gelangt.  Alle  wirtschaftlichen 
Uebel,  die  Professor  Schöpfer  als  directe  Ausflüsse  der 
Verschuldbarkeit  des  Bodens  schildert,  erweisen  sich  als 
Folgen  theils  des  Missbrauchs  der  Hypothek,  theils  der 
den  herkömmlichen  Verschuldungsformen  anhaftenden 
Mängel. 

Hier  treffen  wir  auf  ein  weiteres  bedeutsames  Miss- 
verständniss  des  christlichsocialen  Reformers.  Während 
er  seinen  eifervollen  Angriff  gegen  die  -»moderne«  Hypothek 
kehrt  und  das  Verbot  der  »modernen«  Hypothekarbelastung 
wegen  ihrer  Unverträglichkeit  mit  der  Natur  von  Grund 
und  Boden  fordert,  treten  umgekehrt  die  grundsätzlichen 
Mängel  der  alten,  seit  Jahrhunderten  unverändert  gebräuch- 
lichen Hypothekareinrichtung  immer  schärfer  zu  Tage 
und  drängen  zur  Einführung  einer  »modernen«  Hypothek, 
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die  sich  der  besonderen  Natur  des  Grundbesitzes  und 
seinen  Bedürfnissen  zweckmässig  anschmiegt.  Nicht  die 
Hypothek  an  sich,  aber  die  Tiündhare  Caßitalhypothek  tvider- 
spricht  der  Natur  von  Grund  und  Boden.  Schon  der  alte 
Jiistus  Moser  wies  darauf  hin,  dass  der  Landwirt,  der 
eine  Capitalsverpflichtung  gegen  Kündigung  auf  sich 
nimmt,  verspricht,  was  er  nicht  halten  kann.  Wenn  seit 
Rodhertus  schon  die  Spatzen  auf  den  Dächern  pfeifen, 
dass  dem  Boden  als  einem  blossen  Rentenfond  nur  die 
Zahlung  von  Rente,  nicht  von  Capital  zugemuthet  werden 
kann,  so  zeigt  doch  die  Praxis  äusserst  geringe  Neigung, 
den  Forderungen  einer  unläugbar  richtigen  Theorie  zu 
entsprechen.  Nach  wie  vor  verspricht  der  Landmrt, 
wenn  er  sein  Gut  zur  Hypothek  verschreibt,  das  creditierte 
Capital  von  Tausend  oder  Zehntausend  nicht  nur  zu  ver- 
zinsen, sondern  »gegen  halbjährige  Auf-  oder  Abkündung« 
zu  bezahlen.  Jeder  Aussteller  einer  solchen  Verschreibung 
weiss,  dass  er  nicht  bezahlen  kann,  wenn  die  Kündigung 
wirklich  erfolgt;  er  rechnet  eben  darauf,  dass  er  dann 
wieder  einen  anderen  Capitalisten  findet,  dem  er  wieder 
versjDricht,  was  er  niemals  leisten  kann.  Doch  es  fehlt 
nicht  nur  das  Könneoi,  es  fehlt  —  noch  schlimmer  —  das 
Wollen.  Conservativ  in  Allem,  conserviert  der  Bauer  auch 
seine  Schulden  und  denkt  in  den  seltensten  Fällen  an  die 
Rückzahlung  eines  Capitals  der  alten  Fa^on.  Das  Ver- 
sprechen der  Rückzahlung  bei  Entstehung  der  Capital- 
schuld  wird  zur  leeren  Formel  und  die  neue  Schuld  erbt 
sich  grundsätzlich  auf  den  Sohn  und  Enkel  weiter,  bis 
fortgesetzter  Schuldenzuwachs  den  Hof  auf  die  Gant  und 
den  ganzen  Schuldenknäuel  zur  Entwirrung  bringt.  Hier 
finden  wir  den  springenden  Punkt  der  Agrarfrage:  nicht 
dass  Schulden  gemacht,  sondern  dass  sie  nicht  bezahlt 
werden,  richtet  die  Landwirtschaft  zu  Grunde.  Wenn 
im  Eingangs  citierten  Artikel  der  »Reichspost«  der  Verfasser 
mit   frommem  Augenaufschlag  darauf  hinweist,    dass   wir 
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Duur  in  der  Zeit  hesitzewi,  dass  wir  es  nicht  wagen  dürfen, 
die  Erde,  -das  Lehen  Gottes«,  »den  kommenden  Ge- 
» schlechtem,  die  den  gleichen  Rechtsanspruch  auf  diese 
»Nutzniessung  besitzen,  mit  schweren  wucherischen  Schuld- 
>: lasten  zu  übergeben«,  so  birgt  die  pietistisch  verzierte 
Floskel  den  richtigen  Gedanken,  dass  jede  Oeneratmi 
tliunUclist  ilire  Sclnüden  bezahlen  soll.  Ausser  Stande,  die 
stets  -«dederkehrenden  Anlässe  zu  neuer  ^Verschuldung  zu 
beseitigen,  sollen  wir  dafür  sorgen,  dass  die  alten  Schulden 
verschwinden,  um  neuen  Platz  zu  machen.  Dies  Hauptziel 
vorschauender  Agrarpolitik  können  wir  nicht  erreichen, 
so  lange  der  Realcredit  in  Form  der  alten  Hypothek 
gewährt  wird.  Das  gegen  Kündigung  zahlbare  Capital 
ist  thatsächhch  unzahlbar  und  erbt  sich  »wie  eine  ew'ge 
Krankheit  X  von  Geschlecht  zu  Geschlecht.  Darum  muss 
die  Losung  lauten:  i> Fort  mit  der  aJten  Hypothek !<i.  An  die 
Stelle  der  alten  trete  che  moderne  Hypothek,  die  Annuität 
oder  Amortisationsrente,  die  zwei  scheinbar  widerstreitende 
Forderungen,  dass  der  Grundbesitz  statt  Capital  nur  Rente 
zu  bezahlen  brauche,  und  dass  jede  Generation  ihre 
Capitalschulden  tilge,  sinnvoll  versöhnt.  Kann  auch  der 
Bauer,  auf  dessen  Hof  ein  Kaufrest  oder  eine  Erbabfindung 
von  4000  fl.  haftet,  cües  Capital  unmöglich  mit  einem 
Male  bezahlen,  so  besteht  doch  in  der  Regel  kein  Anstand, 
dass  er  aus  dem  Gutsertrag  eine  jährliche  Rente  von 
220  fl.  entrichtet,  deren  Leistung  bei  Anrechnung  von 
3V2°o  Zinsen  und  2"o  Tilgung  das  Gut  in  ca.  30  Jahren 
von  der  ganzen  Hypothekarschuld  befreit.  Solch  eine 
allmähliche  Tilgung  der  auf  das  Gut  gelegten  Schulden 
zähle  ich  zu  jenen  »Pflichten  des  Besitzes«,  die  der 
Landeigenthümer  zugleich  mit  den  Rechten  auf  sich 
nimmt,  deren  Erfüllung  aber  den  Bestand  geeigneter 
heute  noch  fehlender  Einrichtungen,  eine  gemeinwirt- 
schaftliche Organisation  des  Hypothekarcredits,']und  gewisse 
Beschränkungen  der   Capitalverschuldbarkeit   des    Grund- 
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besitzes  voraussetzt.  In  dieser  Ricl^tung  vollziehe  sich 
die  geforderte  Reform  des  Agrarrechts,  in  zeitgemässer 
Fort-  und  Umbildung  des  aus  dem  Wesen  des  landwirt- 
schaftlichen Betriebs  erwachsenen  Rechtsinstituts  der 
Hypothek,  für  dessen  gänzliche  Abschaffung  nur  stimmen 
kann,  wer  vor  einer  revolutionären  Umwälzung  unserer 
heutigen  Wirtschaftsordnung  nicht  zurückscheut. 

Von  all  den  Vorwürfen,  die  Professor  Schöpfer  gegen 
die  Hypothek  richtet,  die  aber  bei  näherer  Prüfung  nur 
ihren  Missbrauch  und  ihre  herkömmliche  unpassende  Form 
treffen,  bleibt  nur  noch  die  eine  Anklage  zu  prüfen,  dass 
die  Verschuldbarkeit  des  Bodens  den  Zinsfuss  steigere 
und  den  Verkelirsivert  über  den  Ertragsivert  des  Bodens 
erhöhe.  Was  nun  zuerst  den  Zinsfuss  betrifft,  so  gilt  als 
ökonomisches  Axiom,  dass  die  Höhe  des  Zinses  mit  der 
vom  Schuldner  Gebotenen  Sicherheit  im  verkehrten  Ver- 
hältniss  steht;  je  grösser  die  Sicherheit,  mii  so  kleiner  der 
Zins;  je  kleiner  die  Sicherheit  um  so  gTösser  der  Zins. 
Daraus  folgt,  dass  der  Landwirt  auf  gute  Hypothek 
billigeres  Geld  erhält,  als  auf  seine  einfache  Handschrift, 
dass  man  ihm  also,  wenn  man  die  Verpfändung  des  Bodens 
gesetzlich  ausschliesst,  den  Credit  in  der  Regel  vertheuert. 
Auch  in  der  dem  Professor  Schöpfer  so  sympathischen 
Zeit  des  Sachsenspiegels  gab  es  ausnahmsweise  Credit; 
aber  weil  der  Jude  »vom  Gute  nichs  bekommen  konnte«, 
nahm  er  50  Prozent  als  gebräuchliche  Zinsen,  wobei  er 
wohl  die  Gefahr  der  damals  periodischen  Judenmassacres 
mit  in  den  Calkül  zog.  Von  jener  schwindelnden  Höhe 
glitt  der  Zinsfuss  nach  Einführung  der  Hypothek  all- 
mählich auf  den  heutigen  Stand  von  4%  herunter  und 
wenn  nicht  alle  Zeichen  trügen,  stehen  wir  noch  keines- 
wegs am  Ende  der  abwärts  führenden  Bewegung.  Wie 
es  sich  mit  diesen  allbekannten  unläugbaren  Thatsachen 
verträgt,  von  der  Abschaffung  der  Hypothek,  von  der 
Rückkehr  zum  Recht  des  Sachsenspiegels,  für  den  Land- 
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wirt  billigen  Credit  zu  erhoffen,  vermag  eine  von  den 
herkömmliehen  ökonomischen  Anschauungen  noch  nicht 
emancii:)ierte  Intelligenz  nm*  schwer  zu  begreifen. 

Auf  die  Höhe  des  Weltzinsfusses  hat  die  Gesetz- 
gebung eines  einzelnen  Staates  keinerlei  Einfluss.  Der 
Discont  auf  dem  Londoner  Markt  ändert  sich  um  kein 
Zehntel,  ob  man  in  Tirol,  ob  man  in  ganz  Oesterreich 
die  Hypothek  beibehält  oder  abschafft.  AVie  sich  aber 
das  Capital  verhalten  werde,  wenn  einmal  auf  der  ganzen 
culti^'ierten  Erde  die  »gesetzliche  Unverschuldbarkeit  des 
Bodens«  als  internationales  Recht  gilt,  können  wir  füglich 
als  Doctorfrage  unerörtert  lassen,  da  mindestens  für  die 
nächsten  Generationen  die  Schaffung  eines  gemeinsamen 
Völker -Privatrechts  kaum  bevorsteht.  Uebrigens  führt 
gerade  der  von  Professor  Schöpfer  betonte  Satz  >^das  Geld 
sucht  seine  Anlage,  es  sucht  möglichst  grossen  Profit, i<  noth- 
wendig  zur  Annahme,  dass  das  Geldcapital,  wenn  man 
ihm  die  hypothekarische  Verwertung  durch  ein  inter- 
nationales Verbot  der  Hypothek  verwehrt,  die  Alittel 
finden  wdrd,  den  ausfallenden  Capitalzins  durch  Grund- 
rentenhezug  zu  ersetzen.  Mit  dem  Geld,  das  nicht  mehr 
Hypothekarzinsen  eintragen  darf,  kauft  der  Capitalist  das 
Out  und  bezieht  als  Eigenthümer  die  Zinsen,  die  ihm  der 
frühere  zum  Pächter  degradierte  Besitzer  in  Form  von 
Pachtzins  bezahlt.  Will  man  diesen  Expropriationsprocess 
verhindern,  so  muss  man  Grund  und  Boden  nach  dem 
Eecept  der  Landreformer  verstaatlichen,  wenn  man  nicht 
frischweg  den  socialistischen  Staat  vorzieht,  der  alle 
»capitalistische  Ausbeutung«,  allen  »Zinswucher«  unfehlbar 
und  dauernd  beseitigt. 

Erweist  sich  demnach  die  nach  Abschaffung  der 
Hypothek  in  Aussicht  gestellte  Zinsfussermässigung  als  eine 
Chimäre,  so  steckt  dagegen  in  der  anderen  Behaui^tung 
Professor  Schöpfers,  dass  die  hypothekarische  Verschuld- 
barkeit  den  Verkehrswert  des  Bodens  erhöhe,  ein  Körnchen 
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Wahrheit.  Mehr  als  anderswo  leidet  die  Landwirtschaft 
in  Tü'ol  unter  dem  Uebel,  dass  die  im  freien  Verkehr  be- 
zahlten Preise  den  wahren  Ertragswert  des  Grundes  oft 
um  ein  Vielfaches  übertreffen.  Tragen  nun  auch  an  dieser 
verderblichen  Bodenüberschätzung  und  Ueberzahlung  ver- 
schiedene von  der  Hypothek  ganz  unabhängige  Momente 
die  Hauptschuld,  so  fördert  doch  die  schrankenlose  Ver- 
schuldbarkeit  das  unvernünftige  Treiben  der  Preise,  weil  sie 
auch  relativ  unbemittelten  Bewerbern  das  Mitbieten  er- 
möglicht und  somit  die  Concurrenz  der  Nachfrage  aus- 
dehnt. So  wünschenswerth  es  erscheint,  allmählig  ge- 
sündere Bewertungsgrundsätze  in  den  betheiligten  Kreisen 
einzubürgern,  und  den  Ertragswert  /Zum  Angelpunkt  des 
ganzen  Güterverkehrs  zu  machen«  (Schäffle),  so  bedarf 
es  doch  zur  Erreichung  dieses  Zieles  nicht  der  radicalen 
Massregel  gänzlicher  Abschaffung  der  Hyj)othek,  sondern 
es  genügt,  wenn  man  überhaupt  so  weit  gehen  will,  eine 
gesetzliche  Yerschuläungsgrenze,  die  das  zulässige  Mass 
hypothekarischer  Belastung  auf  eine  gewisse  Quote  des 
Reinertrags  wertes  beschränkt.  Auch  hier  begegnen  wir 
dem  schon  wiederholt  gerügten  Schöpfer'chen  Fehlschluss: 
um  den  Uebeln  abzuhelfen,  die  der  Missbrauch  der  Hypothek 
erzeugt,  beantragt  er  nicht  die  Abstellung  des  Missbrauchs, 
sondern  das   Verbot  der  HypotheTi. 

Wenn  dann  der  Herr  Professor  nach  all  diesen  athem- 
raubenden  logischen  Sprüngen  mit  kindlich  frohem  Selbst- 
bewusstsein  ausruft  f-k-Ji  möchte  nun  den  kennen,  der  gegen 
^diesen  Beweis  wissenscliaftlich  irgend  eisten  Einwand  erheben 
»ka7in<~<,  so  finden  wir  es  nur  begreiflich,  dass  ein  so  über- 
zeugter Eifer  sich  mn  die  Durcliführbarkeit  der  deductiv 
gefundenen  Theorien  erst  in  zweiter  Linie  kümmert,  dass 
er  sich  zunächst  fragt  »is^  wahr,  was  hier  zum  Ausdruck 
kommt &,  und  aus  der  vermeintlich  bewiesenen  Wahrheit 
die  Durchführbarkeit  folgert.  Wie  es  sich  mit  der  »Wahr- 
heit« der  Schöpfer'schen  Agrardogmen  verhält,  glaube  ich 
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zur  Genüge  gezeigt  zu  haben.  Damit  entfällt  wohl  der 
Anlass,  auf  die  Frage  der  Durchführung  näher  einzugehen. 
Die  Mögli-chkeit  der  Durchführung  will  ich  gar  nicht  be- 
streiten ;  kann  doch  der  Staat  jede  Norm  zum  Gesetz  er- 
heben, die  den  jeweiligen  Machthabern  gut  dünkt.  Ob 
aber  solch  ein  neues  »Rechts  einen  socialen  und  wü't- 
schaftlichen  Fortschritt  bedeutet,  ob  es  in  seinen  Wirkungen 
zum  dauernden  Wohl  der  Gesellschaft  ausschlägt,  ist  eine 
ganz  andere  Frage,  die  ich  in  betreff  der  beantragten 
gesetzlichen  Unverschuldbarkeit  des  Grundbesitzes  ganz 
entschieden  verneine. 

Beachtung  verdient,  dass  Vogelsangs  Schüler  sich  die 
Durchführung  seiner  Theorien  wesentlich  anders  vorstellen 
als  der  Meister;  nach  Vogelsang  beginnt^  nach  Schöpfer 
endet  der  neue  Curs  mit  der  Schliessung  der  Hypotheken- 
bücher. Die  entscheidende  Massregel,  mit  der  Vogelsang 
die  Agrarreform  einleitet,  nimmt  Schöpfer  nur  als  »letztes 
Zieh<  in  Aussicht  und  verwässert  damit  erklecklich  den 
christlichsocialen  Wein.  Im  übrigen  lässt  uns  Professor 
Schöpfer  über  die  Art  der  Durchführung  seiner  Pläne  völHg 
im  Dunkeln.  Auf  die  überlegene  Weisheit  der  Regierung 
bauend,  fordert  er  von  ihr  einfach  •» agrarrechtliche  Mass- 
naJimen,um  nmächstdie  iveitere  Hypotliekarverschiddung  von 
Grund  und  Boden  zu  verhindern.  <i  Wie  aber  die  Regierung 
ohne  sofortige  Schliessung  der  Hypothekenbücher  die  fort- 
gesetzte Entstehung  neuer  Hypotheken  verhindern  soll,  da- 
rüber scheint  sich  Professor  Schöpfer  als  über  eine  neben- 
sächliche Detailfrage  keine  weiteren  Gedanken  zu  machen. 

Wesentliche  Beruhigung  über  die  Durcliführbarkeit 
seiner  Idee  schöpft  der  Herr  Professor  aus  einem  y.  Blick 
auf  die  Geschichte  ;.  »Was  ich  fordere,  wird  als  undm'ch- 
führbar  hingestellt.  Ja  war  es  ^-ielleicht  nie  vorhanden?« 
fragt  Schöpfer  und  findet  die  bejahende  Antwort  in  den 
agrarischen  Einrichtungen  des  jüdischen  Alterthums  und 
des   christlichgermanischen    Mittelalters.     Bei    aller   Aner- 
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kennung  der  in  christlichsocialen  Kreisen  seltenen  Obiec- 
tivität,  die  uns  alt  jüdisches  Recht  als  nachahmenswertes 
Muster  hinstellt,  muss  ich  mich  doch  gegen  die  Beweis- 
kraft solcher  historischen  Exempel  grundsätzlich  verwahren 
nicht  Aveil  es  sich  um  Juden,  sondern  weil  es  sich  um  Ein- 
richtungen handelt,  die  vor  dreitausend  Jahren  aus  einem 
ganz  anders  gearteten  wirtschaftlichen  und  socialen  Milieu 
erwuchsen.  Gleiches  gilt  für  das  Recht  des  Sachsenspiegels, 
dessen  Zeiten  immerliin  sechs  Jahrhunderte  hinter  uns 
liegen.  In  jener  Periode  der  reinen  Naturalwirtschaft  und 
des  Gesammteigenthums,  wo  es  nahezu  keinen  A^erkehr 
mit  Grund  und  Boden,  keinen  regelmässigen  Geldbedarf 
und  daher  auch  keinen  Credit  gab,  wo  der  Bauer,  was  er 
brauchte,  selbst  erzeugte,  keine  anderen  als  Naturalabgaben 
entrichtete  und  die  Hufe  ohne  Erbabfindung  auf  alle  männ- 
lichen Nachkommen  vererbte,  mochte  man  das  Rechts- 
institut der  Hypothek  fügli(üi  entbehren.  Den  ungeheuren 
Umschwung,  der  sich  seither  in  allen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  vollzog,  scheint  Professor  Schöpfer  nicht  hin- 
länglich zu  würdigen,  wenn  er  an  der  Pforte  des  zwanzigsten 
Jahrhunderts  die  Rückkehr  zum  Agrarrecht  des  Sachsen- 
spiegels empfiehlt.  Die  ökonomische  Entwicklung  lässt 
sich  nicht  rückwärts  schrauben,  das  Rad  der  "Weltgeschichte 
nicht  rückwärts  drehen.  So  wenig  wie  den  ganzen  ent- 
schwundenen Feudalstaat  des  christlichgermanischen  Mittel- 
alters können  wu*  seine  agrarische  Natm-alwirtschaft  wieder 
ins  Leben  rufen.  AVeil  wir  heute  und  wohl  noch  für  lange 
Zeit  unter  dem  Zeichen  der  capitalistischen  Production 
stehen,  deshalb  können  Grund  und  Boden,  wie  auch  Pro- 
fessor Schöpfer  mit  naivem  Selbstwiderspruch  zugibt,  des 
Credites  und  der  Schulden  nicht  entbehren.  y^Xie  und 
nimmer  entbehren^  sagt  Schöpfer  übertreibend,  während 
doch  weder  eine  reine  Natm'alwirtschaft  nach  mittel- 
alterlichem ISIuster,  noch  eine  Collectivwirtschaft  nach 
sociahstischem  Zukunftsideal  des  Credits  und  der  Schulden 
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bedarf.  Ob  sich  dies  Zukunftsideal  einst  verwirklicht,  wer 
kann's  sagen !  Fest  steht  nur,  dass  die  Gesellschaft,  wenn 
sie  sich  nach  christlichsocialem  Recept  zur  Abschaffung 
der  Hypothek  entschliesst,  in  der  Richtung  des  socialistischen 
Zukunftsstaates  einen  entscheidenden  Schritt  macht. 

In  den  Kreisen  berufener  Vertreter  der  Wissenschaft 
findet  Professor  Schöpfer  für  seine  Theorien  und  Pläne 
nicht  einen  einzigen  Gewährsmann.  Alle  Autoritäten  der 
A^olkswirtschaft,  die  sich  in  den  letzten  Decennien  mit  der 
Agrarfrage  näher  befassten,  Bodbertus,  Stein,  Schäffle, 
Wagner,  Sclinioller,  Conrad,  Biichenherger  etc.,  weisen  die 
Abschaffung  der  Hypoili^k  kurzweg  von  der  Hand  und 
nehmen  nur  zur  Frage  der  Einführung  einer  Versclml- 
diingsgrenzeje  nach  ihrem  Standpunkt  verschiedene  Stellung. 
Völlig  einsam  in  den  Kreisen  parteiloser  Wissenschaft, 
findet  Professor  Schöpfer  für  seine  Theorie  nicht  einmal 
bei  sonst  nahen  Gesinnungsverwandten  zustimmendes  Ver- 
ständniss,  da  die  Katholiken  Oesterreichs  laut  der  auf  den 
allgemeinen  Tagen  von  Wien  und  Linz  gefassten  Beschlüsse 
'i'eine  gesetzlich  festgestellte  Verscluddungsgrenze  für  Bauern- 
gütern und  die  Katholiken  Deutschlands  laut  ihres  vor 
zwei  Jahren  veröffentlichten  socialen  Programms  »f?ie  Ein- 
führung eines  Agrarrechts  mit  dem  Rentenprincip  für  die 
Verschuldung  von  Grund  und  Boden^i  verlangen.  Dass 
Professor  Schöpfer  sich  auf  eben  diese  Enunciationen  der 
österreichischen  und  deutschen  Katholiken  zur  Unterstützung 
seines  Standpunkts  beruft,  dass  er  so  ganz  und  gar  ver- 
kennt, wie  der  Ruf  nach  zeitgemässer  Reform  der  Hypothek 
die  Anerkennung  ihrer  wirtschaftJichsocicden  Fundamente 
voraussezt,  verräth  einen  Mangel  an  klarer  Erkenntniss, 
an  logischer  Schärfe,  der  am  Berufslehrer,  am  Mann  des 
Katheders  nicht  wenig  befremdet. 

Noch  peinlicher  trat  diese  geistige  Unklarheit  des 
christlichsocialen  Wortführers  im  weiteren  Verlauf  der 
Debatte   zu    Tage.     Wenn    Professor  Schöpfer    in    seiner 
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Replik  erklärte,  y>dass  ein  Unterschied  zwischen  Unverschidd- 
harkeit  und  Verschiddungsgrenze  besteht,  das  iveiss  ich  sehr  gut; 
aber  ich  kann  mir  sogar  beide  vereint  denken<.<,  so  trieb  er 
entweder  ein  in  ernster  Verhandlung  unzulässiges  Wortspiel, 
oder  er  vergieng  sich  unverzeihlich  gegen  das  ewige  Denk- 
gesetz, das  die  gleichzeitige  Bejahung  und  Verneinung  der- 
selben Annahme  verbietet.  Man  kann  nur  entweder  die 
Haftung  oder  die  Nichthaftung  des  Bodens  für  die  Schulden 
des  Besitzers,  aber  nicht  beides  in  einem  Athem  verlangen. 
Wer  mit  Vogelsang  und  den  Christlichsocialen  für  die 
»Schliessung  der  Ifgpothekenbücher<i  eintritt,  der  darf  nicht, 
wenn  man  ihm  die  Consecj[uenzen  des  Systems  vorhält, 
gleich  Professor  Schöpfer  zaghaft  erklären:  »ich  verwerfe 
nur  den  modernen  Hypothekarcredit« ;  denn  jede  Ai-t  von 
geordnetem  Hypothekarcredit  setzt  Hypothekenbücher  vor- 
aus. Man  mag  den  Realcredit  wie  immer  gestalten,  eine 
Verschuldungsgrenze  einführen,  die  Execution  auf  die 
Früchte  beschränken,  allemal  bedarf  man  des  öffentlichen 
Buches,  das  die  wie  immer  beschaffene  Hypothek  nach 
Bestand  und  Rangordnung  feststellt.  Daher  deckt  sich 
die  in  der  Schöpfer' sehen  Resolution  geforderte  »gesetzliche 
Unverschiddbarkeif  des  Bodens^  mit  der  Vogelsang'schen 
»Schliessung  der  Hypothekenbücher ^.  und  steht  in  contra- 
dictorischem  Gegensatz  zu  all  jenen  mannigfachen  Anträgen, 
die  an  Stelle  der  alten,  unbeschränkten  kündbaren  Capital- 
Hypothek  die  Einführung  einer  modernen,  dem  Betrag 
nach  begrenzten,  dem  Rentenprincip  angepassten  Boden- 
verschuldung bezwecken. 

Freilich  hat  Professor  Schöpfer  unmittelbar  vor  der 
Abstimmung  jede  Ki'itik  dm-ch  die  Erklärung  entwaffnet, 
man  hätte  seinen  Antrag  missverstanden,  er  habe  nach 
Formen  gesucht,  um  das  zu  vermeiden,  aber  es  gehe  sehr 
schwer;  er  habe  nichts  dagegen,  wenn  jemand  seinen  Au- 
trag besser  und  deutlicher  stilisiere.  Nach  diesem  ziem- 
lich ungeordneten  Rückzug   des  Gegners   scheint  es   fast 
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Luxus,  dem  agrarischen  Problem  der  gesetzlichen  Unver- 
schuldbarkeit  des  Bodens  einen  etwas  lang  gerathenen  Auf- 
satz zu  widmen.  Dennoch  hielt  ich  die  Arbeit  nicht  für 
unnütz,  da  mich  der  citirte  Artikel  der  »Reichspost«  belehrte, 
dass  die  Vogelsang' sehe  Secte  noch  immer  eifrige  Propa- 
ganda macht,  dass  lange  nicht  alle  Schüler  bereit  sind, 
die  Grundlehre  des  Meisters  im  Entscheidungsmoment  zu 
verläugnen. 

Was  endhch  Professor  Schöpfers  Selbstanklage  be- 
trifft, man  habe  seine  Resolution  missverstanden,  iveil  ihm 
der  treffende  Ausdruck  seines  Gedankens  misslang,  so  scheint 
mir  doch  der  Wunsch  berechtigt,  dass  ein  parlamentarischer 
Führer,  der  mit  w^ohlerwogenen  principiellen  Anträgen  von 
grösster  Tragw^eite  vor  Landtag  und  Land  tritt,  den  schrift- 
lichen und  mündlichen  Gedankenausdruck  so  weit  be- 
herrsche, um  zur  unzweideutigen  Stilisierung  nicht  fremder 
HiKe  zu  bedürfen.  Verständlich  sagen,  was  man  denkt, 
geht  nicht  gar  so  schwer,  nur  bedarf  es  eigener  geistiger 
Klarheit.  Wer  sich  selbst  richtig  versteht,  wird  meist  auch 
von  Anderen  richtig  verstanden. 


IL  Wachsende  Bodenversehuldung. 


Der  Kampf  um  die  tirolische  Agrarreform  ähnelt  einer 
Schlacht  mit  zwei  Fronten.  Hier  gilts  den  Ansturm  der 
Radicalen  abzuwehren,  die  nicht  weniger  als  den  Umsturz 
der  heutigen  Wirtschaftsordnung,  den  Bruch  mit  den 
geltenden  Rechtsanschauungen  verlangen,  dort  heisst  es 
das  widerstrebende  Zaudern  der  Conservativen  überwinden, 
die,  ungern  vom  Altgewohnten  lassend,  alle  Neuerungsan- 
träge mit  misstrauischem  Zweifel  betrachten.  Um  die  be- 
dächtigen Anhänger  des  Hergebrachten  zum  Betreten  neuer 
Wege  zu  vermögen,  muss  man  sie  erst  augenscheinlich 
überzeugen,  dass  die  altbefahrnen  Geleise  zum  Abgrund 
führen,  dass  nur  die  scharfe  Alternative  -»Ruin  oder  Re- 
form« zur  Wahl  steht. 

Von  allen  Seiten  ertönen  laute  Klagen  über  die 
schlinmie  Lage  der  Landwirtschaft,  über  die  wachsende 
Schuldenlast,  die  wie  eine  bösartige  Wucherung  am  Lebens- 
mark des  arbeitenden  Volks  zehrt.  Doch  nirgends  hat  die 
Klage  mehr  Grund,  nirgends  ist  das  Uebel  so  weit  ge- 
diehen, wie  in  Tirol,  für  dessen  Grundbesitz  die  officielle 
Statistik  die  relativ  weitaus  höchste  VerschuldungszifEer 
aufweist.  Im  Folgenden  will  ich  versuchen,  die  in  meiner 
Schrift    ■» SchiddnotJi    und    Agrarreform«    gebrachten,     bis 
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Ende  1891  reichenden  Ziffern  durch  die  statistischen  Er- 
gebnisse der  letzen  vier  Jahre  (1892 — 1895)  zu  ergänzen 
und  zahlenmässig  zu  zeigen,  wie  unaufhaUsam  und  bedroh- 
lich die  landwirtschaftliche  Verschuldung  Tirols  fort- 
schreitet. Freilich  muss  man  bei  Beurtheilung  des  gebotenen 
Zahlenmaterials  mit  den  bekannten  Fehlerquellen  rechnen, 
vor  Allem  mit  der  Thatsache,  dass  die  bücherlich  ausge- 
wiesene hinter  der  wirklichen  Entlastung  erheblich  zu- 
rückbleibt, dass  also  die  zu  Recht  bestehende  Hypothekeu- 
belastung  der  officiellen  Verschuldungsziffer  bei  weitem 
nicht  gleichkommt.  Welches  Percent  der  bücherlichen 
Lasten  wegen  unterbliebener  Löschung  indebite  haftet, 
werden  wir  in  Bälde  bei  der  bereits  beschlossenen  Einfüh- 
rung der  Grundbücher  erfahren.  Vorläufig  sind  wir  auf 
ganz  unverlässliche  Schätzungen  angewiesen,  für  die  sich 
nur  in  den  bei  der  Grundbuchsanlegung  in  der  preussischen 
Rheinprovinz  jüngst  gemachten  Erfahrungen  ein  beiläu- 
figer Anhalt  findet.  Nach  den  vom  Landgerichtsdirektor 
Schmitz  in  der  preussischen  Agrarconferenz  (1894)  gemachten 
Mittheilungen  ergab  sich  bei  der  Grundbuchanlegung,  dass 
von  den  eingetragenen  Hypotheken  in  der  Gemeinde  Holz- 
weiler nur  sieben  Neuntel,  in  der  Gemeinde  Kückhoven 
gar  nur  vier  Siebentel  zu  Recht  bestanden.  Allerdings 
darf  man  in  Tirol  mit  solchen  Ziffern  nicht  rechnen,  weil 
bei  uns  zu  Beginn  der  70er  Jahre  eine  allgemeine  Hypo- 
thekenerneuerung stattfand,  durch  die  der  hundertjährige 
Wust  erloschener  Hypotheken  aus  den  öffentlichen  Büchern 
verschwand  Muss  man  also  die  für  Ende  1871  ausge- 
wiesenen 99  Millionen  als  effectiv  giltige  Schulden  betrach- 
ten, muss  man  ferner  annehmen,  dass  abgesehen  von 
Simultan-  und  Credith3'potheken  die  statistischen  Neuhe- 
lastungsziffern  durchwegs  der  Wirklichkeit  entsprechen,  so 
bleibt  nur  die  offene  Frage,  um  welche  Quote  die  für  die 
Jahre  1872 — 1895  bücherlich  ausgewiesene  Entlastung  von 
121.6  Millionen  hinter   der   wirklich    vollzogenen  Tilgung 
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zurückbleibt.  Bei  der  höchst  sanguinischen  Annahme, 
dass  durchschnittUch  nur  bei  drei  Viertel  der  getilgten 
Schulden  die  Löschung  im  Buche  erfolgt,  gelangt  man  zur 
runden  Summe  von  40  Millionen  als  dem  wahrscheinlichen 
Betrag,  um  den  die  statistische  Ziffer  den  wirklichen 
Schuldenstand  des  tirolischen  Grundbesitzes  übersteigt. 
Dass  diese  Schätzung  auf  sehr  optimistischer  Grundlage 
beruht,  bestätigen  die  bei  Realexecutionen  gemachten  Er- 
fahrungen, die  für  jeden  einzelnen  Fall  das  genaue  Ver- 
hältniss  zwischen  buchmässigem  und  wirklichem  Schulden- 
stand ergeben.  Ich  zweifle,  ob  unsere  mit  den  Realexe- 
cutionsergebnissen  vertrauten  Richter  und  Anwälte  nach 
diesem  Beurtheilungsmassstab  sich  entschliessen  könnten, 
für  eine  höhere  als  zehnpercentige  durchschnittliche  Ab- 
schreibungsquote zu  stim.men. 

In  welchem  Verhältniss  die  sohin  verbleibende  Hypo- 
thekarschuld sich  auf  landwirtschaftlichen  und  städtischen 
Besitz  vertheilt,  lässt  sich  ebenso  wenig  mit  annähernder 
Genauigkeit  bestimmen,  wie  der  Grundstück-  und  Häuser- 
wert, der  die  Unterlage  der  hypothekarischen  Belastung 
bildet. 

Versuchen  wir  zunächst  für  den  Liegenschaftswert 
eine  halbwegs  brauchbare  Ziffer  zu  gewinnen,  so  bietet 
sich  für ,  die  Berechnung  des  Gebäudewertes  in  den  Aus- 
weisen der  Brandversicherungsanstalten  die  relativ  beste 
Grundlage.  Wenn  der  Versicherungsanschlag  der  in  der 
tirolischen  Landesanstalt  versicherten  Gebäude  155  Millionen 
Gulden  und  der  bei  anderen  Anstalten  versicherten  Ge- 
bäude rund  66  Millionen  Gulden  beträgt,  und  wenn  man 
rund  ein  Viertel  der  tirolischen  Gebäudewerte  als  unver- 
sichert annimmt,  so  erhält  man  einen  Gesammtgebäude- 
wert  von  rund  295  Millionen  Gulden.  Da  in  der  Hypo- 
thekenstatistik die  Belastung  des  »städtischen«  Besitzes, 
d.  h.  der  in  den  Kreisstädten  Innsbruck,  Bozen,  Trient 
und  Rovereto  gelegenen  Liegenschaften,  von  der  Belastung 
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des  »sonstigen«  Besitzes,  d.  h.  aller  nicht  zu  jenen  vier 
Städten  gehörigen  Liegenschaften,  getrennt  erscheint,  so 
muss  man  analog  versuchen,  den  Gebäudewert  auf  »Stadt« 
und  »Land«  zu  vertheilen.  Unternimmt  man  diese  Ver- 
theilung  nach  dem  Verhältniss  des  Steuerwerts  der  Ge- 
bäude, der  für  die  genannten  vier  Städte  22.25  Mill.  Gulden, 
für  das  übrige  Land  39.58  Mill.  Gulden  beträgt,  so  erhält 
man  für  den  Gebäudewert  die  Approximativziffern  von 
105  Mill.  Gulden  für  die  vier  Kreisstädte  und  von 
190  Mill.  Gulden  für  das  ganze  übrige  Land. 

Besteht  auch  kein  Zweifel,  dass  die  Berechnung  des 
Wertes  der  landwirtschaftlich  benützten  Liegenschaften 
nur  vom  Katastralreinertrag  ausgehen  kann,  so  sieht  man 
sich  doch  bei  der  LTmwandlung  der  Ertragsziffer  in 
Capitalswert  auf  ein  ziemlich  beiläufiges  Rathen  verwiesen, 
le  nach  Landestheilen,  nach  Bezirken,  ja  nach  Gemeinden 
erweist  sich  das  Verhältniss  zwischen  Katasteranschlag 
und  Ertragswert  äusserst  verschieden.  Nimmt  man  im 
sicher  höchst  optimistischen  Durchschnitt  die  hundertacht- 
zigfache  Grundsteuer  (den  40.86fachenKatastral-Reinertrag) 
als  Capitalswert,  so  erhält  man  für  den  landwirtschaftlich 
benützten  Boden  Tirols  mit  dem  Katastral  ertrag  von 
4.77  Mill.  Gulden  einen  Gesammtwert  von  rund  195  Mill. 
Gulden,  wovon  rund  2  Millionen  auf  das  Gebiet  der  vier 
Kreisstädte,  193  Millionen  auf  das  übrige  Land  entfallen. 
Somit  beträgt  die  Wertunterlage  der  tirolischen  Hypotheken 
für  den  »städtischen«  Besitz: 

Gebäudewert     .  Mill.  Gulden  105 

Bodenwert    .     .      »  »  2 

zusammen  Mill.  Gulden  107 

für  den  »ländlichen«  Besitz: 

Gebäude  wert     .  Mill.  Gulden  190 

Bodenwert    .     .      »  »         193 

zusammen  Mill.  Gulden  383 

Totalsumme  Mill.  Gulden  490 
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Auf  diesen  Gesammtrealitätenwert  von  490  Mill.  Gulden 
vertheilt  sich  nun  folgende  Belastung: 

a)  städtischer  Besitz : 

Belastung  mit  Ende  1891      .     Mill.  Gulden  24.09 
Zuwachs  1892—1895    .     .  »  »  5.85 

Belastung  mit  Ende  1895  .  Mill.  Gulden  29.94 
woraus  sich,  ohne  Rücksicht  auf  die  in  den  Kreisstädten 
nur  ausnahmsweise  vorkommenden  indebite  haftenden 
Posten  eine  Verschuldung  von  28  Percent  des  Liegen- 
schaftswertes ergibt. 

b)  sonstiger  Besitz: 

Belastung  mit  Ende  1891      .     Mih.  Gulden  225.4 

Zuwachs  1892 »  »  5.3 

»         1893 »  »  4.8 

»         1894 »  »  5.4 

»         1895      .....         »  »  5.7 

Belastung  mit  Ende  1895     .     Mill.  Gulden  246.6 
Bringt    man    für    indebite   haftende 
Posten  gemäss  dem  oben  begründeten 
Anschlag  40  Mill.  Gulden  (rund  16"/o) 

in  Abzug Mill.  Gulden     40.0 

so  verbleibt  die  wahrscheinliche  effec- 

tive  Belastungsziffer  per Mill.  Gulden  206.6 

was  einer  Verschuldung  von  54  Percent  des  oben  berechneten 
Liegenschaftswertes  von  383  Mill.  Gulden  entspricht. 

Um  von  dieser  Rechnung  auf  die  wirtschaftliche  Lage 
unserer  bäuerlichen  Bevölkerung  richtige  Schlüsse  zu  ziehen, 
muss  man  sich  eine  Reihe  von  Umständen  vor  Augen  halten, 
die  den  auf  der  Landwirtschaft  lastenden  Schuldendruck 
erheblich  erschweren.  Erscheint  schon  der  Wert  des 
Bodens  mit  dem  vierzigfachen  Katastralreinertrag  bei  den 
heutigen  Productionsverhältnissen  äusserst  hoch  taxiert, .  so 
kommt  überdies  im  landwirtschaftlichen  Betriebe  das  in 
Gebäuden  investierte  Capital  nicht  als  besonderer  Ertrags- 
factor  zur  Geltung.     Aus  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden 
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zieht  der  Bauer  keine  Einnahme,  sie  verursachen  ihm  nur 
Auslagen  für  Steuern  und  Erhaltung.  Fragt  man  also  nach 
der  Fähigkeit  eines  Bauernhofes,  die  darauf  lastenden 
Schulden  zu  tragen,  so  bleibt  der  Wert  der  Gebäude  ausser 
Betracht.  Erwägt  man  ferner,  dass  ein  nicht  unerheblicher 
Theil  des  Bodens,  der  dem  Staate,  geistlichen  und  welt- 
lichen Corporationen  oder  wohlhabenden  Privaten  gehört, 
ganz  unbelastet  ist,  und  dass  die  Verschuldungsquote 
für  den  Häuserbesitz  in  den  Städten  und  Ortschaften  sich 
jedenfalls  weit  niedriger  stellt,  als  für  die  rein  landwirt- 
schaftlichen Besitzungen,  so  wird  man  zum  Schlüsse  kommen, 
dass  obige  Durchschnittsziiler  von  54  Percent  hinter  der 
wirklichen  Belastung  des  mittleren  und  kleinen,  eigentlich 
bäuerlichen  Grundbesitzes  weit  zurückbleibt. 

Scheidet  man  die  Hypothekenlast  nach  Landestheilen, 
so  findet  man  folgende  Vertheilung: 


Xord-       Deutsch-     Wälsch- 
tirol         Südtirol         tirol 

Millionen  Gulden 

Belastung  Ende  1892     .     .     . 
Zuwachs  1893 

»         1894  

»         1895  

65.— 
1.55 
1.10 
1.35 

86.9 
1.25 
120 
2.05 

78.8 
2.02 
3.07 
2.31 

Belastung  Ende  1895     .     .     . 
Katastralreinertrag     .... 

69.— 
1.3 

91.4 
1.94 

86.2 
1.53 

Somit  entfällt  auf  jeden  Gulden  Katastralreinertrag 
eine  Hypothekenbelastung  in  Nordtirol  von53fl.,  in  Deutsch- 
südtirol von  47  fl.,  in  Wälschtirol  von  56  fl.  Um  diese 
Ziffern  richtig  zu  wäirdigen,  muss  man  sie  mit  analogen 
Ziffern  anderer  Länder  vergleichen  So  z.  B.  entfällt  in  Ober- 
österreich bei  einer  für  Ende  1893  ausgewiesenen  Gesammt- 
verttchuldung  von  157.8  Mill.  Gulden  auf  je  einen  Gulden 
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Katastralreinertrag  eine  Hypothekenlast  von  13  fl.  80  ki-., 
also  rund   em  Viertel  der  für  Tirol   ausgewiesenen  Ziffer. 

Der  mittlere  A^erschuldungszuwachs  betrug  im  letzten 
Quadriennium  für  ganz  Tirol  5.3  Mill.  Gulden,  somit  für 
jeden  Gulden  des  Katastralreinertrags  jährlich  1.11  Gulden, 
während  sich  für  die  neun  Kronländer  mit  geordnetem 
Grundbuch  die  jährliche  Mehrbelastung  nach  dem 
25jährigen  Durchschnitt  nur  auf  0.25  fl.  für  je  einen  Gulden 
Reinertrag  beziffert.  Mit  mehr  als  vierfacher  A^erschuldungs- 
geschwindigkeit  eilt  also  Tirol  dem  drohenden  Endziel,  der 
landwirtschaftlichen  Crida,  entgegen. 

In  den  einzelnen  Landestheilen  ergibt  sich  zwischen 
Schuldenzuwachs  und  Katastralreinertrag  folgendes  Ver- 
hältniss: 


Schuldenzuw 

achs  per  Reinertragsgulden 

1893 

1894 

1895 

Nordtirol    .... 

1.20 

0.85 

1.03 

Deutschsüdtirol  .     . 

0.66 

0.63 

1.08 

Wälschtirol    .     .     . 

1.33 

2.— 

1.54 

In  diesen  Ziffern  kommt  die  relativ  schlimmere  Wirt- 
schaftslage Wälschtirols  deutlich  zum  Ausdruck. 

Um  die  Lage  nicht  noch  schwärzer  zu  beurtheilen, 
als  sie  wirklich  verdient,  darf  man  nicht  übersehen,  dass 
in  manchen  Bezirken  der  rapid  wachsenden  Verschuldung 
die  kaum  minder  rasche  Entstehung  neuer  und  Erhöhung 
vorhandener  Liegenschaftswerte  das  Gegengewicht  hält. 
Wenn  wir  z.  B.  für  die  Bezirke  Meran  und  Innsbruck  (Land) 
folgende  Ziffern  finden : 


1        Meran 

1 

Innsbruck 

Neubelastung  1893—1895   . 

2.863.812 

2.615.272 

Entlastung  1893—1895  .     . 

1.494.173 

0.972.760 

Schuldenzuwachs    .... 

1.369.639 

1.642.512 
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so  braucht  uns  die  Thatsache,  dass  in  beiden  Bezirken  die 
Hypothekarlast  jährhch  um  je  eine  halbe  Milhon  anwächst, 
keineswegs  zu  erschrecken,  da  die  productive  Verwendung 
dieser  Capitalsmengen  in  dem  aufblühenden  Kurort  Meran 
und  dem  an  die  Landeshauptstadt  angegliederten  Vorort 
Wilten  gewiss  nur  einen  wirtschaftlichen  Fortschritt  be- 
deutet. Doch  solch  tröstliche  Ausnahmen  können  nicht 
den  fatalen  Gesammteindruck  verwischen,  dass  in  Tirol  die 
hypothekarische  Entlastung  mit  der  Neubelastung  nicht  an- 
nähernd Schritt  hält,  dass  eine  stets  wachsende  Quote  der 
landwirtschaftlichen  Werte  dem  capitalistischen  Pfandnexus 
anheimfällt. 

Wie  die  unten  folgende  Hypothekentabelle  ergibt, 
vertheilt  sich  die  H^'-pothekenlast  sehr  ungleich  auf  die  ein- 
zelnen Gerichtsbezirke  und  steigt  vom  Minimum  (Bezirk 
Äla)  von  28  Percent  bis  zum  Maximum  (Bezirke  Borgo  und 
Cemhrd)  von  117  Percent  des  Verkehrs werts.  Unter 
50  Percent  des  Verkehrswerts  sinkt  die  Hypothekarschuld 
nur  in  11  Bezirken,  wovon  4  (Ala,  Primiero,  Cavalese  und 
Male)  zum  italienischen,  7  [Reiifte,  Ampezzo,  Lienz,  Kufstein, 
Hopfgarten,  Hall,  Meran)  zum  deutschen  Landestheile  ge- 
hören. In  29  (8  wälsch-  und  21  deutschtirolischen)  Be- 
zirken beAvegt  sich  das  Verhältniss  zwischen  Liegenschafts- 
wert und  Verschuldung  von  50  bis  80  Percent,  und 
steigt  in  9  italienischen  und  6  deutschen  Bezirken  von 
80 — 100  Percent.  Bedeuten  schon  diese  Ziffern  einen  auf 
die  Dauer  unhaltbaren  Zustand,  so  finden  wir  schliesslich 
in  1 1  über  den  Verkehrswert  der  Liegenschaften  verschul- 
deten Bezirken  die  bereits  eingetretene,  nicht  wegzuläug- 
nende  landwirtschaftliche  Crida.  In  den  Bezirken  Lavis, 
des,  Trient,  Cemhra  und  Borgo,  Steinach,  Mied,  Naiiders, 
Taufers,  Welsberg  und  Sarnthal  —  einem  vollen  Sechstel 
aller  tirolischen  Gerichtsbezirke  —  erreicht  die  landwirt- 
schaftliche Schuldnoth  einen  so  erschreckenden  Höhepunkt, 
dass  selbst  der  hartgesottenste  Optimist  nicht  länger  daran 
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denken  kann,  einer  so  unheilvollen  Entwicklung  mit  kühlem 
thatlosem  Gleichmuth  zuzuschauen. 

Man  muss  nur  staunen,  wie  bei  dieser  ganz  unge- 
heuerlichen Verschuldung  noch  immer  neue  Lasten  auf  den 
Grundbesitz  kommen  können !  Man  sollte  meinen,  dass  auf 
einen  über  den  Verkehrswert  belasteten  Besitz  doch  Nie- 
mand mehr  Geld  leiht.  Und  doch  sehen  wir,  dass  in  den 
Jahren  1892 — 1895  gerade  in  den  höchst  belasteten  Be- 
zirken noch  eine  übermässige  Neuverschuldung  stattfand, 
die  z.  B.  im  Bezirk  Sarnthal  7  Percent,  Täufers  8.9  Percent, 
Cles  9  Percent,  Cemhra  9.3  Percent,  Lavis  11  Percent, 
Trient  (Umgebung)  16  Percent,  Welsherg  17  Percent  des 
Verkehrs  wertes  der  Liegenschaften  erreichte.  Trotz  offen- 
barer Ueherscliuldiing  rapid  wachsende  Xeuverschiddung : 
wie  soll  das  enden? 

,  Einen  schlagenden  Beleg  für  die  bedrängte  Lage  der 

tirolischen  Landwirtschaft,  wenn  es  dessen  weiter  bedürfte, 
liefert  die  Executionsstatistik,  die  uns  die  Zahl  der  Fälle 
angibt,  in  denen  das  wirtschaftliche  Siechthum  des  hypo- 
thekenüberlasteten Landwirts  mit  dem  wirtschaftlichen  Tode, 
der  zwangsweisen  Besitzentsetzung,  abschliesst.  ^"ergleicht 
man  die  gewaltsamen  Todesfälle  (Realexecutionen)  mit  den 
natürlichen  Todesfällen  (Besitzübertragungen  durch  Erb- 
gang), so  findet  man,  dass  bis  Ende  1892  im  25  jährigen 
Durchschnitt  auf  1000  Erbfälle  in  Niederösterreich  178,  in 
Steiermark  175,  in  Oberösterreich  138,  in  Tirol  dagegen 
457  Realexecutionen  entfielen.  Für  das  Triennium 
1893 — 1895  zeigt  sich  nur  eine  unbedeutende  Verbesserung 
der  Relation,  indem  sich  in  ganz  Tirol  gegenüber  4408  Real- 
executionen 11035  Erbfälle  ergaben.  Die  absolute  Jahres- 
ziffer der  Realexecutionen  hat  sich  sogar  erhöht,  da  den 
1275  Executionsf allen,  die  nach  dem  Durchschnitt  der 
Jahre  1871—1892  in  Tirol  jährhch  vorkamen,  1486  Fälle 
im  Jahre  1893,  1506  Fälle  im  Jahre  1894  und  1416  Fälle 
im  Jahre  1895  gegenüberstehen. 
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Die  Sonderuiig  der  Ziffern  nach  den  einzelnen  Landes- 
theilen  gibt  folgendes  Bild: 


Erbfälle 

1893 

1894 

1895 

Zusam. 

Nordtirol       .... 
Deutschsüdtirol     .     . 
Wälschtirol  .... 

976 

904 

1391 

988 

937 

2296 

993 

730 

1820 

2957 
2571 

5507 

Summa : 

3271 

4221 

3543 

11035 

Executionen 

1893 

1894 

1895 

Zusam. 

Nordtirol       .... 
Deutschsüdtirol      .     . 
Wälschtirol  .... 

217 

453 
836 

332 
426 

728 

350 
357 
709 

899 
1236 
2273 

Summa : 

1506 

1486 

1416 

4408 

Diese  kleine  Tabelle  umschliesst  eine  grosse  Summe 
von  wirtschaftlichem  Jammer!  Wohin  sind  wir  schon  ge- 
kommen, wenn  in  Wälschtirol  im  Jahr  1893  die  Executionen 
60  Percent  der  Erbfälle  erreichten,  wenn  sogar  in  Deutsch- 
südtirol im  dreijährigen  Durchschnitt  auf  100  Vererbungen 
48  Executionen  entfallen!  Es  gibt  Bezirke,  wo  die 
schleichende  Krankheit  schon  zur  verderblichen  Seuche 
entartet.  Wenn  wir  z.  B.  im  Bezirk  Schlanders  in  den 
letzten  vier  Jahren  gegen  179  Erbgänge  368  Zwangs  ver- 
kaufe finden,  so  vermögen  wir  eine  solch  krachartige  Deroute 
des  ländlichen  Grundbesitzes  aus  dem  allgemeinen  Nieder- 
gang der  Landwirtschaft  nicht  genügend  zu  erklären  und 
müssen  auf  besondere  lokale  Ursachen  schliessen,  die  sich 
der  Beobachtung  des  auswärts  Stehenden  entziehen.  Die 
Executionsseuche  fragt  nicht  nach  Culturgattung,  nicht 
nach  Besitzform,  sie  wüthet  im  wein-  und  obstgesegneten 
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Kalterergau  mit  seinem  stark  parcellierten  beweglichen  Boden 
(182  Executionen  auf  353  Erbfälle),  wie  in  Gegenden,  wo 
durchwegs  geschlossene  Höfe  unter  Anerbenrecht  stehen, 
z.  B.  den  Bezirken  Sarnthal,  Kastelruth  und  Klausen,  die 
auf  285  Erbfälle  208  Executionen  erlitten.  Wenn  wir  von 
allen  tiroler  Bezirken  das  günstigste  Verhältniss  mit  Aveniger 
als  10  Percent  in  den  italienischen  Bezirken  Ala,  Fassa  und 
Primiero  finden,  wenn  überdies  die  oben  angewendete  Be- 
rechnungsmethode für  diese  Bezirke  der  Freitheilbarkeit 
und  des  römisch  gleichen  Erbrechts  nur  eine  Verschuldung 
von  28  P.ercent  (Ala)  und  37  Percent  (Primiero)  des  Liegen- 
schaftswertes ergibt,  so  mögen  wir  daraus  die  Lehre  ziehen, 
dass  es  auch  auf  agrarischem  Gebiet  keine  Regel  ohne 
Ausnahme  gibt,  dass  auch  die  Herrschaft  des  »liberalen» 
Agrarrechts  wirtschaftliches  Gedeihen  nicht  überall  und  alle- 
mal ausschliesst.  Ein  Gegenstück  finden  wir  in  Nordtirol 
im  Bezirk  Reutte,  wo  bei  weitgehendster  Parcellierung  und 
völlig  freier  Bewegung  des  Bodens  die  Hypothekarverschul- 
dung kaum  25  Percent  des  Liegenschaftswertes  beträgt  und 
das  Verhältniss  zwischen  Erb-  und  Executionsf  allen  (593:130) 
hinter  dem  Landesdurchschnitt  immerhin  erheblich  zurück- 
bleibt. 

Dieser  Durchschnitt  (100 :  40)  tritt  erst  in  die  rechte  Be- 
leuchtung, wenn  man  damit  die  Executionsstatistik  der 
anderen  Kronländer  vergleicht,  die  für  das  Jahr  1893  auf 
65.775  Erbfälle  9366  Zwangsverkäufe,  oder  ein  Verhältniss 
von  100: 14.2  ausweist.  Vollends  den  Augen  will  man  nicht 
trauen,  wenn  der  officielle  Ausweis  für  Galizien  im 
Jahre  1893  auf  18.997  Erbfälle  nur  763  Realexecutionen 
verzeichnet.  Wenn  dies  idyllische  Verhältniss  von  100:4 
der  Wahrheit  entspricht,  dann  können  wir  Tiroler  mit  der 
zehnfachen  Verhältnissziifer  uns  kaum  einer  neidischen 
Empfindung  angesichts  der  glücklichen  Agrarzustände  eines 
Kronlands  erwehren,  aus  dem  wir  immer  nur  die  beweg- 
lichsten   Klagen    über    agrarische    Noth    zu    vernehmen 


jriüdei 

a  10.46 

» 

19.3 

» 

2.95 

.» 

2.6 

» 

4.54 
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gewohnt  sind,  und  dem  es  Dank  seiner  politischen  Prä- 
ponderauz  so  trefflich  gehngt,  sich  aus  den  Mittehi  des 
Reiches  immer  wieder  wirtschaftliche  Begünstigungen  aller 
Art  zu  verschaffen. 

Fragen  wir  nach  den  Verschuldungsursachen,  so  finden 
wir,  dass  von  der  Gesammtneuverschuldung  des  letzten 
Trienniums  per  39.85  Mill.  Gulden 

auf  Kaufschillingsreste      .     .     .     Mill. 

»    Darlehen » 

»  andere  ^"ertrage  ....  » 
;)  executive  Intabulationen  .  » 
»  Erbabfindungen  ....  » 
entfallen.  Die  überraschend  hohe  Ziffer  der  Darlehen- 
schulden dürfte  ihre  Erklärung  wohl  in  dem  Umstand  finden, 
dass  in  die  Rubrik  »Darlehen«  -sdele  Credite  hineinkommen, 
die  anlässlich  von  Grundkäufen  oder  zur  Auszahlung  an 
Miterben  aufgenommen  werden,  die  also  wirtschaftlich 
unter  die  Rubriken  »Kaufschillingsreste«  und  »Erb- 
abfindungen« gehören.  Den  überwiegenden  Antheil  dieser 
beiden  Creditarten,  des  »Besitzcredits«,  an  dem  Verschul- 
dungszuwachs finden  wir  durch  die  Hypothekenstatistik  des 
letzten  Trienniums  neu  bestätigt. 

In  weiteres  Detail  einzugehen  halte  ich  für  zwecklos. 
Die  angeführten  Ziffern  genügen  vollkommen,  um  zu 
folgenden  Schlüssen  zu  gelangen: 

Die  hypothekarische  Verschuldung  von  Grund  und 
Boden  hat  in  Tirol  eine  gefährliche  Höhe  erreicht  und 
übersteigt  in  den  meisten  Bezirken  die  Hälfte  des  \''erkehrs- 
werts  der  Liegenschaften.  Eine  bereits  vielfach  bestehende 
TJeberschulduug  äussert  sich  in  der  ganz  unverhältniss- 
mässig  grossen  Zahl  der  Realexecutionen.  Der  jährlichen 
Neuverschuldung  hält  die  Hypothekentilgung  nicht  an- 
nähernd die  AVage.  Daraus  resultiert  ein  continuirliches 
Wachsthum  der  Schuldenlast,  das  die  ohnedies  bedrängte 
Lage   des   mittleren  und  kleinen  Grundbesitzes  von  Jahr 
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zu  Jalir  verschlimmert.  Geschieht  dieser  verhängnissvollen 
Bewegung  nicht  Einhah,  so  muss  der  allgemeine  wirtschaft- 
liche Verfall,  die  Proletarisierung  des  tirolischen  Bauern- 
standes in  absehbarer  Zeit  eintreten.  Mit  dem  »laissez 
faire,  laissez  aller«  geht  das  Land  zu  Grunde.  Man 
muss  endlich  mit  Reformen  beginnen,  die  dem  chronischen 
Schuldenzuwachs  ausgiebig  entgegenwirken,  die  in  der 
Bilanz  der  Landwirtschaft  das  gestörte  Gleichgewicht 
wiederherstellen. 


A.  Hypotheken-Tabelle. 

Gerichtsbezirk 

Verkehrs- 
wert  der 
Liegen- 
schaften 

Hypo- 
theken- 
zuwachs 
1892-1895 

Hypo- 
theken- 
stand 
Ende 1895 

Hypo- 
theken- 
zuwachs 

in  Per- 

centen 
des  Ver- 
kehrs- 
werts 

Hypo- 
theken- 
belastung 
in  Per- 
centen 
des  Ver- 

in Taus( 

jnden  von 

Gulden 

kehrs- 
werts 

Ldsger.  Innsbruck 

57.401 

1.588 

11.472 

2.8 

20 

Kreisger.  Bozen   . 

17.932 

0.470 

5.042 

2.6 

28 

»         Rovereto 

10  097 

0.453 

3.789 

45 

37 

»         Trient     . 

21.540 

3.336 

9.636 

15.5 

45 

Summe     für    den 

106  970 

5.847 

29.939 

5.5 

28 

städt.  Besitz 

Ala 

5.170 

0.147 

1.439 

2.8 

28 

Ampezzo      .     .     . 

1.843 

0.100 

0.593 

5.5 

32 

Ai'co 

5.495 

0.700 

4.623 

13.0 

84 

Borgo      .... 

4.752 

0.350 

5.560 

7.4 

117 

Bozen  (Umgebg.)  . 

20.855 

0.375 

11.448 

1.8 

55 

Brixen     .... 

9.455 

0.365 

5.217 

3.9 

55 

Bruneck*)    .     .     . 

6.115 

— 

3.285 

— 

54 

Buchenstein     .     . 

1.040 

0.018 

0.655 

1.8 

63 

Cavalese      .     .     . 

6.475 

0.379 

2.996 

5.9 

48 

Cembra  .... 

1.985 

0.185 

2.322 

9.3 

117 

Civezzano    .     .     . 

2.656 

0.236 

2409 

9.0 

90 

*)  Im  Bezirk  Bruneck  zeigt  der  Hypothekenstand  während  der 
Periode  1892—1895  eine  Abnahme  um  32.000  fl.  oder  0.5  "/o  des  Ver- 
kehrswerts. 
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Gerichtsbezirk 


Verkehrs- 
wert der 
Liegen- 
schaften 


Ilypo- 

theken- 

7A1  wachs 

1892-1895 


Hypo- 
theken- 
Stand 
Ende  1895 


in  Tausenden  von  Gulden 


Hypo- 
theken- 
zuwachs 
in  Per- 
centen 
des  Ver- 
kehrs- 
werts 


Hypo- 
theken- 
belastung 
in  Per- 
centeii 
des  Ver- 
kehrs- 
weris 


(Ui 


Cles    .     . 
Condino  . 
Enneberg 
Fassa 
Fondo     . 
Fügen 
Glurns     . 
Hall*)      . 
Hopfgarten 
Imst   .     . 
Innsbruck 
Kaltem  . 
Kastelrnth 
Kitzbühel 
Klausen  . 
Kufstein 
Lana  . 
Landeck 
Lavis 
Levico     . 
Lienz 
Mal^   .     . 
Meran 
Mezzolombardo 
Mieders  . 
Mori   .     . 
Nauders  . 
Neumarkt 


me:. 


7.371 

0.663 

7.577 

9.0 

3.628 

0.322 

2.270 

9.0 

2.066 

0.135 

1.963 

6.5 

1.242 

0.055 

0.767 

4.5 

3.714 

0.510 

3.219 

13  7 

2.513 

0.025 

1.924 

1.0 

3.717 

0.140 

2.732 

3.8 

9.876 

— 

4.366 

— 

4.207 

0179 

1.785 

4.2 

4.233 

0.182 

3.515 

4.3 

16.128 

2.210 

9.813 

13.0 

12.754 

0.735 

9.450 

6.0 

4.016 

0.169 

3.397 

4.2 

10.103 

0.292 

7  149 

2.9 

4.559 

0.027 

2.799 

0.6 

11.937 

0.590 

4.724 

5.0 

8.202 

0.161 

4.400 

2.0 

5.570 

0.197 

4  543 

3.5 

3.466 

0.379 

3.479 

11.0 

4.520 

0.172 

4.411 

3.8 

7.651 

0.144 

2.844 

1.9 

5.621 

0.335 

2.727 

6.0 

30.950 

1.761 

14.928 

5.7 

6.481 

0.468 

5.627 

7.2 

2.190 

0.213 

2.032 

9.8 

3.961 

0.541 

2.844 

13.4 

1.773 

0.075 

1.842 

4.2 

5.229 

0.208 

2.765 

4.0 

103 
71 
95 
62 

87 
76 
74 
44 
42 
83 
61 
74 
84 
71 
61 
39 
54 
82 

100 
98 
37 
48 
48 
87 
93 
72 

104 
53 


*)  Im  Bezirk  Hall  zeigt  der  Hypothekenstand  während  der 
Periode  1892—1895  eine  Abnahme  um  138.000  fl.  oder  1.47o  des 
Verkehrs  Werts. 
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Yerkehrs- 
wert  der 

Hypo- 
theken- 

Hypo- 
theken- 

Hypo- 
theken- 
zuwachs 

Hypo- 
theken- 
belastung 

Gerichtsbezirk 

Liegen- 
schaften 

zuwachs 
1892-1895 

stand 
Ende  1895 

in  Per- 
centen 
des  Ver- 
kehrs- 
werts 

in  Per- 
centen 
des  Ver- 

■ 

in  Tausenden  von 

Gulden 

kehrs- 
werts 

Nogaredo 

4.021 

0.443 

3.234 

11.0 

80 

Passeyr   .     . 

2.066 

0.071 

1874 

35 

91 

Pergine    .     . 

4.175 

0.343 

3.635 

8.5 

89 

Pieve       .     . 

1728 

0.154 

0.935 

9.0 

54 

Primiero 

3.332 

0.123 

1.224 

37 

37 

Rattenberg  . 

7.656 

0  285 

4.647 

3.7 

61 

Reutte     .     . 

6.960 

0.268 

1.752 

3.9 

25 

Ried   .     .     . 

1.569 

0.071 

1.615 

4.5 

103 

Riva   .     .     . 

5  916 

0.719 

3.239 

12.0 

55 

Rovereto  (Umg 

eb.; 

7.347 

0.735 

6.602 

10.0 

90 

Sarnthal 

1.806 

0.126 

2.046 

7.0 

113 

Schlanders  *) 

6.655 

— 

4.287 



65 

Schwaz    .     . 

7.985 

0.475 

5.370 

6.0 

67 

Sillian     .     . 

4.291 

0071 

3.136 

1.4 

73 

Silz*)       .     . 

6.615 

— 

4.798 

— 

72 

Steinach 

3.224 

0.138 

3.203 

4.3 

100 

Stenico    .     , 

3.209 

0.153 

1.612 

4.8 

50 

Sterzing  .     . 

6.099 

0.342 

3.600 

5.6 

59 

Strigno    .     . 

3936 

0.374 

2.763 

9.5 

70 

Taufers   .     . 

3.021 

0.269 

3.386 

8.9 

112 

Telfs  .     .     . 

5.044 

0.118 

3.629 

2.2 

72 

Tione      .     . 

4.246 

0.422 

2.535 

10.0 

60 

Trient      .     . 

5.160 

0.817 

5.741 

16.0 

111 

Vezzano  . 

3.160 

0.245 

2.605 

7.8 

82 

Welsberg 

4.411 

0.742 

4.999 

17.0 

113 

Wind.  Matrei 

3.029 

0.104 

2.043 

3.4 

67 

Zell     .     .     . 

3.857 

0.112 

2.181 

3.0 

56 

*)  Im  Bezirk  Schlanders  hat  eine  Entlastung  um  51.000  fl., 
gleich  0.8  7o  des  Liegenschaftswerts  stattgefunden.  Im  Bezirk  Silz 
beträgt  die  Entlastung  38.000  fl.,  gleich  0.6  "h  des  Liegenschaftswerts. 
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B.  Executions- Tabelle. 


Gerichtsbezirk 


Verschul- 
dung 

in  Percenten 
des  Liegen- 
schaftswerts 


Zahl  der 

Exe- 
cutionen 
1892-1895 


Zahl 

der 

Erbfälle 

1892-1895 


Verhält- 
nisszahl 

der 
Executionen 
in  Percenten 
der  Erbfälle 


Borgo  .     .  .     . 

Cembra     .  ,     . 
Sarnthal    . 

Welsberg .  .     . 
Taufers 

Trient  .     .  .     . 

Nauders    .  .     . 

Cles      .     .  .     . 

Ried     .     .  .     . 

Lavis    .     .  .     . 

Steinach   .  .     . 

Levico       .  . 

Enneberg  .     . 

Mieders     .  .     , 

Passeyr     .  .     , 
Civezzano 

Rovereto  .  . 

Pergine     .  . 
Fondo 

Mezzolombardo 

Arco     .     .  . 

Kastelruth  . 
Imst 

Landeck   .  . 

Vezzano    .  . 
Nogaredo 
Fügen  .     . 

Glurns       .  . 


117 

128 

216 

59 

117 

169 

326 

50 

113 

32 

47 

70 

113 

62 

182 

34 

112 

19 

116 

17 

111 

45 

218 

21 

104 

66 

253 

26 

103 

236 

543 

44 

103 

80 

148 

54 

100 

70 

140 

50 

100 

21 

103 

20 

98 

97 

378 

26 

95 

30 

60 

50 

93 

15 

92 

16 

91 

34 

67 

50 

90 

160 

195 

80 

90 

167 

405 

41 

89 

188 

414 

45 

87 

240 

204 

118 

87 

235 

365 

64 

84 

40 

111 

36 

84 

95 

121 

78 

83 

175 

279 

63 

82 

130 

228 

57 

82 

90 

318 

28 

80 

53 

183 

29 

76 

23 

78 

29 

74 

146 

384 

38 
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Gerichtsbezirk 

Verschul- 
dung 

in  Percenten 
des  Liegen- 
schaftswerts 

Zahl  der 

Exe- 
cutionen 
1892- 1895 

Zahl 

der 

Erbfälle 

1892-1895 

Verhält- 
nisszahl 

der 
Executionen 
in  Percenten 
der  Erbfälle 

Kaltem 

74 

182 

353 

52 

Sillian       .     . 

73 

66 

118 

56 

Mori     .     .     . 

72 

84 

105 

80 

Silz  .     .     . 

72 

130 

308 

42 

Telfs     .     .     . 

72 

86 

250 

34 

Condino    . 

71 

69 

300 

23 

Kitzbühel 

71 

32 

171 

18 

Strigno 

70 

147 

315 

47 

Wind.  Matre] 

67 

43 

88 

50 

Schwaz 

67 

40 

230 

17 

Schlanders 

65 

368 

179 

205 

Buchenstein 

63 

19 

52 

35 

Enneberg 

62 

30 

60 

50 

Innsbruck 

61 

45 

340 

13 

Rattenberg 

61 

26 

185 

14 

Klausen    . 

61 

81 

117 

78 

Tione   .     . 

60 

252 

411 

61 

Sterzing    . 

59 

27 

162 

16 

Zell       .     . 

56 

10 

83 

12 

Riva     .     . 

55 

67 

173 

39 

Brixen 

55 

85 

168 

51 

Bozen  .     . 

55 

119 

227 

52 

Pieve    .     . 

54 

73 

116 

65 

Bruneck    . 

54 

20 

124 

16 

Lana    .     . 

54 

99 

228 

43 

Neumarkt 

53 

25 

148 

17 

Stenico 

50 

84 

166 

50 

Male     .     . 

48 

208 

342 

61 

Cavalese   . 

48 

169 

326 

50 

Meran  .     . 

48 

98 

219 

45 
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Gerichtsbezirk 


Hall      .     .  . 

Hopfgarten  . 

Kufstein   .  . 
Lienz    . 
Primiero   . 

Ampezzo  .  . 
Ala       ... 

Reutte       .  . 


Verschul- 
dung 

in  Percenten 
des  Liegen- 
schaftswerts 

44 
42 
39 
37 
37 
32 
28 
25 


Zahl  der 

Exe- 
cutionen 
1892-1895 

83 
13 
34 
76 
34 
13 
12 
130 


Zahl 

der 

Erbfälle 

1892-1895 

233 

90 
165 

99 
357 

57 
179 
593 


Verhält- 
nisszahl 

der 
Executionen 
in   Percenten 
der  Erbfälle 

36 
14 
20 
76 

9 
23 

7 
22 


IIL  Die  Landeshypothekenbank, 


stehen  einmal  die  Prämissen  fest,  dass  die  übliche 
Form  der  kündbaren  Capitalhypothek  der  Natur  des 
Bodens  und  den  Bedürfnissen  des  landwirtschaftliclien 
Betriebs  nicht  entspricht,  dass  unter  der  herrschenden 
Ordnung  die  Tilgung  der  Grundschulden  mit  der  jähr- 
lichen Neuverschuldung  nicht  annähernd  Schritt  hält,  dass 
demzufolge  die  Schuldenlast  jährlich  zunimmt  und  bereits 
ein  mit  gesunden  Wirtschaftsgrundsätzen  unvereinbares 
Maass  erreicht  hat;  —  muss  man  ferner  anerkennen,  dass 
die  Landwirtschaft  den  Hypotliekarcredit  nicht  gänzlich 
entbehren  kann,  dass  sich  ohne  umstürzenden  Eingriff  in 
die  geltende  Rechts-  und  Wirtschaftsordnung  eine  stets 
wiederkehrende  Neubelastung  des  Bodens  mit  hypo- 
thekarischen Verpflichtungen  nicht  vermeiden  lässt:  so 
erscheinen  Weg  und  Ziel  der  durchzuführenden  Reform 
gewiesen.  Die  im  Interesse  der  Landwirtschaft,  im  un- 
trennbar damit  verbundenen  öffentlichen  Interesse  zu 
stellenden  Forderungen  lauten : 

1.  Schaffung  einer  Creditorganisation,  die  der  Land- 
wirtschaft die  Befriedigung  ihres  legitimen  Creditbedarfs 
in  passender  Form  sichert; 
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2.  Minderung  der  Anlässe  zur  Neuverschuldung  des 
Bodens  durch  Herstellung  günstigerer  Productions-  und 
Absatzbedingungen ; 

3.  regelmässige  Schuldentilgung  in  solchem  Maasse, 
dass  die  jährliche  Entlastung  der  jährlichen  Neubelastung 
annähernd  gleichkommt. 

Auf  die  mannigfachen  zur  Erfüllung  der  zweiten 
Forderung  nöthigen  Massnahmen  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  ist  hier  nicht  weiter  einzugehen.  Nur  die 
Frage  der  Creditorganisation  und  Schuldentilgung  soll 
den  Gegenstand  der  folgenden  Erörterung  bilden. 

Als  Hauptgebrechen  -der  bisher  üblichen  Creditform, 
der  y>alte7ii<  Hypothek,  erkennen  wir  die  Kündbarkeit, 
die  dem  Landwirt  zumuthet,  auf  Verlangen  des  Gläubigers 
ein  Capital  zu  bezahlen,  das  er  nicht  besitzt  und  aus  dem 
Boden  nicht  herausnehmen  kann.  Um  diesem  offenbaren 
Missstand  abzuhelfen,  em])fahl  Rodbertus,  die  Capital- 
verschuldung  durch  die  Rentenverschuldung  zu  ersetzen, 
zu  den  »Ewigrenten«  des  Mittelalters  zurückzukehren. 
Gegen  diesen  Vorschlag  sprechen  jedoch  zwei  erhebliche 
Bedenken.  Erstlich  verzichtet  der  Schuldner  einer  Ewig- 
rente auf  die  Aussicht,  vom  allfälligen  Sinken  des  Zins- 
fusses  zu  profitieren.  Wer  bei  einem  Zinsfuss  von  4V2"o 
für  ein  Darlehen  von  1000  fl.  sein  Gut  mit  einer  Rente 
von  45  fl.  belastet,  der  bleibt  zur  jährlichen  Leistung  von 
45  fl.  auch  dann  verpflichtet,  wenn  der  Zinsfuss  auf  3"/o 
herabgeht,  wenn  also  der  empfangenen  Summe  von  1000  fl, 
nur  mehr  eine  Rentenziffer  von  30  fl.  entspricht.  Fürs 
zweite  führt  die  Rentenhypothek  ebenso  zur  Bodenüber- 
schuldung  wie  die  alte  Capitalhypothek,  da  die  grosse 
Mehrheit  der  Landwirte  ohne  äussere  Nöthigung  nicht 
an  Schuldentilgung  denkt  und  da  somit  bei  den  unver- 
meidlich wiederkehrenden  Anlässen  zur  Neuverschuldung 
die  Rentenbelastung  meist  solange  steigen  würde,  bis  der 
ganze   Gutsertrag   in   Form    von   Renten   den    Gläubigern 

4* 
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gehört.  Ob  aber  der  LandA\irt  schliesslich  in  Execution 
geräth,  weil  er  die  Renten,  oder  weil  er  die  Capitalszinsen 
nfdit  bezahlen  kann,  macht  Aveder  für  ihn  noch  für  das 
öffentliche  Interesse  irgend  einen  Unterschied. 

So  führt  Rodbertus'  Idee  in  richtiger,  den  Bedürfnissen 
der  Landwirtschaft  angepasster  Fortentwicklung  zur  Con- 
struction  der  modernen  Hypothek,  die  in  Form  der  Annuität 
oder  Amortisationsrente  alle  Vortheile  der  Rentenver- 
schuldung ohne  die  Mängel  derselben  darbietet.  Unkünd- 
barkeit des  Credits  von  Seite  des  Gläubigers,  Wahrung 
der  Freiheit  des  Schuldners,  den  sinkenden  Zinsfuss  durch 
Zahlung  oder  Convertierung  der  Schuld  auszunützen,  ver- 
tragsmässige  Tilgung  der  Schuld  in  kleinen  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Grundbesitzes  angepassten  Raten :  mit  diesen 
ihren  wesentlichen  Merkmalen  nähert  sich  die  moderne 
Hypothek  dem  Ideal  des  landwirtschaftlichen  Credits. 

Dass  sich  das  Privatcapital  nicht  herbeilässt  und 
nicht  herbeilassen  kann,  in  dieser  Form  Credit  zu  gewähren, 
liegt  klar  zu  Tage.  Der  einzelne  Capitalist  kann  nicht 
auf  die  Kündbarkeit  des  Credits  verzichten;  er  kann 
ebensowenig  die  Rückzahlung  in  kleinen  auf  eine  Reihe 
von  Jahren  vertheilten  Theilzahlungen  entgegennehmen. 
Zur  Einbürgerung  der  modernen  Hypothek  bedarf  es 
daher  besonderer  Organisationen,  öffentlicher  Anstalten, 
die  den  Austausch  zwischen  dem  capitalbesitzenden 
Publikum  und  der  creditbedürftigen  Landwirtschaft  ver- 
mitteln. Leitet  somit  die  Creditreform  zunächst  zur 
Verdrängung  des  Individualcredits  durch  Anstaltscredit, 
so  scheiden  sich  weiter  die  dem  Realcredit  gewidmeten 
Anstalten  in  höchst  ungleichwertige  Kategorien.  Je  nach 
der  Art  der  Beschaffung  der  Betriebsmittel  unterscheidet 
man  unvollkommen  und  vollkommen  organisierte,  nach 
den  für  den  Geschäftsbetrieb  massgebenden  Motiven  privat- 
wirtschaftliche und  g'emeinwirtschaftliche  Creditanstalten. 
Für    den    tirolischen    Grundbesitz    kam    bisher    nur    der 
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bekannte  Haupttypus  der  unvollkommen  organisierten 
privatwirtschaftlichen  Creditanstalt,  die  Sparkassa,  in  Be- 
tracht. Wir  nennen  die  Sparkassen  unvollkommen  orga- 
nisiert, weil  sie  ihre  Betriebsmittel  in  Form  jederzeit 
rückziehbarer  Depositen  oder  doch  kurzfristig  kündbarer 
Darlehen  beschaffen,  weil  sie  also  nur  beschränkten  und 
in  der  Regel  nur  kündbaren  C'redit  zu  gewähren  ver- 
mögen ;  wir  zählen  sie  zu  den  privatwirtschaftlichen  Credit- 
instituten,  weil  sie  ein  speculatives  Interesse  des  Kapitals 
vertreten  und  in  der  möglichst  günstigen  Fructificierung 
der  Spareinlagen  ihre  nächste  und  wichtigste  Aufgabe 
erblicken. 

Im  Gegensatz  hiezu  stehen  die  gemeinwirtschaftlichen 
Anstalten,  die  ohne  irgend  eine  speculative  Tendenz  nur 
den  Interessen  des  creditbedürftigen  Grundbesitzes  dienen 
und  die  insofern  eine  vollkommene  Organisation  besitzen, 
als  sie  ihre  Betriebsmittel  in  beliebig  hohen,  dem  Credit- 
bedarf  entsprechenden  Beträgen  durch  Ausgabe  unkünd- 
barer Pfandbriefe  beschaffen.  Obwohl  der  Ruf  nach  einer 
solchen  Anstalt  in  Tirol  schon  vor  Jahren  laut  ward, 
konnte  sich  doch  die  Landesvertretung,  so  lang  die  all- 
bekannte, viel  beklagte  Verfachbuchmisere  bestand,  zu 
einem  entscheidenden  Schritt  nicht  entschliessen.  Erst 
der  Landtag  von  1896,  in  dem  der  hundertjährige  Streit 
Verfachbuch-Grundbuch  zum  glücklichen  Austrag  gedieh, 
machte  auch  in  der  Frage  der  Creditorganisation  dem 
unentschlossenen  Zaudern  ein  Ende  und  fasste  den  ein- 
stimmigen Beschluss,  eine  Landeshypothekenbank  zu 
errichten.  In  der  Verhandlung,  die  dem  Beschluss  voran- 
gieng,  erhob  sich  zwar  kein  directer  Einspruch,  kam  aber 
doch  die  Meinung  zum  Ausdruck,  dass  man  die  ^"orzüge 
einer  solchen  Landesanstalt  überschätze,  dass  eine  Noth- 
wendigkeit  der  Errichtung  nicht  bestehe,  weil  schon  die 
Sparkassen  allen  Ansprüchen  des  landwk'tschaftlichen 
Realcredits  genügen.     Auch  eine  Laudesanstalt  könne  bei 
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der  Belehnung  von  Grund  und  Boden  nicht  nach  anderen 
Grundsätzen  vorgehen  als  die  Sparkassen,  namentlich 
könne  sie  ihren  C*redit  weder  gegen  geringere  Sicherheit 
noch  zu  niedrigerem  Zinsfuss  gewähren. 

Wenn  ich  dieser  theihveise  unrichtigen  und  das 
Creditproblem  jedenfalls  nur  unvollständig  erfassenden 
Beurtheilung  entgegentrete,  verfalle  ich  noch  lange  nicht 
in  den  Fehler,  die  wirtschaftliche  Bedeutung,  die  unläugbar 
grossen  Verdienste  der  tirolischen  Sparkassen  zu  unter- 
schätzen. Dass  sie  als  Träger  des  Fortschritts  in  einer 
Periode  landwirtschaftlichen  Aufschwungs  und  rapid 
steigenden  Creditbedarfs  neben  dem  immer  weniger 
genügenden  Individualcredit  organisierten  Credit  in  reichem 
Maasse  zur  ^>rfügung  stellten,  dafür  bleibt  ihnen  die 
tirolische  Landwirtschaft  trotz  der  mittlerweile  vollzogenen 
Umwandlung  der  Credituoth  in  Schuldnoth  zu  immer- 
währendem Danke  verpflichtet.  Seit  dem  Bestand  der 
Sparkassen  verschwand  für  den  Landwirt  die  Gefahr, 
trotz  verfügbarer  hinlänglicher  Sicherheit  ein  nöthiges 
Capital  nicht  zu  finden.  Zugänglich  jedem  legitimen 
Bedarf,  erwiesen  sich  die  tirolischen  Sparkassen  durchwegs 
auch  als  gute  und  nachsichtige  Gläubiger  des  Land- 
wirts. Obwohl  die  Sparkassaurkunden  ausnahmslos  das 
Versprechen  der  Capitalzahlung  gegen  halbjährige  Kün- 
digung enthalten,  macht  doch  keine  Sparkassa  ohne 
triftige  Gründe  vom  Kündigungsrecht  Gebrauch.  Zahlungs- 
säumigen  Schuldnern  wird  möglichste  Nachsicht  gewährt, 
mit  Zinsklagen  erst  vorgegangen,  wenn  trotz  Mahnung 
mehrere  Termine  im  Ausstand  bleiben,  Execution  nur 
gegen  Schuldner  geführt,  deren  wirtschaftliches  Verhalten 
keine  weitere  Rücksicht  verdient. 

Doch  trotz  dieser  milden  Praxis,  trotz  manch  anderer 
den  Darlehenswerbern  gewährten  Begünstigungen,  die  den 
einsichtigen  Leitern  der  Sparkassen  gewiss  zur  Ehre 
gereichen,    können    doch   die  Sparkassen    ihren  Charakter 
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als  capitalistische  Institute  nicht  verläugnen,  die  natur- 
gemäss  die  Interessen  der  Einleger  obenanstellen,  und 
das  Hypothekargeschäft  nur  als  eines  der  Mittel  zur 
möglichst  hohen  und  möglichst  sichern  Fructificierung  der 
Einlagen  betreiben.  Daraus  resultiert  das  natürliche  Streben 
der  Sparkassen,  im  Hypothekenverkehr  an  die  gebotene 
Sicherheit  den  strengsten  Maasstab  anzulegen  mid  den 
Zinsfuss  möglichst  hoch  zu  halten,  bis  die  wachsende 
Concurrenz    des  Privatcapitals    das  Herabgehen   erzwingti 

Gewiss  kann  auch  die  künftige  Landesanstalt  bei 
Beurtheilung  der  Sicherheiten  nicht  nach  anderen  Grund- 
sätzen vorgehen  als  die  Sparkassen,  kann  nicht  auf  die 
Pupillarsicherheit  (bei  landwirtschaftlichen  Grundstücken 
zwei  Drittel,  bei  Häusern  die  Hälfte  des  Wertes)  verzichten. 
Trotzdem  macht  es  einen  nicht  unerheblichen  Unterschied, 
in  welchem  Geiste  man  solche  »Grundsätze«  handhabt,  ob 
man  auf  die  Erzielung  der  allerunzweifelhaftesten  Sicher- 
heit oder  auf  die  billigen  und  rücksichtswerten  Bedürfnisse 
der  Landwirtschaft  in  erster  Reihe  Bedacht  nimmt. 

Noch  schärfer  kommt  der  Gegensatz  zwischen  den 
capitaHstischen  Sparkassen  und  der  socialen  Landes- 
hypothekenanstalt bei  Behandlung  der  Zinsfussfrage  zur 
Geltung.  Dem  Zweck  des  Instituts  entspricht  dort  eine 
möglichst  hohe,  liier  eine  möglichst  niedrige  A^erzinsung; 
danach  richtet  sich  bei  beiden  Kategorien  die  Art  der 
Betheihgung  an  der  jeweiligen  Zinsfussbewegung  —  das 
Schiehen  oder  GescJiohe^iwerden.  Die  allen  Dingen  inne- 
wohnende vis  inertiae  äussert  sich  auch  bei  der  Fort- 
pflanzung der  nie  ruhenden  Bewegungen  des  Geldmarkts. 
An  der  Peripherie  bleibt  der  Zinsfuss  noch  geraume  Zeit 
auf  der  einmal  erreichten  Höhe,  wenn  sich  schon  längst 
in  den  Verkehrscentren  die  Abwärtsbewegung  vollzog. 
Dass  Privatcapitalisten  freiwilhg  ihren  Zinsanspruch  herab- 
setzen, dürfte  überhaupt  kaum  vorkommen ;  aber  auch  die 
Sparkassen   übereilen   sich   wahrlich  nicht,    wenn   es   sich 
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darum  handelt,  ihren  Hypothekenzinsfuss  der  allgemeinen 
Marktlage  zu  accommodieren.  Lange  genug  liessen  sich 
unsere  Sparkassen  schieben,  bis  sie  von  den  5"/o  der 
50er  und  60er  Jahre  auf  4'/2*'/o  herabgiengen ;  und  jetzt 
wieder,  da  in  der  Welt  draussen  der  4V2  percentige  Zinsfuss 
zu  den  verschollenen  Sagen  gehört,  da  höchstens  noch 
Länder  vom  Rang  Egyptens  ihren  Credit  mit  4Vs°/o  be- 
zahlen, halten  die  Sparkassen  mit  wenigen  rühmlichen 
Ausnahmen  an  der  Ziffer  4V2  mit  einer  Zähigkeit  fest, 
die  jeden  möglichen  Zweifel  über  ihre  capitalistisch- 
speculativen  Tendenzen  beseitigt.  In  ganz  Deutschsüdtirol 
begnügt  sich  die  einzige  Sparkassa  Bozen  mit  der  Ver- 
zinsung von  4°/o;  Schlanders  fordert  4.1"/o,  Bruneck  4V'4°/o; 
Brixen  und  Lienz  stehen  noch  bei  4^/2%;  ganz  originell 
verhält  sich  die  Meraner  Sparkassa,  die  sich  von  ihren 
Schuldnern  4'/2''/o  verschreiben  lässt,  aber  vorläufig  mid 
aus  Gnade  am  Zinstermin  nur  4"  0  einhebt;  sie  kann  und 
Avill  nicht  auf  die  schöne  Hoffnung  verzichten,  dass  der 
Zinsfuss  bald  wieder  hinaufgeht  und  hält  sich  darum  jede 
Stunde  bereit,  den  Schuldnern  die  durch  die  INIarktlage 
ihr  abgenöthigte  »Gunst«  mit  einem  Federstrich  wieder 
zu  entziehen. 

So  sehen  wir  auch  im  Creditverkehr  die  bekannte 
Erscheinung:  die  Detailpreise  gehen  rasch  hinauf  und 
langsam  herunter.  Der  Z\Wschenhandel  sucht  aus  der 
Conjunctur  möglichsten  Vortheil  zu  ziehen  und  lässt  sich 
nui"  durch  den  Druck  der  Concurrenz  zur  Herabsetzung 
der  Preise  bewegen.  Wie  nun  das  consumierende  Publikum 
bei  den  Artikeln  des  täglichen  Bedarfs  der  vertlieuernden 
Tendenz  des  Zwischenhandels  durch  Bildung  von  Consum- 
vereinen  erfolgreich  begegnet,  so  handelt  es  sich  —  si  licet 
magna  componere  parvis  —  bei  Errichtung  einer  gemein- 
wirtschaftlichen Creditanstalt  in  Tirol  um  einen  grossartigen 
Hypotheken -Consumvörein,  der  den  creditbedürftigen 
Landwirten  den  Hypothekarcredit  aus  bester  Bezugsquelle 
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zum  Selbstkostenpreise  vermittelt.  Dass  man  von  diesem 
unter  Patronanz  des  Landes  stehenden,  das  ganze  Land 
muspannenden  Hypotheken  -  Consumverein  die  Waare 
»Credit«  besser  und  billiger  erhalten  wird,  als  von  den 
Sparkassa -Detaillisten,  folgt  aus  jenen  allgemeinen  Wirt- 
schaftsgesetzen, die  den  Preis  einer  Hypothek  ganz  ebenso 
wie  den  Preis  eines  Kilo  Kaffee  oder  Zucker  bestimmen. 
Bei  den  Sparkassen  hat  die  Landwirtschaft  noch  nicht 
einmal  den  Zinssatz  von  4  Percent  allgemein  erreicht ;  wie 
lange  könnte  sie  erst  warten,  bis  sich  die  Sparkassen  zu 
einem  weiteren  Rückgang  bequemen !  L'nd  doch  lehrt  ein 
Blick  auf  den  internationalen  Curszettel,  dass  der  Hypo- 
thekarzins von  4  Percent  schon  heute  der  allgemeinen 
Marktlage  nicht  mehr  entspricht.  Wenn  —  von  englischen 
Consols  gar  nicht  zu  reden  —  französische  dreipercentige 
Rente  weit  über  Pari,  deutsches  dreipercentiges  Reichs- 
anlehen  auf  Pari  steht,  wenn  sogar  der  nordische  Koloss 
auf  thönernen  Füssen  seine  neueste  dreipercentige  Anleihe 
zum  Curse  von  92  spielend  anbringt,  dann  fehlt  es  doch 
an  inneren  Gründen,  dass  gerade  wir  für  allererste  Sicher- 
heiten noch  länger  4  Percent  bezahlen.  Eine  erste  Hypo- 
thek bietet  ungleich  grössere  Sicherheit  als  österreichische 
Kronenrente,  die  sich  zum  heutigen  Curse  nicht  mehr 
mit  vollen  4  Percent  verzinst.  Dem  von  Deutschland  längst 
gegebenen  Beispiel  folgend  rüsten  sich  die  Landes- 
hypothekenbanken in  Böhmen,  Niederösterreich,  Ungarn  etc. 
zur  Emission  3^2  perceutiger  Pfandbriefe,  an  deren  günstiger 
Aufnahme  auf  dem  anlagehungrigen  Geldmarkt  keinerlei 
Zweifel  besteht.  ^)  Bei  solchen  Zeichen  ringsum  dürfen  wir 
sicher  rechnen,  dass  ein  3''2percentiger  Tiroler  Pfandbrief, 

•)  Kürzlich  ■  erschieu  eine  Kuudmachuug  der  bayerischen  Re- 
gierung, die  für  öffentliche  Schulden  von  rund  einer  Milliarde  die  Con- 
vertierung  unter  Herabsetzung  des  Zinsfusses  von  4  Perceut  auf 
3V2  Percent  verfügt.  Xach  allerneuesten  Nachrichten  ist  die  Con- 
version  glänzend  gelungen.  Weit  über  99  Percent  der  Gläubiger 
gaben  sich  mit  den  offerierten  8^/2  Percent  zufrieden. 
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der  die  doppelte  Sicherheit  der  hypothekarischen  Deckung 
und  der  Landesgarantie  geniesst,  keine  Neigung  zeigen 
wird,  sich  vom  Pari  allzuweit  zu  entfernen. 

Die  in  der  Laudtagsdebatte  gefallene  an  sich  ganz 
richtige  Bemerkung,  dass  eine  Hypothekenbank  den  Zins- 
fuss  nicht  »herabdrücken  .<  kann,  trifft  nicht  den  springenden 
Pimkt.  Den  Zinsfuss  bestimmt  das  Gesetz  des  Verkehrs, 
dem  zu  widerstreiten  nicht  in  der  Macht  irgend  einer  Bank 
liegt.  Aber  die  Wohlthat  der  iveiclienden  Zinsrate  ungesäumt 
der  Landivir tschaft  zu  vermitteln,  mit  hiUiger  gewordenem 
Gehle  aus  den  tausend  feinen  Canälen  des  Eimelverkehrs  das 
theure  Geld  einer  verschuindenden  Creditperiode  zu  verdrängen, 
das  vermag  die  Landesanstalt,  darin  findet  sie  die  erste  ihrer 
grosseyi  gemeinnützigen  Aufgaben. 

]\Iit  dem  Tag,  an  dem  die  Landesanstalt  ihre  Kassen 
öffnet,  hält  der  3V2  percentige  Zinsfuss  in  Tirol  seinen 
Einzug.  Und  auf  diesem  Gebiet  hat  zum  Glück  das  gute 
Beispiel  zwingende  Gewalt.  Geht  die  Landesanstalt  mit 
dem  niedrigeren  Zinsfuss  voran,  folgen  nolens  volens  — 
aber  mehr  nolens  —  die  Sj^arkassen,  folgt  das  Privat- 
capital,  das  bei  Anlage  in  zweiten  und  dritten  Hypotheken 
V2  bis  1  Percent  über  dem  Zinsfuss  der  Puijillarhypotheken 
verdient.  So  scheint  es  keine  allzu  sanguinische  Erwartung, 
dass  die  Thätigkeit  der  Landeshypothekenbank  eine  all- 
gemeine Zinsfussermässigung  für  alle  tirolischen  Hypotheken 
bewirken  wird,  ein  Erfolg,  der  für  den  Grundbesitz  bei 
einer  Hypothekensumme  von  rund  200  Millionen  Gulden 
und  einer  Zinsreduction  von  durchschnittlich  '/2  Percent 
eine  jährliche  Ersparung  von  rund  einer  Million  bedeutet. 

Die  speculative  creditvertheuernde  Tendenz  der  Spar- 
kassen kommt  zum  weiteren  Ausdruck  in  dem  bedeutenden 
von  diesen  Listituten  angesammelten  Eigenvermögen,  das 
z.  B.  bei  den  sechs  deutschsüdtirolischen  Sparkassen  schon 
über  drei  Millionen  beträgt  und  dessen  L^eberschüsse  aus- 
schliesslich   für    städtische    Zwecke    ^>rwendun2:    finden. 
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Auch  hierin  zeigt  sich  ein  Gegensatz  zwischen  den  Spar- 
kassen als  wesenthch  städtischen  Instituten,  die  ihre  zu 
gutem  Theil  dem  landwirtschafthchen  Hyi:)othekenverkehr 
entstammenden  Gewinne  der  Landwirtschaft  dauernd  ent- 
fremden, und  der  ausschhesshch  den  Interessen  des  Grmid- 
besitzes  gewidmeten  LandesanstaU,  der  abgesehen  von  der 
Bildung  eines  massigen  Reservefondes  jede  capital- 
anhäufende  Gewinnabsicht  fern  liegt. 

Nicht  nur  hittigeren,  auch  besseren  Credit  als  die  Spar- 
kassen vermag  die  Landeshypothekenbank  der  Landwirt- 
schaft zu  gewähren.  Der  Grund  liegt,  wie  schon  oben 
erwähnt,  in  der  verschiedenen  Organisation.  Mit  der  Ein- 
richtung der  Sparkassen,  deren  Betriebscapital  aus  kurz- 
fristigen Einlagen  besteht,  verträgt  sich  nur  schlecht  die 
moderne  Hypothek  mit  ihrer  Unkündbarkeit  und  ihren  auf 
eine  lange  Jahresreihe  vertheilten  kleinen  Rückzahlungs- 
raten. Zur  regelmässigen  Durchführung  dieser  Creditform 
eignet  sich  nach  anerkannten  Grundsätzen  der  Banktechnik 
nur  ein  Institut,  das  für  seinen  Betriebsfond  dieselben 
günstigen  Rückzahlungsbedingungen  geniesst,  die  es  seinen 
Schuldnern  gewährt,  also  ein  Pfandbrief  Institut,  das  die 
Emission  und  Amortisation  seiner  Pfandbriefe  genau  nach 
den  Beträgen  und  Annuitäten  der  gewährten  Hj'^pothekar- 
darlehen  einzurichten  vermag. 

Können  die  Sparkassen  auf  die  Kündbarkeit  ihrer 
Darlehen  principiell  nicht  verzichten,  so  sehen  wir  über- 
diess,  dass  das  Amortisationsprincij)  im  tirolischen  Spar- 
kassenverkehr bisher  nicht  annähernd  "  zur  gebührenden 
Geltung  gelangte :  In  Deutschsüdtirol  finden  wir  bei  der 
einzigen  Sparkasse  Bruneck  die  obligatorische  Amortisation, 
die  sich  meist  bei  öpercentiger  Annuität  in  46  Jahren 
vollzieht.  \o\\  den  Hypotheken  der  Meraner  Sparkasse 
per  3  14  Mill.  Gulden  besteht  nur  ungefähr  der  vierte  Theil 
aus  Annuitätsdarlehen,  die  ausschliesslich  auf  städtische 
Liegenschaften  elociert  sind.     Die  Bozener  Sparkassa  sucht 
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die  allmähliche  Schuldentilgung  dadurch  zu  fördern,  dass  sie 
Capitaltheilzahlungen  von  50  fl.  aufwärts  jederzeit  annimmt, 
ein  Abstattungsmodus,  dessen  sich  im  letzten  Jahre 
83  Schuldner  bedienten.  Bei  den  anderen  Sparkassen 
herrscht  noch  uneingeschränkt  die  altherkömmhche,  halb- 
jährig kündbare,  thatsächlich  »unrückzahlbare«  Hypothek. 
Hierin  Wandel  zu  schaffen,  die  alte  für  die  Landwirt- 
schaft ungeeignete  kündhare  Capitalshypothek  durch  die  moderne 
Tilgungsrente  systematisch  und  allgemein  zu  verdrängen,  ist 
die  zweite  grosse  Alf  gäbe  der  Landeshypothekenhank,  zu  deren 
Erfüllung  die  bestehenden  Sparkassen  sich  schlechthin  nicht 
eignen.  Um  unsere  ungemein  conservativen  Bauern  für 
neue  Ideen  zu  gewinnen,  bedarf  es  namentlich  dann,  wenn 
der  klingende  Vortheil  nicht  klar  auf  der  Hand  hegt,  einer 
consequenten  erziehlichen  Einwirkung,  eines  constanten 
sanften  Druckes,  der  den  gewünschten  Fortschritt  allmählich 
in  möglichst  unauffälligen  Formen  erzwingt.  Was  kümmert 
sich  eine  Sparkasse  um  die  Erziehung  ihrer  Schuldner,  so 
lange  die  Zinsen  pünktlich  einfliessen  und  das  Capital  auf 
sicherer  Hypothek  liegt?  Und  doch  handelt  es  sich  hier  um 
ein  pädagogisches  Problem  vom  ersten  Range,  um  die  Er- 
zieJiung  der  Landwirtschaft  zur  Gewohnheit  des  Schulden- 
zahlens!  Heute  gehören  die  Landwirte,  die  sich  mit  der 
Tilgung  ihrer  Hypothekarschulden  ernstlich  befassen,  zu 
den  seltenen  Ausnahmen.  In  der  Regel  betrachtet  der 
Bauer  die  Hypothek  als  ein  unveränderliches  Zugehör  des 
Hofes,  das  er  ungemindert  mit  allen  anderen  Rechten  und 
Lasten  dem  Besitznachfolger  überliefert  Mit  dieser  falschen 
verderblichen  Anschauung  muss  der  Bauernstand  brechen, 
muss  lernen,  dass  dem  Recht  Schulden  zu  machen  die  Pflicht 
Schidden  zu  zahlen  entspricht.  Heisst  es  darum,  unseren 
Bauernstand  in  die  Schule  nehmen,  so  soll  eben  als  solche 
Hauptvolksschule  die  Landeshypothekenbank  wirken,  die  der 
Landwirtschaft  die  Vortheile  des  billigen  und  unkündbaren 
Credits  nur  unter  der  Bedingung  der  Amortisation  gewährt. 


—     61     — 

Fruchtbar  genug  erschiene  das  Arbeitsfeld  der  projec- 
tierten  Landesanstalt,  wenn  sich  ihre  Thätigkeit  nur  auf  die 
bisher  erörterten  Aufgaben  beschränkte.  Doch  wir  stecken 
ihr  ein  weit  höheres  Ziel.  Soll  die  tirohsche  Landwirtschaft 
wieder  gesunden,  so  genügt  es  nicht,  ihr  für  neue  Ver- 
schuldungsfälle den  besten  und  billigsten  Credit  zu  ver- 
schaffen, die  alteCapitalshypothek  durch  die  moderne  Renten- 
schuld zu  verdrängen  und  den  unvermeidlichen  Schulden- 
zuwachs durch  systematische  Durchführung  der  Amortisation 
zu  compensieren,  sondern  es  heisst  überdies  ein  Mittel  finden, 
das  den  Grundbesitz  von  der  bereits  bestehenden  allzu  hoch 
angeschwollenen  Schuldenlast  allmählich  befreit.  Von  den 
ursprünglich  aufgetauchten  radicalen  Vorschlägen  zur  Lösung 
dieser  Aufgabe  geht  in  neuerer  Zeit  immer  weniger  die 
Rede.  Man  hat  sich  überzeugt,  dass  die  einseitig  agrarische 
Zumuthung,  der  Staat  solle  auf  eigenes  Risiko  die  allge- 
meine zwangsweise  Ablösung  aller  Hypotheken  durchführen, 
dem  unüberwindlichen  Widerspruch  anderer  gleich  berech- 
tigter Bevölkerungskreise  begegnet.  Können  Reich  und  Land 
die  Schulden  der  Landwirtschaft  ohne  ungerechte  Belastung 
der  Gesammtheit  unmöglich  übernehmen,  kann  man  eben- 
sowenig„ohne  die  wirtschaftliche  Revolution  zu  proclamieren, 
daran  denken,  diese  Schulden  nach  dem  Vorbild  des 
mosaischen  Jubeljahres  oder  der  athenischen  Seisachtheia 
ganz  oder  theil weise  zu  löschen,  so  bleibt  nur  der  eine  Weg, 
dass  die  Landwirtschaft  ihre  Schulden  selbst  bezahlt,  dass 
sie  aus  dem  wirtschaftlichen  Sumpf,  in  den  sie  geratlien, 
sich  durch  eigene  Selbstanstrengung  heraushilft. 

Mit  dieser  Verweisung  auf  die  Selbsthilfe  entschlägt 
sich  jedoch  der  Staat  nicht  der  Pflicht,  die  Landwirtschaft 
in  ihren  Bemühungen  kräftig  zu  fördern  und  solche  Ver- 
anstaltungen zu  schaffen,  die  eine  erfolgreiche  Einleitung 
und  Durchführung  des  Entschuldungsprocesses  gestatten. 

Als  solche  öffentliche  Entschuldungsanstalt  zu  dienen, 
ist  die  dritte  grosse  Aufgabe  der  Landeshypothekenhank.    Das 
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Mittel  zur  Lösung  dieser  Aufgabe  ist  die  Convention  der 
Hypothekarschulden,  die  allmähliche  Einlösung  aller  land- 
wirtschaftlichen Hypotheken  unter  gleichzeitiger  Umwand- 
lung in  unkündbare,  niedrig  verzinsliche,  in  angemessener 
Frist  sich  tilgende  Annuitätsschulden.  Auf  den  Reiz  der 
Neuheit  macht  diese  Idee  keinen  Anspruch;  auch  lässt 
sich  von  der  Durchführung  keine  sofortige  Erleichterung 
der  bedrängten  Lage  der  Landwirtschaft  erwarten.  Aber 
wenn  auch  noch  so  langwierig  und  beschwerlich,  hat  doch 
dieser  Weg  den  unschätzbaren  Vorzug,  der  einzig  gangbare 
zu  sein,  der  consequent  verfolgt  zum  Ziel  führt.  Wenn 
es  gelingt,  100  Millionen  pupillarsicherer  Hypotheken 
durch  Conversion  bei  einem  Zinsfuss  von  3'  2  Percent  in 
öVzpercentige  Annuitätsschulden  zu  verwandeln,  so  wird 
binnen  30  Jahren  ungefähr  die  Hälfte  der  heutigen 
Schuldenlast  des  tirolischen  Grundbesitzes  getilgt  sein. 
Die  reine  Freude  an  diesem  überaus  einfachen  Rechen- 
exempel  wird  nun  allerdings  durch  zwei  sich  aufdrängende 
Fragen  getrübt:  vermag  der  Grundbesitz  von  seinen 
pupillarsichern  Schulden  eine  5V2  23ercentige  Annuität  zu 
entrichten?  Wird  es  möglich  sein,  die  Hypotheken- 
conversion  in  so  grossem  Maasstab  erfolgreich  und  ohne 
gefährliche  Erschütterungen  durchzuführen  ? 

Da  der  heutige  Zinsfuss  für  sichere  Hypotheken 
4  — 4V2  Percent  beträgt,  so  bedeutet  die  beantragte  Annuität 
von  ö'/a  Percent  eine  Erhöhung  der  jährlichen  Leistung 
um  1 — VI 2  Percent.  Wollte  man  dem  tirolischen  Grund- 
besitz die  Fähigkeit  zu  einer  solchen  Mehrleistung  allgemein 
absprechen,  dann  müsste  man  ihn  überhaupt  verloren 
geben  und  auf  jede  Besserungsaussicht  verzichten.  Bevor 
man  solchem  Pessimismus  das  Feld  räumt,  muss  man 
doch  erst  die  praktische  Probe  machen;  schlägt  der  Ver- 
such fehl,  ist  es  immer  noch  Zeit,  die  Flinte  ins  Korn 
zu  werfen.  Manche  überlastete  Betriebe  werden  wohl  der 
Krise  erliegen,  aber  die  Mehrzahl  wird  sich  durchfechten, 
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wenn  man  nur  der  Landwirtschaft  als  Entgelt  für  die 
Uebernahme  der  Tilgungspflicht  andere  zAilässige  Er- 
leichterungen Yerschat!:t.  In  mittelguten  Jahren  fällt  ein 
Percent  mehr  nicht  sehr  ins  Gewicht;  in  Fehljahren,  wo 
der  Gutsertrag  nicht  einmal  zur  Zinsenzahlung,  geschweige 
zur  Amortisation  ausreicht,  muss  der  Personalcredit  helfen, 
dessen  Organisation  in  Form  der  Raiffeisenkassen  in  Tirol 
so  rasche  und  erfreuliche  Fortschritte  gemacht  hat. 

So  lässt  sich  hoffen,  dass  die  grosse  Mehrzahl  unserer 
Landwirte  von  der  in  so  günstiger  Form  gebotenen 
Gelegenheit  zur  allmählichen  Schuldenabtragung  Gebrauch 
macht.  Wer  sich  aber  die  Fähigkeit  zur  Amortisation 
seiner  Hypotheken  durchaus  nicht  zutraut,  nun  der  lässt 
eben  Alles  beim  Alten;  Zicang  soll  nicht  eintreten,  die 
Landwirtschaft  soll  die  Conver.sion  ihrer  Schulden  freiwillig 
vollziehen. 

Gewichtige  Erwägungen  sprechen  dafür,  bei  der 
beantragten  Neuordnung  der  Hypothekarverhältnisse  jeden 
zwangsweisen  Eingriff  zu  vermeiden.  Bevor  man  sich 
entschlösse,  sich  über  die  wirtschaftliche  Freiheit  der 
Grundbesitzer  ebenso  wie  über  die  wohlerworbenen  Rechte 
der  Gläubiger  hinwegzusetzen  und  die  Gefahr  einer  be- 
denklichen Erschütterung  aller  Creditverhältnisse  im 
ganzen  Lande  heraufzubeschwören,  müsste  erst  feststehen, 
dass  sich  das  Ziel  innerhalb  der  bestehenden  Rechts- 
ordnung nicht  erreichen  lässt.  Fehlt  es  für  eine  solche 
Annahme  an  genügenden  Gründen,  so  lässt  sich  doch 
andererseits  nicht  verkennen,  dass  die  erfolgreiche  Durch- 
führung der  am  Grundsatz  der  Freiwilligkeit  festhaltenden 
Conversionsoperation  eine  ganz  besondere  hierauf  ab- 
zielende Einrichtung  des  Landescreditinstituts  und  ein 
eifriges  verständnissvolles  Zusammenwirken  aller  an  der 
Durchführung  sich  betheiligenden  Organe  voraussetzt. 

Die  Centralisierung  des  Bodencredits  in  der  einheitlich 
geleiteten  Landesanstalt  mit  weitgehendster  Localisierung  des 
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Creditapparats  zu  verbinden,  darin  besteht  das  zu  lösende 
Problem.  Soll  die  Hypothekenconversion  im  grossen  Maas- 
stab gelingen,  so  muss  die  Landesanstalt  nach  Mahomets 
Beispiel  zum  Berge  kommen,  muss  dem  schwer  beweglichen, 
innerhalb  seiner  Bezirksgrenzen  festgebannten  Bauer  den 
neuen  Credit  ins  Haus  bringen,  muss  ihn  durch  den 
moralischen  Zwang  der  Ueberredung  und  Ueberzeugung 
zur  Annahme  der  Umtauschwohlthat  vermögen.  Die 
Zwischenorgane,  deren  die  Landesanstalt  zu  solch  agitato- 
rischer Thätigkeit  bedarf,  finden  sich  zunächst  bezirks- 
weise in  den  Bezirksgenossenschaften  der  Landwirte, 
gemeindeweise  in  den  Raiffeisenkassen,  denen  sich  in  der 
Unterstützung  der  Entschuldungsaction  der  Landesanstalt 
ein  neues  fruchtbares  Feld  gemeinnütziger  Thätigkeit 
erschliesst. 

Eine  Gelegenheit  zur  Durchführung  der  Operation, 
wie  sie  kaum  günstiger  sich  denken  lässt,  bietet  die  An- 
legung der  Grundbücher,  mit  der  das  Land  Tirol  gemäss 
den  Beschlüssen  des  letzten  Landtags  in  Bälde  beginnt. 
In  der  allgemeinen  Aufmischung  und  Klärung  aller  ding- 
lichen Rechtsverhältnisse,  die  dem  tirolischen  Grundbesitz 
unvermeidlich  bevorsteht,  kann  und  soll  die  Conversion 
der  neu  liquidierten  und  verbücherten  Grundschulden  die 
letzte  und  beste  Phase  bilden.  Wenn  Wanderlehrer  un- 
mittelbar nach  Abschluss  des  Richtigstellungsverfahrens 
die  Gemeinden  besuchen  und  in  allgemeinen  Versamm- 
lungen die  Landwirte  über  die  Vortheile  der  Conversion 
aufklären,  wenn  man  den  Bauern  jeden  Aufwand  an  Mühe 
und  Kosten  erspart  und  nach  Einholung  ihrer  Zustimmung 
die  ganze  Transaction  —  Kündigung  der  Hypotheken, 
Auszahlung  an  die  Gläubiger,  Errichtung  und  Ver- 
bücherung  der  Cession  —  durch  die  Organe  der  Landes- 
anstalt unentgeltlich  besorgen  lässt,  dann  wird  unser 
Landvolk  bei  all  seiner  conservativen  ScliAverfähigkeit 
der  heilsamen  Reform  gewiss  nicht  hartnäckig  widerstreben. 
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So  kann  sich  allmählich  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  im 
Anschluss  an  die  Grundbuchsanlegung,  sozusagen  als 
Schlussact  des  Rummels,  die  Hypothekenconversion  voll- 
ziehen. 

Auf  diese  Art  erfüllt  die  Landeshypothekenbank  ihre 
dritte  grosse  Aufgabe,  die  allmähliche  Entschuldung  des 
Grundbesitzes  herbeizuführen,  das  Gleichgewicht  zwischen 
den  Erträgen  der  Landwirtschaft  und  ihren  Schuldlasten 
herzustellen,  die  ideale  Forderung  zu  verwirklichen,  dass 
jede  Generation  ihre  Schulden  bezahlt  und  auf  dem 
gemeinschaftlichen  Bodenerbe  für  neue  Verbindlichkeiten 
kommender  Geschlechter  Platz  macht.  Diesem  erreichbaren, 
mit  der  geltenden  Rechts-  und  Wirtschaftsordnung  ver- 
träglichen Ziel  sollen  wir  mit  aller  Energie  zustreben, 
anstatt  dem  leichtgläubigen  Volk  die  blendende  Utopie 
gänzlicher  Schuldenfreiheit,  gesetzlicher  L^nverschuldbarkeit 
des  Bodens  vorzuspiegeln,  die  nur  gleich  allen  anderen 
utopischen  Weltverbesseruugsplänen  die  Geister  verwirrt 
und  mit  lockendem  Schimmer  von  der  nüchternen  müh- 
samen Fortschrittsbahn  ablenkt. 

Am  Zukunftsbild  der  Landeshypothekenbank  fehlt 
noch  ein  wesentlicher  Zug.  Es  gibt  zwei  Arten  landwirt- 
schaftlichen Creditbedarfs,  zu  deren  Befriedigung  sich  nur 
eine  gemeinwirtschaftlich  organisierte  Creditanstalt  eignet. 
Die  eine  Art,  den  Meliorationscredit,  regelt  das  jüngst  von 
beiden  .Häusern  des  Reichsraths  beschlossene  Gesetz  über 
Meliorationsdarlehen  ^) ;  die  andere  Art,  der  Erhah findung s- 
credit,  harrt  noch  als  Postulat  der  Agrartheorie  der  legis- 
lativen Gestaltung. 

Für  bestimmte  Meliorationszwecke  sollen  auch  ver- 
schuldete Landwirte  dadurch  Credit  erlangen,  dass  das 
von    einer    unter    Staatsaufsicht    stehenden    Creditanstalt 


^)  Mittlerweile  ist  die  Sanction  und  Publication  des  Gesetzes 
vom  6.  Juli  1896  R.  G.  Bl.  No.  144  erfolgt. 
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gewährte  Meliorationsdarlehen  den  Pfandvorzug  vor  allen 
bereits  eingetragenen  H^'pothekarlasten  geniessl.  Das 
Pfandrecht  darf  jedoch  —  und  hierin  liegt  ein  bedeutsamer 
Fortschritt  —  nur  für  eine  Amortisationsrente  eingetragen 
werden,  durch  deren  Zahlung  binnen  einer  gewissen  Reihe 
von  Jahren  die  ganze  Schuldverpflichtung  getilgt  wird. 
So  finden  das  Rentenprincip  und  der  Tilgungszwang,  auf 
deren  Einführung  in  den  landwdrtschaftlichen  Creditverkehr 
sich  alle  verständigen  Reformbestrebungen  richten,  in  dem 
neu  geschaffenen  Typus  der  y  Meliorationsrente a  ihren 
ersten  gesetzlichen  Ausdruck. 

Nach  dem  Muster  der  »Meliorationsrente«  eine  -»Ah- 
findungsrentet  zu  schaffen,  die  bei  Vererbung  geschlossener 
Höfe  die  kündbaren  Erbcapitalhypotheken  ersetzt,  nimmt 
ein  Punkt  des  in  der  letzten  Landtagssession  verhandelten 
Agrarprogramms  in  Aussicht.  Dem  allerdings  auf  mehr- 
seitigen Widerspruch  stossenden  Vorschlag  liegt  die  Er- 
wägung zu  Grunde,  dass  dem  gesetzlichen  Ver schuldung s- 
zimng,  der  unter  der  Herrschaft  des  Anerbenrechts  bei 
jedem  Erbgange  eintritt,  ein  gesetzlicher  Tilgungszwang 
die  Wage  halten  muss,  wenn  nicht  durch  die  immer 
wieder  neu  auf  den  Hof  kommenden  ungetilgt  bleibenden 
Erbhypotheken  die  Ueberschuldung  des  Hofes  mit  all  ihren 
gemeinschädlichen  Folgen  herbeigeführt  werden  soll.  Dem 
Vorrecht  des  Anerben,  den  Hof  mit  Ausschluss  der  Miterben 
um  eine  Vorzugstaxe  zu  übernehmen,  entspricht  die  Ver- 
pflichtung, die  Erbschulden  binnen  der  voraussichtlichen 
Besitzdauer  zu  tilgen.  Die  Miterben  können  sich  üT^er  die 
Abstattung  ihres  Erbtheils  in  Renten  nicht  beschweren,  weil 
ein  zu  theilendes  Capitalvermögen  nicht  vorhanden  ist  und 
weil  auch  der  Anerbe  mit  dem  Hof  nur  einen  Rentenfond 
erwirbt,  an  dessen  Erträgen  die  Miterben  durch  den  Bezug 
der  ihnen  zugewiesenen  Abflndungsrenten  participieren. 
Billige  Rücksichten  auf  die  wirtschaftlichen  Be- 
dürfnisse   der    Miterben    fordern    jedoch    eine    öffentliche 
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P^inriclitung,  die  den  Miterben  die  Umwandlung  ihres 
Rentenanspruchs,  insoweit  er  ein  sicheres  Pfandrecht  ge- 
niesst,  in  eine  ä(|uivalente  Geldsumme  ermöglicht. 

Diese  für  den  rationellen  Ausbau  des  tirolischen 
Höferechts  unerlässliche  Einlösung  der  Abfindungsrenten 
wird  zu  den  statutenmässigen  Geschäften  der  Landes- 
hypothekenbank gehören.  — 

Diese  kurze  Skizzierung  der  grossen  gemeinnützigen 
Aufgaben,  die  der  im  Werden  begriffenen  tirolischen 
Landeshypothekenbank  harren,  dürfte  genügen,  um  das 
Verhältmss  dieser  Institution  zum  ganzen  Complex  agra- 
rischer Reformmassregeln  zu  kennzeichnen  und  alle 
Freunde  landwirtschaftlichen  Fortschritts  von  der  Un- 
entbehrlichkeit  dieses  bedeutsamen  Gliedes  der  Agrar- 
reformkette zu  überzeugen. 


5* 


IV.  Höferecht. 


1. 

Als  vor  bald  dreissig  Jahren  zur  üppigsten  Blüthezeit 
der  Manchesteridee  alle  den  Grundverkehr  hemmenden 
Schranken  in  ganz  Oesterreich  fielen,  als  ein  Landtag  nach 
dem  anderen,  der  Zeitströmung  folgend,  die  gesetzliche 
Gleichstellung  des  Grundbesitzes  mit  dem  beweglichen 
Vermögen  vollzog,  da  wusste  sich  ein  einziger  Landtag 
der  Scheinliberalen  Hypnose  zu  erwehren,  die  mit  dem 
suggestiven  Schlagwort  wirtschaftlicher  Freiheit  in  den 
akademischen  Hörsälen,  in  den  Parlamentsstuben  und 
Regierungskanzleien  damals  alle  Geister  beherrschte. 
Wie  sehr  die  Agrarentwicklung  des  letzten  Menschenalters 
dem  Tiroler  Landtag  Recht  gab,  wie  in  der  Wissenschaft 
dem  individualistischen  Dogma  eine  gemeinwirtschaftlich- 
sociale  Richtung  mit  rasch  wachsenden  Erfolgen  entgegen- 
trat, wie  die  europäische  Agrarkrise  die  Regierungen 
auf  die  Bahn  landwirtschaftlicher  Reformen  drängte,  wie 
die  Einsicht,  dass  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  des 
Grundbesitzes  ein  besonderes  Agrarrecht  erheischen,  in 
immer  weitere  Kreise  siegreich  eindrang:  all  dies  bedarf 
hier,  als  allgemein  bekannt,  keiner  näheren  Besprechung. 
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Doch  die  Einsicht  in  Thaten  umzusetzen,  wollte  bis- 
her nicht  gelingen.  Wieder  zeigt  sich,  um  wie  viel  leichter 
man  niederreisst,  als  aufbaut.  AVohl  kam  nach  jahrelangen 
Studien,  Erhebungen  und  Enqueten  das  Gesetz  vom 
1.  April  1889  zu  Stande,  das  rahrnenartig  die  Grundzüge 
eines  landesgesetzlich  in  den  einzelnen  Kronländern  zu 
schaffenden  Höferechts  feststellt,  aber  zum  weiteren 
entscheidenden  Schritte,  zur  Berathung  und  An- 
nahme der  von  der  Regierung  vorgelegten  Landes- 
gesetzentwürfe, konnte  sich  bisher  kein  einziger  Landtag 
entschliessen. 

Dem  Tiroler  Landtag  scheint  es  beschieden,  auf  der 
agrarischen  Reformbahn  voranzugehen,  die  man  in  den 
anderen  Ländern  so  zagend  und  zögernd  betritt.  Ein  in 
der  letzten  Session  gefasster  Beschluss  beauftragt  den  Landes- 
ausschuss,  y>  Oesetzentimirfe  betreffend  das  HöferecM  und  die 
Anerhenei-l) folge zu  verfassen  und  dem  nächsten  Land- 
tage vorzidegen.«  Bei  der  ausserordentlichen  Wichtigkeit 
des  zu  schaffenden  Agrarrechts  für  die  wirtschaftliche  Zu- 
kunft des  Landes  und  bei  den  mancherlei  Missverständ- 
nissen, die  über  die  einschlägigen  Fragen  in  den  weitesten 
Kreisen  obwalten,  dürfte  es  nicht  ganz  zwecklos  sein,  Ziel 
und  Inhalt  des  geplanten  tirolischen  Agrargesetzes  in  thun- 
lichster  Kürze  zu  beleuchten. 

Eine  wesentlich  andere  Gestalt  als  in  allen  anderen 
Ländern  zeigt  das  Problem  in  Tirol.  Anderswo  lautet  die 
ol)erste  Frage :  soll  die  bestehende  Freiheit  des  Grund- 
besitzes irgend  einer  Form  der  Gebundenheit  weichen? 
Bei  uns :  wollen  vär  die  bestehende  Gebundenheit  beseitigen 
oder  erhalten?  Anderswo  gilt  es,  ein  ganz  neues  Agrarrecht 
einzuführen,  bei  uns,  das  bestehende  Agrarrecht  abzuschaifen, 
fortzubilden  oder  einfach  im  Alten  zu  lassen. 

Da  sich  für  die  radicale  Abschaffung  unseres  tirolischen 
Agrarrechts,  für  den  L^ebergang  zu  jener  vollen  Freiheit, 
der  sich  der  Grundbesitz  im  übrigen  Oesterreich  seit  einem 
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Menschenalter  »erfreut«,  im  ganzen  Lande  meines  Wissens 
nie  eine  Stimme  erhob,  so  entfällt  jeder  Anlass,  auf 
jenen  alten  bis  zum  Ueberdruss  immer  wieder  auf- 
gewärmten Schulstreit  zurückzukommen,  der  zwischen  den 
Anhängern  der  schrankenlosen  A^'erkehrsfreiheit  und  den 
Vertretern  öffentlichrechtlicher  Beschränkungen  der  Boden- 
bewegung ohne  Aussicht  auf  endgültige  Entscheidung  ge- 
führt wird.  Recht  in  diesem  Streite  haben  Keiner  und  Beide, 
da  sich  Eines  nicht  für  Alle  schickt,  da  in  hochcultivierten, 
fruchtbaren,  industriereichen  Bezirken  die  Freiheit,  in 
industrielosen,  klimatisch  rauhen,  auf  Körnerbau  und 
Viehzucht  angewiesenen  Ländern  die  Gebundenheit  den 
Vorzug  verdient.  Für  uns  Deutschtiroler  gibt  es  keinen 
Zweifel!  Hat  gerade  uns,  wie  der  Vergleich  mit  Wälsch- 
tirol  zeigt,  das  System  der  geschlossenen  Höfe  einen  im 
Kern  gesunden  trotz  aller  Nöthen  erholungsfähigen  Bauern- 
stand erhalten,  so  wäre  es  eine  unverantwortliche  Thorheit, 
wollten  wir  auf  den  erprobten  Schutz  gegen  unwirtschaft- 
liche Gutszertrümmerung  und  proletarische  Zwergwirtschaft 
schönen  Freiheitstheorien  zuliebe  verzichten. 

Besteht  über  diesen  Punkt  im  Land  und  im  Land- 
tag zwischen  Conservativen  und  Liberalen  vollste  Harmonie, 
so  herrscht  dagegen  bei  Beurtheilung  der  weiteren  Frage, 
ob  das  geltende  Agrarrecht  zeitgemässer  Fortbildung  be- 
dürfe, nicht  ganz  dieselbe  seltene  erfreuliche  Eintracht. 
Die  fortschrittliche  Reform  stösst  auf  conservative  Bedenken ! 
Alles  beim  Alten  zu  lassen,  so  lautet  das  höchst  einfache 
agrarrechtliche  Programm,  für  das  sich  in  der  letzten  Land- 
tagsdebatte unter  Berufung  auf  die  anerkannte  Trefflich- 
keit y> unserer  alten  und  bewährten  Gesetzgebung«-  beachtens- 
werte Stimmen  erhoben. 

Um  diesen  Einspruch  zu  entkräften,  erscheint  eine 
neuerliche  kritische  Betrachtung  des  geltenden  Agrarrechts 
von  Nöthen.  Die  Tiroler  Landesordnung  vom  14.  Dez.  1573 
enthielt  das  Verbot,  zinsbare  Güter  ohne  Zustimmung  des 
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Grundherrn  zu  Iheilen.  ')  Dagegen  gab  es  für  den  ge- 
sammten  Allodialbesitz  keinerlei  ähnliche  Beschränkung 
bis  zum  Erlass  des  Patents  vom  11.  August  1770,^)  das 
als  Grundlage  des  Grundzerstückungsrechtes  in  Deutsch- 
tirol noch  derzeit  in  Kraft  steht.  Durch  das  Patent  wurde 
das  nur  für  »Pawmannsgüter«  geltende  Theilungs verbot 
der  Landesordnung  »auch  auf  die  Lehen  und  AUodialgüter 
erstrecket,  mithin  überhaupt  hein  Hof  oder  Innehahinvj, 
wenn  sie  nicht  so  ansehnlich  wären,  dass  zwei  Besitzer 
darauf  leichtlich  hausen,  somit  sich  und  ihre  Familie  er- 
halten könnten,  weder  durch  Verkauf,  \"erschaffung  oder 
in  anderweg  einer  alienatione  voluntariae  zu  vertheilen  ge- 
stattet w^erden  solle.«  Ferner  verbietet  das  Patent,  x ein- 
letze Grundstücke,  bevorderst,  wenn  diese  nicht  zwei  Jauch 
oder  Tagbau  und  soviele  Tagmahd  austragen,  zu  vertheilen«, 
untersagt  das  Miteigenthum  an  Grundstücken  unter  einem 
Tagbau  oder  Tagmahd,  und  überweist  der  Landesstelle 
die  Entscheidung  über  alle  aus  »fürwaltend  erheblichen 
Ursachen«  eingebrachten  Zerstückungsgesuche.  Ergänzend 
bestimmt  das  Patent  vom  3.  April  1787,  dass  alle  Grund- 
stücke, die  einem  steuerbaren  Hause  im  Kataster  zugeschrie- 
ben sind,  von  dem  Hause  nicht  abgetrennt  werden  dürfen. 
An  diesen  meritorischen  Vorschriften  wurde  im  Wesen 
seither  nichts  geändert.  Competenz  und  A'^erfahren  wurden 
durch   die  Statthaltereikundmachung  vom  1.  Jänner  1852 


^)  5.  Buch,  3.  Titel:  »es  soll  kein  Hof  ohne  des  Grundherrn 
Wissen  und  Willen  wider  vermög  unseres  Lands  Freiheiten  weder 
durch    "Verkaufung,    Verschaffung    (Vermächtniss)    noch    in   einiph 

ander  Weg  getheilt  werden Wo  aber  ein  Hof  oder  Gut  so 

ansehnlich  wäre,  dass  der  Baumann  seiner  Kinder  mehr  denn  Eines 
daraufsetzen  oder  verheirathen  möchte,  so  mag  er  das  an  seinen 
Grundherrn  gelangen  lassen;  und  was  er  bei  demselben  erlangt,  das 
soll  ihm  bevorstehen.« 

^)  Das  Patent  wurde  im  Jahre  1832  republiciert,  und  mit 
Gubernialcirkular  vom  30.  August  1840  (Prov.  Ges.  Sammlung  B.  27 
S.  807)  neu  aufgelegt. 
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Nr.  32  geregelt.  Grundzerstückimgsgesuche  sind  bei  der 
Bezirkshauptmannschaft  anzubringen,  die  mit  Zuziehung 
von  Culturverständigen  die  Zweckmässigkeit  und  Zulässig- 
keit  der  Gutstrenuung  untersucht  und  nach  freiem  Ermessen 
die  Trennung  bewilhgt  oder  mit  Offenlassung  der  Berufung 
untersagt.  Käufe  getrennter  Gutstheile  sind  von  den  Ge- 
richten ohne  Beibringung  der  politischen  Trennungs- 
bewilligung nicht  zu  verfachen.  Die  weitere  Vorschrift, 
dass  von  der  ertheilten  Bewilligung  die  Realgerichtsbehörde 
zu  verständigen  sei,  und  dass  letztere  alle  Hypothekar- 
gläubiger und  Besitzer  dinglicher  Rechte  von  der  be- 
willigten Gutstrennung  zur  Wahrung  ihrer  Rechte  zu  ver- 
ständigen habe,  kam  nie  zur  Durchführung.  Mir  wenigstens 
ist  nicht  bekannt,  dass  in  irgend  einem  Bezirke  derartige 
Verständigungen  erfolgen. 

Im  engsten  Zusammenhang  mit  den  Grundzerstückungs- 
vorschriften  steht  das  Patent  vom  9.  Oktober  1795  über 
die  Erhfolge  in  Bauerngüter,  das  noch  heute  in  Deuts(;htirol 
geltendes  Recht  ist.  Im  Gegensatz  zum  Patent  vom 
11.  August  1770,  dessen  Normen  für  den  ganzen  Grund- 
besitz ohne  Unterschied  gelten,  wurde  dieses  Gesetz  nur 
für  den  -»BcmernstancUi  und  für  den  Fall  der  '\''ererbung  von 
y>Baiterngi(tern«  erlassen.  Auf  Stadtbewohner  findet  das 
Gesetz  nm-  Anwendung,  wenn  sie  >ein  Bauerngut  besitzen, 
welches  sie  wegen  der  nahen  Lage  selbst  bauen  können«. 
Unter  Aufrechthaltung  der  allgemeinen  Erbrechts- 
vorschriften bestimmt  das  Patent,  dass  das  Bauerngut  sammt 
Zugehör  in  Ermanglung  einer  letztwilligen  "S'^erfügung  dem 
ältesten  Sohne  des  Erblassers  zufällt.  Ist  der  älteste  Sohn 
zur  Hof  Übernahme  untauglich,  tritt  der  nächstfolgende  ein ; 
fehlen  taugliche  Söhne,  werden  die  Töchter  nach  der  Reihen- 
folge des  Alters  berufen.  Ueber  die  Tauglichkeit  des  An- 
erben entscheidet,  ausser  den  Fällen  gerichtlicher  Curatels- 
verhängung,  die  politische  Behörde.  Dem  im  Miteigen- 
thum   des  Hofes   stehenden  Ehegatten  gebührt  das  Recht 
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zur  üebernahme  des  erledigten  Antheils.  Gehören  zum 
Nachlass  ausser  dem  Bauerngute  auch  walzende  Grund- 
stücke, die  zum  Betriebe  der  Feldwirtschaft  unumgänglich 
erforderlich  sind,  so  erstreckt  sich  das  Uebernahmsrecht 
des  Anerben  auch  auf  diese  Parcellen,  die  sich  dadurch 
mit  dem  Hofe  dauernd  consolidieren.  Ergibt  sich  der 
Uebernahmspreis  des  Bauerngutes  weder  aus  einer  letzt- 
willigen Verfügung  des  Erblassers  noch  aus  einem  gütlichen 
Einverständniss  der  Miterben,  so  ist  der  Wert  durch 
Schätzung  »mit  Rücksicht  auf  alle  Umstände  dermassen 
zu  bestimmen,  dass  der  eintretende  Besitzer  auf  dem  Gute 
wohl  bestehen  könne«.  Die  Schätzung  hat  auch  dann  statt- 
zufinden, wenn  die  Miterben  durch  den  vom  Erblasser  allzu 
niedrig  bestimmten  Uebernahmswert  ihren  Pflichttheil  ge- 
schmälert glauben.  Sind  mehrere  Bauerngüter  im  Nach- 
lass, so  kann  der  älteste  Sohn  eines  wählen,  die  anderen 
fallen  an  die  nachberufenen  Erben.  Aehnlich  ist  vorzugehen, 
wenn  zum  Nachlass  so  viel  walzende  Grundstücke  gehören, 
dass  daraus  mehrere  zur  Erhaltung  je  einer  Familie  aus- 
reichende Bauerngüter  gebildet  werden  können.  Das  Ge- 
setz findet  keine  Anwendung,  wenn  der  Erblasser  keine 
Kinder  oder  nur  ein  Kind  hinterlässt. 

Bei  aller  Anerkennung  der  leitenden  Grundideen 
dieses  theresianisch-josefinischen  Agrarrechts,  dem  Deutsch- 
tirol die  wohlthätige  Erhaltung  seiner  im  ganzen  be- 
friedigenden Grundbesitzvertheilung  verdankt,  kann  man 
doch  unmöghch  die  zahlreichen  Mängel  und  Lücken  einer 
obsoleten  Gesetzgebung  übersehen,  die  aus  den  einfachen 
Wirtschaftsverhältnissen  des  vorigen  Jahrhunderts  er- 
wachsen und  den  damaligen  patriarchalischen  Veiwaltungs- 
formen  angepasst,  den  geänderten  Ansprüchen  und  Be- 
dürfnissen einer  neuen  Zeit  längst  nicht  mehr  entspricht 
und  'in  den  ganzen  Complex  unserer  modernen  Reehts- 
und  Verwaltungsnormen  wie  eine  alterthümlich  ver\\dtterte 
Ruine  hineinragt. 
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Entsprechend  einem  gewissen  Connex  zwischen  der 
Reform  des  Agrarrechts  und  der  Reform  unserer  öffent- 
Hchen  Bücher  reichen  die  Bemühungen,  eine  zweck- 
entsprechendere Formuherung  der  Grundzerstückungs- 
normen  herbeizuführen,  fast  ebenso  weit  zurück  als  die 
jüngst  glücklich  beendeten  Kämpfe  um  das  tirolische 
Grundbuch.  Schon  im  Jahre  1830  berieth  der  Congress 
der  Tiroler  Stände  über  einen  vom  Gubernium  verfassten 
Gesetzentwurf  und  fasste  den  Beschluss,  »dass  der  gründ- 
lich und  mit  sorgfältiger  Beachtung  der  bestehenden 
Verhältnisse  ausgearbeitete  Entwurf  im  Allgemeinen  in 
Nordtirol  und  dem  Etschkreise  eingeführt  werden  solle«. 
Damals  scheiterte  die  Reform  an  der  Indolenz  der 
Regierung,  die  sich  damit  begnügte,  auf  Grund  einer  aller- 
höchsten EntSchliessung  vom  30.  März  1832  »die  Be- 
obachtung und  Handhabung  der  bestehenden  Gesetzen 
einzuschärfen.  In  den  40er  Jahren  gieng  es  umgekehrt; 
die  von  der  Regierung  in  Folge  der  allerhöchsten  Ent- 
schliessung  vom  28.  April  1845  angeregte  Reform  wurde 
von  den  Ständen  verschleppt.  Neue  Reformanläufe,  an 
denen  als  Experte  auch  der  damalige  Generalprokurator 
Dr.  Hasslivanter  theilnahm,  förderten  die  Statthalterei- 
kundmachung vom  1.  Jänner  1852  zu  Tage,  die  Competenz 
und  Verfahren  in  Grundzerstückungssachen  nothdürftig 
regelt.  Die  nächste  Phase  der  Reformbewegung  bezeichnet 
der  Gesetzentwurf,  den  der  Landesausschuss  im  Jahre  1869 
seinem  gegen  die  gänzliche  Aufhebung  der  Grundtheilungs- 
beschränkungen  gerichteten  Votum  beigab.  Der  Referent 
Ignaz  vo7i  Oiovanelli,  ein  Mann,  dem  noch  niemand  radicale 
Neuerungssucht  vorwarf,  verlangt  in  seinem  für  die  grund- 
sätzliche Aufrechthaltung  des  tirolischen  Agrarrechts  mit 
klaren  überzeugenden  Gründen  eintretenden  Berichte  die 
Beseitigung  des  Patents  vom  11.  August  1770,  weil  -»jenes 
Patent  iveder  mit  dem  jetzigen  Stand  der  Civilgesetzgehung, 
noch     mit    den    Besitzverhältnissen    nach    Ahwicklnng     der 
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Grundentlastimg  in  Einklang  gebracht  iverden  Jcann«. 
Wenn  der  Bericht  dann  fortfährt:  ->nvenn  nun  aber  auch 
der  Landesausschuss  heschränkende  Bestimmungen  für  Outs- 
theilungen  atif recht  erhalten  ivissen  will,  so  ist  er  dem- 
ungeachtet  erfüllt  von  der  Ueberzeugung,  dass  das  bürgerliche 
Leben  diircJi  keine  anderen  Schranken  beengt  icerden  soll, 
als  welche  die  Erhaltung  der  bürgerliclien  Gesellschaft  fordert, t 
so  kann  ich  diesen  treffenden,  den  Kern  des  Problems 
erfassenden  Ausspruch  des  hochconservativen  Freiherrn 
nur  wärmstens  zur  Beherzigung  Allen  empfehlen,  denen 
noch  "heute  der  Abschied  von  der  »alten  und  bewährten« 
patriarchalischen  Gesetzgebung  des  vorigen  Jahrhunderts 
so  schwer  fällt. 

Giovanelli's  Entwurf  wanderte  ins  Archiv.  Die  Sache 
ruhte,  bis  die  Agrarfrage  mit  dem  Greuter' sehen  Antiag 
vom  26  Juli  1880  in  den  Landtag  wieder  einzog. 
Wieder  erstattete  der  Landesausschuss  (Referent  v.  Ricca- 
bona)  einen  ausführlichen  Bericht,  der  neben  anderen  auf 
die  Förderung  der  Landwirtschaft  abzielenden  Vorschlägen 
die  Nothwendigkeit  der  Reform  des  Agrarrechts  betonte. 
In  den  hierüber  einstimmig  gefassten  Landtagsbeschlüssen 
vom  30.  September  1881  findet  sich  denn  auch  ein  Er- 
suchen an  die  Regierung  um  Revision  der  Gesetze  über  die 
Bauernerbfolge  und  die  Grundzerstückung ,  ■ —  ein  Ersuchen, 
das  noch  lange  Jahre  ein  frommer  Wunsch  blieb.  Nach 
achtjähriger  Verschollenheit  meldete  sich  wieder  die  Agrar- 
reform in  Gestalt  eines  von  Klotz  und  Genossen  am 
g3.  October  1889  im  Landtag  gestellten  Antrags,  der  nach 
längerer  Behandlung  durch  Landesausschuss  und  volks- 
wirtschaftlichen Ausschuss  zu  umfassenden  in  zwölf 
Punkten  formulierten  Anträgen  führte.  Gleich  der  erste 
Punkt  dieser  Anträge  (Beilage  115  ex  1891)  verlangt  d;ie 
zeitgemässe  Reform  der  im  Princij)  gebilligten  jedoch  ver- 
alteten Vorschriften  über  Grundzerstückung  und  Bauern- 
erbfolge. 
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Diesmal  beeilte  sich  die  Regierung  mit  Erfüllung 
der  Wünsche  des  Landtags,  der  schon  bei  seiner  nächsten 
Tagung  im  Frühjahr  1892  zwei  Entwürfe  über  Höferecht 
und  Anerbenerbfolge  vorfand.  In  Folge  der  schon  er- 
wähnten Connexität  zwischen  Buch-  und  Agrarreform 
verschob  sich  die  Berathung  der  Entwürfe,  bis  die  ungleich 
schwierigere  Grundhuclisfrage,  ein  hundertjähriger  Zank- 
apfel der  tirolischen  Parteien,  durch  einträchtiges  Zusammen- 
wirken der  gemässigt  conservativen  und  fortschrittlichen 
Elemente  des  Landtags  in  der  Session  von  1896  zur 
glücklichen  Lösung  gelangte.  Zugleich  mit  dem  modferigen 
Verfachbuch  sollen  nun  die  beiden  alten  Patente  in  die 
historische  Rumpelkammer  w'andern,  ersetzt  durch  ein 
modernes  Agrargesetz,  mit  dessen  Redigierung  der  Land- 
tag wenige  Tage  nach  Annahme  des  Grundbuchs  den 
Landesausschuss  betraute. 

Mit  der  Entscheidung  des  Landtags  steht  im  vollen 
Einklang  die  communis  opinio  doctorum,  die  stets  im 
selben  Sinne  geäusserte  Ueberzeugung  aller  mit  den  Landes- 
verhältnissen vertrauten  Agrarjuristen,  von  denen  ich 
ausser  den  schon  genannten  conservativen  Führern  Hassl- 
wanter  und  Oiovanelli  die  langjährige  Spitze  und  Zierde 
der  tirolischen  Justiz,  Freiherrn  von  Mages,  und  den 
hervorragenden  Bezirksrichter  vo7i  Falser  beispielsweise 
erwähne.^)  — 

2. 

Gehen  wir  daran,  die  Hauptlinien  der  durchzu- 
führenden Reform  zu  ziehen,  so  begegnen  wir  zunächst 
der  Thatsache,  dass  eine  hundertjährige  Entwicklung  das 
Ohject  des  besondern  Agrarrechts  bis  zur  Unkenntlichkeit 


*)  Vgl.  Maijes:  »Die  Güterzerstückungsvorschriften  für  Tirol», 
Innsbruck  1883,  und  »Die  Justizverwaltung  in  Tirol  und  Vorarlberg«, 
Innsbruck  1886;  Falser:  »Die  bäuerlichen  Erl)theilsvorschrifteu  und 
die  Beschränkung  der  Freitheilbarkeit«,  Innsbruck  1892. 
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verwischt  hat.  Das  y>Banerngnt«  des  Patents  vom 
9.  October  1795  ist  sammt  dem  ^> Bauernstands  ver- 
schwunden, seit  die  Grundentlastungsgesetzgebmig  des 
Jahres  1848  alle  rechtHchen  Unterschiede  zwischen  den 
verschiedenen  Kategorien  des  Grundbesitzes  aufhob  und 
die  was  immer  für  Ständen  angehörigen  Eigenthümer  in 
gleichberechtigte  Laridwirte  umschuf  Aber  auch  der 
weitere  Begriff  des  dem  Theilungsverbot  des  Patents  vom 
11.  August  1770  unterliegenden  Besitzes  (y>Hof  oder  Inne- 
habiing«.)  verlor  seine  praktische  Bedeutung,  seit  das  früher 
entscheidende  Merkmal  der  Gebundenheit,  die  katastral- 
mässige  Zugehörigkeit  einer  Liegenschaft  zu  einem  steuer- 
baren Hause,  im  neuen  Parzellenkataster  gänzlich  ver- 
schwand. Daraus  ergaben  sich  seit  Jahren  eine  verwirrende 
Rechtsunsicherheit,  eine  ungleichmässige  Handhabung  der 
Gesetze,  eine  grundsatzlos  schwankende  Praxis  der  Be- 
hörden, unleidliche  Uebelstände,  die  eine  endliche  gründ- 
liche Pemedur  dringend  erheischen. 

Demnach  besteht  der  erste  unerlässliche  Schritt  der 
Reform  in  der  deutlich  erkennbaren  Scheidung  des 
gebundenen  und  freien  Besitzes.  Festhaltend  an  dem 
altherkömmlichen,  auch  unseren  heutigen  Wirtschafts- 
bedürfnissen entsprechenden  Dualismus,  nach  dem  sich 
das  ganze  Land  zwischen  »walzenden«  Grundstücken  und 
»gebundenen«  Gütern  vertheilt,  müssen  wir  für  das  ge- 
bundene Gut  einen  neuen  Begriff  schaffen,  der  das  ver- 
schwundene »Bauerngut«  und  die  unkenntlich  gewordene 
»Innehabung«  der  alten  Patente  umschliesst  und  ersetzt. 
Theilungsverbot  und  Anerbenrecht  verfolgen  denselben 
wirtschaftspolitischen  Zweck:  die  culturwidrige  und  social 
schädliche  Zertrümmerung  zu  wirtschaftlichen  Einheiten 
vereinter  Gutscomplexe  zu  verhüten  —  das  Theilungsverbot 
durch  Einschränkung  missbräuchlicher  Verfügungsfreiheit 
des  Eigenthümers,  das  Anerbenrecht  durch  Ausschluss 
der    zersplitternden    Wirkung    des    allgemeinen    gleichen 
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Erbrechts.  Die  Gleichheit  des  Zwecks  der  beiden  agra- 
rischen Sonderrechte  fordert  ein  identisches  Object,  den 
y> geschlossenen  Hof«,  die  behauste  landwirtschafthche  Be- 
sitzung, die  sich  zur  wesenthchen  Existenzgrundlage  einer 
landbautreibenden  Familie  eignet. 

Soll  die  künftige  Organisation  des  tirolischen  Grund- 
besitzes auf  dieser  Zweitheilung  beruhen,  die  aus  der 
Masse  der  Katastralparcellen  die  geschlossenen  Höfe  als 
gebundenen  Besitz  heraushebt,  und  alle  anderen  Parcellen 
als  walzende  Grundstücke  dem  freien  Verkehr  überlässt, 
so  scheint  sich  zunächst  für  das  neue  Agrargesetz  eine 
doppelte  Abweichung  von  den  Regierungsvorlagen  zu 
empfehlen.  Wozu  zwei  Gesetze,  wenn  es  sich  doch  darum 
handelt,  die  Rechtsverhältnisse  der  einen  Besitzkategorie, 
der  geschlossenen  Höfe,  zu  regeln?  Eiyi  Gesetz  soll  alle 
Normen  enthalten,  in  denen  das  agi'arische  Sonderrecht 
der  geschlossenen  Höfe  vom  gemeinen  Recht  aller  anderen 
Besitzungen  abweicht;  der  innere  Zusammenhang  zwischen 
den  Theilungsbeschränkungen  und  dem  Anerbenrecht  zeige 
sich  auch  in  der  äusseren  Form  des  Gesetzes,  das  als 
y>  Gesetz  betreffend  die  besonderen  Rechtsverhältnisse  der  ge- 
schlossenen Höfe;-  alle  für  den  gebundenen  Besitz  geltenden 
Vorschriften  umfasse.  Eine  zweite  Abweichung  betrifft 
das  Geltungsgebiet  des  Gesetzes.  Geschlossene  Höfe  im 
Sinn  des  neuen  Gesetzes  finden  sich  nicht  bloss  in  Deutsch- 
tirol, sondern  auch  in  den  deutschen  Gemeinden  des 
italienischen  Landestheiles,  namentlich  als  Regel  in  den 
Gemeinden  Proveis,  Laurein,  Sankt  Felix  und  Unser  Frau 
im  Walde  des  Bezirks  Cles  und  in  den  Gemeinden  Truden 
und  Altrei  des  Bezirks  C'avalese,  vereinzelt  wohl  auch  in 
anderen  südtirolischen  Gemeinden.  Denkt  nun  auch 
Niemand  daran,  den  seit  .Jahrhunderten  an  unbeschränkte 
Freiheit  des  Bodenverkehrs  gewöhnten  Wälschtirolern  die 
deutsche  Agrarverfassung  aufzudrängen,  so  besteht  doch 
keiu    begründeter  Anlass,    den    südlichen  Landestheil  von 
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den  Wohlthaten  des  Agrargesetzes  grundsätzlich  aus- 
7Aischliessen.  Indem  man  die  Wirksamkeit  des  neuen 
Gesetzes  auf  ganz  Tirol  ausdehnt,  schafft  man  bloss  die 
Möglichkeit,  dass  auch  wälschtirolische  Grundeigenthümer 
ihren  Besitz  als  geschlossene  Höfe  dem  besonderen  Agrar- 
recht unterstellen;  wer  das  gemeine  Recht  vorzieht,  kann 
ungestört  dabei  bleiben. 

Das  ebenso  einfache  als  unfehlbare  Mittel,  das 
künftige  Object  des  Agrarrechts,  den  geschlossenen  Hof, 
vom  freien  Besitz  zu  unterscheiden,  bietet  das  tirolische 
Grundbuch,  das  nach  §  3  des  am  5.  Februar  1896  be- 
schlossenen Gesetzes  im  Hauptbuch  jeder  Gemeinde  »m 
zwei  besonderen  Abtheilungen  die  Einlagen  der  geschlossenen 
Höfe  und  die  Einlagen  aller  anderen  Liegenschaften  enthält«. 
Damit  entfällt  für  die  Zukunft  jeder  mögliche  Streit,  jeder 
Zweifel,  ob  eine  Liegenschaft  zum  gebundenen  oder  zum 
freien  Besitze  gehört,  ob  sie  unter  dem  besonderen 
Agrarrecht  oder  unter  dem  gemeinen  Recht  steht. 
Alle  Besitzungen,  deren  Grundbuchseinlagen  sich  in 
der  Höfeabtheilung  des  Grundbuchs  befinden,  sind 
geschlossene  Höfe ;  alle  Liegenschaften  der  anderen 
Abtheilung  stehen  als  walzende  Grundstücke  im  freien 
Verkehr. 

So  einfach  sich  dies  Verhältniss  für  die  Zukunft 
gestaltet,  so  schwierig  erw^eist  sich  die  erste  unerlässliche 
Scheidung  zwischen  gebundenem  und  freiem  Besitz,  die 
allgemeine  Coyiscription  der  geschlossenen  Höfe,  die  jedesmal 
zwei  Entscheidungen  —  erstens  die  Constatierung  der 
Existenz  des  geschlossenen  Hofes,  zweitens  die  Feststellung 
seiner  Bestandtheile  —  umfasst.  Diese  heikle  Aufgabe 
obliegt  den  mit  der  Grundbuchsanlegung  betrauten  Or- 
ganen, die  zu  ihrer  Richtschnur  im  Gesetz  nur  sehr 
knappe,  im  wichtigsten  Punkt  lückenhafte  Weisungen 
finden.  Der  Tiroler  Landtag  gibt  den  Auftrag,  die  ge- 
schlossenen   Höfe    vom    freien    Besitz    zu    scheiden,    aber 


—  so- 
mit der  ihm  eigenen  Scheu  vor  Definitionen')  unterlässt 
er  zu  sagen,  was  denn  eigenthch  ein  geschlossener  Hof  ist. 
»Was  der  Verstand  der  Verständigen  nicht  sieht«,  das 
sollen  in  Einfalt  die  Vertrauensmänner  finden,  die  in 
jeder  Gemeinde  an  der  Erhebung  und  Schlussfassung  in 
betreff  der  geschlossenen  Höfe  theilnehmen. 

Nur  negativ,  aber  doch  höchst  bedeutsam,  fand  sich 
der  Landtag  zu  einer  Aeusserung  über  den  Hofbegriff 
veranlasst.  Das  tirolische  Agrarrecht  wird  sich  nicht  auf 
den  »jffo/  mittlerer  Grösse '^  beschränken,  mit  dem  sich 
nach  dem  Vorbild  des  Reichsgesetzes  vom  1.  April  1889 
die  beiden  höferechtlichen  Vorlagen  ex  1892  befassen, 
denn  nach  dem  Grundbuchanlegungsgesetz  (§  24  al.  3) 
sind  y>als  geschlossene  Höfe  ohne  Unterschied  der  Besitzgrösse 
auch  alle  jene  hehausten  landwirtschaftlichen  Besitzungen 
einzutragen,  deren  Eigenthümer  die  Anerkennung  ihrer 
Besitzungen  als  geschlossene  Höfe  verlängern^.  Dass  wir 
Tiroler  es  ablehnen,  aus  dem  agrarrechtlichen  Schutz- 
bereich alle  Höfe  auszuschliessen,  die  weniger  als  fünf 
oder  mehr  als  zwanzig  Personen  ernähren  können,  erklärt 
sich  durch  die  Thatsache,  dass  die  »kleinen«  Höfe  einen 
nicht  unerheblichen  Bestandtheil  unseres  bäuerlichen  Be- 
sitzes bilden  und  durch  die  Erwägung,  dass  ganz  die- 
selben volkswirtschaftlichen  und  socialpolitischeu  Gründe 
gegen  die  Zertrümmerung  der  »kleinen«  und  »grossen«, 
wie  der  »mittleren«  Höfe  sprechen. 


')  Ein  Beispiel  bietet  das  neue  Strassengesetz.  Wichtige 
Rechtsfolgen  hängen  an  der  Entscheidung  der  Vorfrage,  ob  eine 
Communication  ein  öffentlicher  Weg  oder  ein  Privatweg  ist.  Trotz- 
dem konnte  sich  der  Landtag  nicht  entschliessen,  im  Gesetz  aus- 
zusprechen, was  ein  ^öffentlicher  Weg^  ist.  Die  Gemeinden  und  in 
zweiter  Instanz  der  Landesausschuss  mögen  zusehen,  wann  und  aus 
welchen  Gründen  sie  von  Fall  zu  Fall  die  bestrittene  Eigenschaft 
der  »Oeffentlichkeit«  eines  Weges  bejahen  oder  verneinen. 


—     81     — 

Da  es  kaum  angebt,  im  künftigen  Agrargesetz,  das 
die  grmidbücherlich  vollzogene  Scheidung  des  gebundenen 
und  freien  Besitzes  voraussetzt,  auf  die  Grundbuchs- 
anlegungsvorschriften zurückzugreifen,  so  bleibt  es  dem 
verständigen  Takt  der  Grundbuchsanlegungscommissionen 
überlassen,  sich  zur  Entscheidung  zweifelhafter  Fälle  einen 
Begriff  des  geschlossenen  Hofs  zu  construieren,  der  unter 
thunhchstem  Anschluss  an  das  alte  Recht  für  die  noth- 
wendige  Rücksichtnahme  auf  die  besonderen  localen  Ver- 
hältnisse und  auf  die  bisherige  unangefochtene  Uebung 
genügenden  Raum  lässt.  Erleichtern  könnte  man  den 
Commissionen  ihre  Aufgabe  durch  eine  angemessene 
Dienstinstruction,  die  ungefähr  folgende  Regeln  aufstellt: 
In  die  Höfeabtheilung  des  Grundbuchs  sind  als  geschlossene 
Höfe  einzutragen 

1.  in  ganz  Tirol  jene  behausten  landwirtschaftlichen 
Besitzungen,  deren  Eigenthümer  die  Eintragung  verlangen ; 

2.  in  Deutschtirol  und  in  den  deutschen  Gemeinden 
Wälschtirols  uon  amtsivegen  jene  behausten  landwirtschaft- 
lichen Besitzungen, 

a)  die  nach  dem  Patent  vom  3.  April  1787  durch 
katastralmässige  Zuschreibung  von  Liegenschaften  zu  einem 
steuerbaren  Hause  als  Höfe  erkennbar  sind, 

b)  deren  Vererbung  jemals  nach  dem  Patent  vom 
9.  October  1795  erfolgte, 

c)  die  sonst  nach  bisheriger  nachweisbarer  Uebung 
als  geschlossene  Anwesen  angesehen  wurden.  Als  Kenn- 
zeichen dürfte  z.  B.  gelten,  dass  ein  Besitzer  bei  Abtrennung 
eines  Stückes  den  Trennungsconsens  erwirkte  oder  dass 
bei  einer  Grunderwerbung  die  Consolidierung  eintrat. 

Auf  ganz  kleine  Besitzungen,  Gewerbegüter,  Tag- 
löhnergüter  etc.  wäre  die  officiose  Eintragung  nicht  aus- 
zudehnen; eine  Villa  mit  einem  Stück  Weingut  ist  eben- 
sowenig ein  Hof,  als  eine  Schmiede  oder  Mühle  mit  einem 
Hausgarten   und    einem   Kartoffelfeld.     Als   Grenze    nach 

6 
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unten  Aväre  festzuhalten,  dciss  der  Cliarakter  des  Hofes  nur 
solchen  Besitzungen  zukommt,  deren  Landwirtschaftshetrich 
die  hcmptsächliche  Orundlage  für  die  Existenz  einer  Familie 
zu,  bilden  vermag.  — 

3. 
Hat  sich  auf  solche  Art  die  grosse  Scheidung  von 
gebundenem  und  freiem  Besitz  vollzogen,  so  trete  das 
neue  Agrarrecht  in  jedem  Bezirk,  in  jeder  Gemeinde  mit 
dem  Tag  der  Eröffnung  des  neuen  Grundbuchs  in  Wirkung. 
Das  Gesetz  zerfällt  naturgemäss  in  zwei  Abschnitte,  deren 
einer  die  Beschränkungen  der  "N'erfügungsfreiheit  des 
Eigenthümers  unter  Lebenden,  der  andere  die  Erb- 
theilungsvorschriften  umfasst.  Der  erste  Abschnitt  statuiert 
als  obersten  Grundsatz,  dass  jede  Aenderung  in  Bestand 
oder  Umfang  der  geschlossenen  Höfe  —  Enteignungsfälle 
ausgenommen  —  des  Consenses  der  Agrarbehörde  bedarf. 
Daran  reihen  sich  die  Bestimmungen,  nach  denen  die 
Agrarbehörde  im  einzelnen  Falle  über  Bewilligung  oder 
Versagung  des  vom  Eigenthümer  augestrebten  Consenses 
entscheidet.  In  diesen  Normen  soll  der  Gegensatz  zwischen 
dem  absolutistisch  -  patriarchalen  Staat  des  vorigen  Jahr- 
hunderts und  dem  modernen  Rechts-  und  Wohlfahrtsstaat 
zu  deutlichem  Ausdruck  gelangen.  Das  geltende  Recht 
stellt  die  Entscheidung,  ob  die  Abtrennung  von  Guts- 
bestandtheilen,  die  Auflösung  eines  Hofverbandes  etc.  zu 
bewilligen  sei,  ganz  und  gar  dem  freien  Belieben  der 
Behörde  anheim.  Der  nichtssagende  Hinweis  auf  »für- 
waltende erhebliche  Ursachen«  öffnet  der  bureaukratischen 
Willkür  Thür  und  Thor  und  dient  nur  als  durchsichtige 
Umschreibung  der  wohlmeinenden  Vormundschaft,  die  der 
Patriarchalstaat  des  18.  Jahrhunderts  über  den  beschränkten 
Unterthanenverstand  auf  allen  Gebieten  des  wirtschaft- 
lichen und  culturellen  Lebens  verhängte.  Dieser  Vormünd- 
schaft längst  entwachstän,  fordern  wir  heute  das  Recht 
der    ^\^rtschaftlichen    Selbstbestimmung,    von    der   lieber- 
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Zeugung  geleitet,  dass  wir  selbst  am  besten  verstellen,  was 
uns  wirtschaftlich  fördert,  dass  das  unentbehrliche  Grund- 
motiv jeder  Wirtschaft,  das  richtig  verstandene  Selbst- 
interesse, in  der  Regel  zur  befriedigenden  Ordnung  der 
ökonomischen  Beziehungen  innerhalb  der  Gesellschaft 
ausreicht.  Doch  das  richtig  oder  übel  verstandene  Selbst- 
inferesse  findet  eine  unverrückhare  Schranke  im  öffentlichen 
Wohl:  die  Freiheit  hört  auj.  wo  sich  ihr  Gehrauch  vom 
(jesellschaftUchen  Staudpunkt  aus  als  ein  Misshrauch  erweist. 
Nach  diesen  leitenden  Ideen  soll  sich  das  neue 
Höferecht  gestalten.  Die  Bindung  des  Besitzes  soll  nicht 
weiter  gehen,  als  das  öffentliche  Interesse  erheischt.  Nur 
bei  Collision  mit  dem  Gemeinwohl  muss  das  Privatinteresse 
zurücktreten.  Diese  Auffassung  deckt  sich  mit  der  schon 
1869  vom  Tiroler  Landesausschuss  im  Giovanelli'schen 
Bericht  formulierten  Forderung,  -ndass  das  hürgerliche  Lehen 
durch  keine  andern  Schranken  beengt  werden  soll,  als  icelclte 
die  Erhaltung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  fordert«.  Mit 
diesem  Grundprincip  ist  die  bureaukratische  Willkür  des 
alten  Patents,  die  hofrechtliche  Conseuse  »bei  fürwaltend 
erheblichen  Ursachen«  nach  unkontroliertem  und  un- 
motiviertem Belieben  bewilligt  oder  versagt,  ebensowenig 
vereinbar,  als  die  starre,  fi-eiheitsfeindhche  Bindung,  die 
der  Regierungsentwurf  ex  1892  für  die  geschlossenen 
Güter  beantragt.  »Die  im  Höfebuche  eingetragenen  Höfe 
sind  in  der  Regel  untrennbar«  (§  34).  »Die  Verschmelzmig 
zweier  oder  mehrerer  Höfe  zu  einem  Hofe  ist  unzulässig  : 
(§  39).  Die  Zuschreibung  von  Liegenschaften  zu  einem 
Hofe  darf  nur  bewilligt  werden,  wenn  der  Hof  durch  die 
^>rgrösserung  nicht  aufhört,  »ein  Hof  mittlerer  Grösse 
zu  sein«  (§  40).  Die  Bildung  eines  neuen  Hofes  ist  nur 
zu  bewilligen,  »wenn  die  Voraussetzungen  zur  Bildung 
eines  Hofes  mittlerer  Grösse  vorhanden  sind;<  (§  38).  Der 
Gonsens  zur  Abtrennung  von  Hofbestandtheilen  xdarf  nur 
ertheilt  werden,  wenn  der  Hof  auch  nach  der  beabsichtigten 

6* 
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A^erkleinerung  noch  als  ein  Hof  mittlerer  Grösse  sich 
darstellt  und  die  Abtrennung  sich  vom  wirtschaftlichen 
oder  culturellen  Standpunkte  oder  aus  anderen  wichtigen 
G]-ünden  als  nothwendig  oder  als  zweckmässig  erweist« 
(§  35).  Bei  der  Abtrennung  dürfen  die  Katastraleinheiten 
in  der  Regel  nicht  getheilt  werden;  xlusnahmen  bleiben 
»dem  Ermessen  der  politischen  Behörde  vorbehalten«  (§  37). 

Alle  diese  Bestimmungen  athmen  einen  der  Freiheit 
inissgünstigen  Geist  und  schiessen  weit  über  das  social- 
})olitische  Ziel,  das  doch  nur  in  Handhabung  einer  ver- 
ständigen Wirtschaftspolizei,  in  der  Hintanhaltung  solcher 
Verfügungen  des  Eigenthümers  bestehen  kann,  die  gegen 
die  öffentlichen  Culturinteressen  Verstössen.  Auf  dem 
Gebiet  des  öffentlichen,  gerade  so  wie  auf  dem  Gebiet  des 
Privatrechts  spricht  die  Vermuthung  für  die  Freiheit  des 
Eigentimms;  wer  ein  einschränkendes  Recht  beansprucht, 
der  muss  es  erweisen.  Diese  allgemeine  und  naturgemässe 
Beweisregel  will  der  Regierungsentwurf  für  unseren  Fall 
in  ihr  gerades  Gegentheil  verkehren.  Eben  in  jeuer 
Gestaltung,  die  der  tirolische  Grundbesitz  bei  der  bevor- 
stehenden Eintragung  ins  Grundbuch  zufällig  aufweist, 
soll  er  per  saeculf,  saeculorum  grundsätzlich  verbleiben ; 
Aenderungen  werden  nur  ausnahmsweise  und  nur  dann 
gestattet,  wenn  sie  der  Eigenthümer  -»als  nothwendig  oder 
zweckmässig  erweist i< . 

Jeder  Jurist  weiss,  Avas  eine  A^ertauschung  der  Beweis- 
})tlicht  bedeutet ;  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle 
verliert  die  Partei,  der  die  Beweislast  obliegt.  Daher  hat 
der  tirolische  Grundbesitz  alle  Ursache,  sich  gegen  die 
Einführung  eines  Systems  zu  wehren,  das  im  Grundverkehr 
das  Verbot  als  Regel,  die  Freiheit  als  Ausnahme  hinstellt. 

Aus  dem  entwickelten  Princip  ergeben  sich  leicht 
die  für  die  einzelnen  Fälle  passenden  Normen.  Die  Bildung- 
neuer,  die  Vergrösserung  bestehender  Höfe  ist  in  der 
Regel   zu  gestatten,    wenn    dagegen  niclit  erhebliche  wirt- 


—     85     — 

schaftliclie  oder  cultiirelle  Bedenken  bestehen.  L'nter 
derselben  A'^oraussetziuig  ist  der  Trennungseonsens  zu  er- 
theilen,  wenn  der  Hof  nacli  Abtrennung  einzelner  Bestand- 
theile  zur  selbständigen  Erhaltung  einer  Familie  noch 
hinreicht.  Yon  letzterer  Bedingung  kann  dann  abgesehen 
Averden,  wenn  die  beantragte  Abtrennung  im  öl^entliehen 
Interesse  liegt.  (Strassenumlegung,  Flussregulierung  etc.) 
Die  \'ereinigung  mehrerer  Höfe  kann  ausnahmsweise  be- 
willigt werden,  wenn  einer  der  beiden  Höfe  zur  selbständigen 
Erhaltung  einer  Familie  nicht  ausreicht.  Die  Auflösung 
eines  Hofes  ist  dann  zu  verfügen,  wenn  die  Besitzung 
durch  Abtrennung  oder  geänderte  Zweckbestimmung  ein- 
zelner Bestandtheile  oder  durch  Elementarereignisse  die 
Hofeigenschaft  dauernd  einbüsst,  d.  h.  sich  nicht  mehr 
eignet,  die  hauptsächliche  Grundlage  für  die  Erhaltung 
einer  Familie  zu  bilden. 

Eine  von  der  Ordnung  des  Höferechts  ganz  unab- 
hängige Frage  bildet  die  Behandlung  der  walzenden 
Grundstücke.  Hiebei  hat  man  zwischen  drei  Systemen 
die  Wahl:  zwischen  dem  Stückschluss,  dem  Parcellen- 
minimum  und  der  völligen  Freiheit.  Einen  höchst  eigen- 
thümlichen  Mittelweg  geht  §  57  der  Regierungsvorlage 
ex  1892,  der  für  Aecker,  Wiesen,  Alicen  und  AValdungen 
den  Stückschluss  verfügt,  d.  h.  für  jede  Theilung  solcher 
Parcellen  den  politischen  Consens  vorschreibt,  die  anderen 
Culturgattungen  dagegen  (Gärten,  Weingärten,  Sümpfe 
[Moser]  und  Weiden)  unbegrenzter  Zerstückelung  preisgibt. 
Muss  man  sich  entschieden  gegen  eine  so  principlose 
Mischung  von  Bindung  und  Freiheit  erklären,  so  verdient 
doch  die  Frage-  ernste  Erwägung,  ob  nicht  das  öffentliche 
Interesse  die  Feststellung  eines  Farcellenminimums  erheischt, 
eines  für  die  verschiedenen  Culturarten  verschieden  be- 
messenen Minimalmaasses,  unter  dem  die  Bildung  walzender 
Parcellentheile  des  Consenses  der  Agrarbehörde  bedarf. 
Es  spricht  hiefür  die  Erwägung,  dass  in  manchen  Landes- 
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theilen  (einzelne  Weiiibaudistricte,  Leebtlial  etc  )  eine  aus- 
gesprochene Neigung  zu  übermässiger  Bodenzersplitterung 
besteht,  und  dass  die  Zerreissung  des  Landes  in  kleine 
und  kleinste  Bodenfetzen  die  Culturinteressen  schädigt 
und  eine  social  nicht  wünschenswerte  Schollenkleberei 
Ijegünstigt.  Eine  einheitliche  Feststellung  der  Parcellen- 
minima  für  das  ganze  Land  lässt  sich  bei  der  weitgehenden 
culturellen  Verschiedenheit  der  einzelnen  Districte  schwer 
durchführen.  Ich  möchte  daher  vorschlagen,  dass  das 
Gesetz  die  Theilung  der  walzenden  Grundstücke  grund- 
sätzlich freigibt  und  nui-  dann  den  Consens  der  Agrar- 
behörde  fordert,  wenn  durch  die  Theilung  walzende 
Parcellen  unter  einem  gewissen  Minimalausmaasse  entstehen. 
Die  Feststellung  der  Parcellenminima  für  die  einzelnen 
Culturgattungen  und  die  verschiedenen  Landestheile  hätte 
im  Verordnungsvvege  zu  erfolgen.  Für  Bau-  und  Garten- 
parcellen  hätte  kein  Minimum  zu  gelten. 

Ohne  auf  weiteres  Detail  einzugehen,  gebe  ich  der 
llolfnmig  Ausdruck,  dass  die  vorstehend  skizzierte  Neu- 
ordnung des  tirolischen  Agrarrechts  im  Vergleich  mit  dem 
bestehenden  veralteten  Gesetze  doch  als  ein  wesentlicher 
Fortschritt  erkannt  wird.  Freilich  kommt  gerade  auf 
diesem  Gebiete,  wo  es  sich  um  verständige  Ausgleicliung 
der  Collisionen  zwischen  Privatwillkür  und  öffentlichem 
Interesse  handelt,  ausserordentlich  A'iel  auf  den  Geist  an, 
in  dem  die  Behörde  die  ihrem  Ermessen  so  weiten  ■  Spiel- 
raum lassenden  Vorschriften  handhabt.  Bei  der  unend- 
lichen Vielgestaltigkeit  der  Wirtschaftsverhältnisse  lässt 
sich  nicht  im  Gesetz  eine  unverkennbar  scharfe  Grenz- 
linie ziehen,  bei  der  die  individuelle  Freiheit  dem 
henmienden  Veto  des  Gemeinwohls  begegnet.  ^) 


^)  Mages  geht  daher  zu  weit,  wenn  er  sagt:  -Dagegen  ist  e.s 
ein  Postulat  des  modernen  Rechtsstaates,  dass  .  .  .  die  Beschränkung 
des  Machtbegriffes  des  Eigenthums  als  scharf  umschriebene  Xorni, 
die    jede    Willkür,    wenn    auch    eine    Avohlmcineude,    ausschliesst. 
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Um  von  Fall  zu  Fall  die  richtige  Entscheidung  zu 
treffen,  muss  die  Behörde  praktischen  Blick  und  genaue 
Kenntniss  der  von  Ort  zu  Ort  wechselnden  wirtschaftlichen 
Bedürfnisse  besitzen.  Diese  Forderung  führt  dazu,  von 
den  geltenden,  auch  im  Regierungsentwurf  ex  1892  fest- 
gehaltenen Competenzvorschriften  abzugehen,  und  anstatt 
der  politischen  Behörden  autonome  Organe  mit  Wahrung 
der  öffentlichen  Intei  essen  auf  dem  Gebiet  des  Höferechts 
zu  betrauen.  Bisher  pflegten  die  Bezirkshauptmannschaften 
bei  der  erdrückenden  Vielheit  der  ihnen  zuge^\•iesenen 
Geschäfte  die  Grundzerstückungssachen  als  unbedeutendes 
Nebenfach  zu  behandeln,  das  man  gewöhnlich  dem  jüngsten 
Praktikanten  als  erstes  Versuchsfeld  für  Schimmelritte 
zuwies.  Doch  auch  dem  tüchtigen  und  erfahrenen  poli- 
tischen Beamten  fehlt  die  Möglichkeit,  auf  diesem  Gebiet 
andere  als  rein  schablonenmässige  Entscheidungen  zu 
fällen,  da  ihm  in  der  Regel  die  Localkenntniss  und  allemal 
die  wirtschaftliche  Einsicht  abgeht.  So  musste  es  dahin 
kommen,  dass  der  unfähige  Ohervormund  sich  nach  einem 
fähigen  Mitvornmnd  umsah  und  den  ISIündel  regelmässig 
zu  dem  verhielt,  was  der  Mitvormund  für  gut  hielt. 
Dieser  Mitvormund,  die  Gemeinde,  liess  weit  öfter  die 
Unhefangenheit  als  die  Einsicht  vermissen  und  nach  Gunst 
oder  Ungunst  der  im  Gemeindeausschusse  gerade  herr- 
schenden Coterie  fiel  meist  die  Entscheidung,  zu  deren 
formeller  Ausfertigung  unter  ihrem  Amtssiegel  die  politische 
Behörde  gerade  gut  genug  war. 

Weshalb  der  Regierungsentwurf  ex  1892  an  dieser 
für  Würde  und  Ansehen   der  Staatsbehörde   nicht  gerade 


feststehe,  und  dass  insbesonders,  wenn  aus  höheren  Rücksichten 
das  Recht  des  Eigenthümer.«,  sein  Eigenthuni  auch  stückweise  zu 
veräussern,  eingeschränkt  wird,  der  Fall  und  der  Vmfang  des  Ver- 
botsgesetzes genau  präcisiert  sein  muss,  wenn  man  von  einem 
Rechtszustande  überhaupt  sprechen  will.  Die  Grundzerstückungs- 
vorschriften  für  Tirol  S.  5.) 
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förderlichen  Ordnung  festhält,  ist  schwer  zu  begreifen. 
Auch  die  im  Entwurf  in  Aussicht  genommene  gutachtliche 
Aeusserung  des  Obmanns  der  landwirtschaftlichen  Bezirks- 
genosseuschaft  compliciert  nur  den  seh  werf  äUigen  Apparat, 
ohne  den  gezeigten  Mangel  des  SN^stems  zu  beheben.  Man 
denke  nur,  wie  umständlich  sich  nach  dem  Entwurf  der 
einfache  ^'^organg  einer  Parcellenabtrennung  gestaltet : 
1.  Ueberreichung  des  gehörig  instruierten  Gesuches  bei 
der  Bezirkshauptmannschaft ;  2.  Erledigung  der  Bezirks- 
hauptmannschaft mit  Ueberweisung  des  Gesuches  an  den 
Gemeindevorsteher;  3.  Bericht  des  Gemeindevorstehers 
an  die  Bezirkshau23tmannschaft ;  4.  neuerliche  Erledigung 
der  Bezirkshaui^tmannschaft,  Ueberweisung  des  Gesuches 
an  den  Obmann  der  landwirtschaftlichen  Bezirksgenossen- 
schaft ;  5.  Bericht  des  Obmanns  an  die  Bezirkshauptmann- 
schaft; 6.  Endentscheidung  der  Bezirkshauptmannschaft. 
Und  so  erhält  der  Gesuchsteller,  falls  er  es  erlebt,  schliess- 
lich eine  Entscheidung,  die  mit  dem  Gutachten  des 
Obmanns  der  Bezirksgenossenschai't  in  neunundneunzig 
unter  hundert  Fällen  übereinstimmt,  weil  der  politische 
Beamte  unmöglich  besser  als  der  Obmann  beurtheilen 
kann,  ob  der  Hof  auch  nach  der  Abtrennung  zur  selbst- 
ständigen Erhaltung  einer  Familie  ausreicht.  Dass  die 
bekannte  Gefahr  des  Liegenbleibens  sich  mit  der  Zahl 
der  von  der  Eingabe  zu  passierenden  Stationen  vervielfacht, 
kommt  wolil  auch  und  nicht  zu  allerletzt  in  Betracht. 

Wesentlich  vereinfacht  wird  der  höferechtliche  Ge- 
schäftsgang durch  folgenden  A'orschlag:  Agrarbehörden 
sind  in  erster  Instanz  die  Bezirksgenossenschaften  der 
Landwirte,  in  zweiter  Instanz  der  Landesculturrath.  In 
jeder  Gemeinde  werden  durch  Wahl  des  Ausschusses  für 
höferechtliche  Angelegenheiten  zwei  \'^ertrauensmänner 
bestellt.  Gesuche  um  höferechtliche  Consense  sind  bei 
dem  Gemeindevorsteher'  zu  überreichen  und  nach  ein- 
geholtem  Gutachten   der   \>rtrauensmänner    der   Bezirks- 
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genossenschaft  zu  übermitteln,  die  darüber  sofort  oder 
nach  allfälligeu  weiteren  Erhebungen  entscheidet.  Ueber 
Recurse  erkennt  in  letzter  Instanz  der  Landesculturratli. 
In  den  BezirksyeuossemcJiaften  haben  wir  autonome 
Organe,  die  für  die  Handhabung  des  Höferechts  die  den 
(lemeindeorganen  fehlende  UnhefangenJieif  mit  der  den 
})olitischen  Behörden  fehlenden  Lokal-  und  Saclihenntniss 
vereinen.  Wenn  wir  überhaupt  in  der  bevorstehenden  be- 
rufsgenossenschaftlichen Organisation  der  Landwirtschaft 
einen  wünschenswerten  Fortschritt  erblicken,  so  müssen 
wir  zum  mindesten  den  Bezirksgenossenschaften  die  Fähig- 
keit und  den  Willen  zutrauen,  das  öffentliche  Interesse  an 
richtiger  Grundbesitzvertheilung  ohne  bureaukratische 
Pedanterie,  ohne  überängstliche  Wortklebersi  zu  wahren. 
80  gut  wie  irgendwo  gebührt  auf  diesem  Gebiet  dem 
Laienelement  der  Selbstverwaltung  der  massgebende  Ein- 
linss.  Diesfalls  fehlt  es  auch  nicht  an  Vorbildern,  da  z.  B 
in  Baden,  das  sich  durch  eine  musterhafte  Agrarverwaltung 
auszeichnet,  über  Theilungsgesuche,  auch  über  jene  hin- 
sichtlich der  gesetzlich  untheilbaren  »Hofgüterx,  immer  der 
autonome  »Bezirksyatlv  entscheidet.  — 

4. 
Für  den  zweiten,  die  Erbtheilungsvorschriften  ent- 
haltenden Abschnitt  des  Höfegesetzes  sind  die  Hauptlinien 
durch  das  Reichsgesetz  vom  1.  April  1889  vorgezeichnet, 
das  sich  im  Verhältniss  zum  Patent  vom  9.  October  1795 
für  uns  Tiroler  nicht  als  neues  Recht,  sondern  als  Ergänzung 
und  Fortbildung  des  geltenden  Rechtes  darstellt.  AVährend 
sich  rings  um  uns  das  landwirtschaftliche  Anerbenrecht 
erst  Schritt  für  Schritt  den  gebührenden  Platz  neben  dem 
gemeinen  Erbrecht  mühsam  erkämpft,  während  in  Deutsch- 
land das  neue  bürgerliche  Gesetzbuch  der  Frage  der  An- 
erbenerbfolge durch  L'eberweisung  an  die  Particulargesetz- 
gebung  vorsichtig  aus  dem  Weg  geht  und  in  Oesterreicli 
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in  allen  Kronländern  die  landesgesetzliclie  Einfühnmg  eines 
solchen  Sonderrechts  allerlei  Schwierigkeiten  und  Bedenken 
begegnet,  hiesse  es  in  Tirol  Wasser  in  den  Inn  tragen,  wollte 
man  für  die  Vortheile,  ja  für  die  Unentbehrlichkeit  einer 
besonderen  erbrechtlichen  Behandlung  des  gebundenen  Be- 
sitzes erst  noch  mit  ausführlichen  Argumenten  plaidieren. 
Der  durch  das  Höf  errecht  gegen  ^'^erf  ügungen  unter  Lebenden 
in  seinem  wirtschaftlichen  Bestand  geschützte  »geschlossene 
Hof«  heischt  denselben  Schutz  gegen  die  culturwidrige 
Theilung,  mit  der  ihn  im  Erbfall  das  gleiche  Erbrecht 
mehrerer  Miterben  bedroht.  Doch  noch  eine  weitere 
Aufgabe,  als  die  Hinderung  erbrechtlicher  Zerstückung  des 
Hofes,  erwächst  der  Gesetzgebung  aus  dem  socialen  Be- 
dürfniss  —  die  Anfgahe  der  ErlmUung  des  Hofs  in  der  Familie 
des  Besitzers.  Nach  gemeinrechtlichen  Grundsätzen  ge- 
J^ührt,  wenn  sich  im  Nachlass  ein  phisisch  oder  rechtlich 
untheilbares  Vermögensstück  befindet,  jedem  Miterben  das 
Recht,  den  Verkauf  der  Sache  und  die  Theilung  des  Er- 
löses zu  verlangen.  Wünscht  einer  der  Erben,  die  untheil- 
bare  Sache  zu  behalten,  so  muss  er  sich  über  den  Ueber- 
nahmswert  mit  den  Miterben  einigen,  und  diesen  vollen, 
in  der  Regel  dem  vermuthlichen  Verkaufswert  gleich- 
kommenden Betrag  der  Erbmasse  vergüten.  Bei  Anwendung 
dieser  Grundsätze  lässt  sich  der  geschlossene  Hof  nicht 
auf  die  Dauer  in  der  Familie  erhalten.  Entweder  erfolgt 
der  Verkauf  schon  beim  ersten  Erbgang,  wenn  die  Einigung 
der  ]Miterben  über  die  Person  des  Uebernehmers,  und  den 
Uebernahmspreis  nicht  gelingt,  oder  der  Hof  wird  zur  Ab- 
findung der  Miterben  mit  so  hohen  Schulden  belastet,  dass 
er,  wenn  nicht  in  der  ersten  Hand,  doch  sicher  nach  dem 
zweiten  oder  dritten  Erbfall  auf  die  Gant  kommt.  Um 
diese  gemeinschädlichen  Folgen  zu  verhüten,  um  die  für 
die  sociale  Stellung  und  Bedeutung  des  Bauernstandes  hoch- 
wichtige dauernde  Verbindung  der  Familie  mit  ihrer  Hufe 
zu  sichern,    statuirt  das  Anerbengesetz  ein  doppsltes  Vor- 
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recht,  indem  es  zur  Hofübernahnie  einen  bevorzugten  Mit- 
erben, den  Anerben,  beruft  und  ilni  bei  der  Auseinander- 
setzung mit  den  Erbsconcurrenten  in  dem  zur  Sicherung 
seiner  wirtschaftUchen  Stellung  erforderlichen  Maasse  be- 
günstigt. Ohne  die  äusserst  mannigfache  Detailgestaltung, 
die  innerhalb  dieses  grundsätzlichen  Rahmens  für  ein  An- 
erbengesetz in  Frage  kommt,  näher  zu  erörtern,  will  ich 
im  Folgenden  nur  den  wesentlichen  Inhalt  der  für  Tirol 
beantragten  \'^orschriften  darlegen  und,  soweit  nöthig,  in 
Kürze  begründen.  Das  Gesetz  soll  regeln:  a)  den  Anwen- 
dungsfall, b)  das  Obiect  der  besonderen  Erbfolge,  c)  die 
Reihenfolge  der  Berufung  zum  Anerben,  d)  die  Begünstigung 
des  Anerben,  e)  das  Verhältniss  zwischen  Anerben-  und 
Notherbenrecht. 

a)  Amvemhimisfall.  Das  Sonderrecht  setzt  einen  Nach- 
lass  voraus,  zu  dem  ein  geschlossener  Hof  gehört.  Auf 
MiieigenthmmantheiJe  an  Höfen  iindet  das  Gesetz  keine  An- 
wendung, den  Fall  ausgenommen,  dass  nur  dem  überlebenden 
Ehegatten  des  kinderlos  verstorbenen  Erblassers  das  Mit- 
eigenthum  zusteht 

Das  Anerbenrecht  kann  begrifflich  nur  bei  einer  Erh- 
theihing,  also  bei  einer  Concurrenz  von  mehreren  Erben  ein- 
treten, und  zwar  als  Dispositivgesetz  nur  dann,  wenn  nicht 
schon  der  Erblasser  sowohl  die  Person  des  Hofübernehmers 
als  die  Uebernahmsbedingungen  bestimmt  hat. 

b)  Ohjed.  Den  Gegenstand  des  Anerbenreclits  bildet 
der  Hof  sammt  Zugehör.  Für  Begriff  und  Umfang  des  Zu- 
gehörs  gilt  das  gemeine  Recht.  Bei  Differenzen  in  Betreff 
des  zur  ordentlichen  Wirtschaftsführung  erforderlichen  Be- 
triebsinventars erfolgt  die  Feststellung  durch  das  Gericht 
nach  Einvernahme  von  Sachverständigen.  Ergibt  sich  nach 
Ausscheidung  des  gesetzlichen  Zugehörs  ein  freier  Ueberrest 
an  Betriebsinventar,  so  gebührt  daran  dem  Anerben  das 
N'orrecht  der  Uebernahme  um  den  Schätzungspreis.  Letztere 
A^orschrift  dürfte  sich  als  eine  der  ungestörten  Wirtschafts- 
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fortfüliruiig  förderliche  ^'^ereinfacllLlng  der  Erbauseiiiander- 
setzung  empfehlen. 

c)  Berufnnfj  .cum  Anerben.  Das  Gesetz  bestimmt  die 
Person  des  Anerben  nur  subsidiär,  wenn  weder  eine  letzt- 
willige Verfügung  des  Erblassers  noch  das  Einverständniss 
der  Miterben  den  Hofübernehmer  bezeichnet.  Abweichend 
vom  geltenden  Recht,  das  die  besonderen  Erbtheilungs- 
vorscliriften  auf  den  Fall  y^der  TJteHung  rduischen  mehreren 
Kinderm-)  beschränkt,  erstreckt  der  Entwurf  das  Anerben- 
vorrecht auf  alle  Grade  der  gesetzlichen  Erbfolge,  eine 
Neuerung,  die  sich  durch  die  Erwägung  rechtfertigt,  dass 
die  überhaupt  für  das  besondere  Erbrecht  und  gegen  über- 
mässige Verschuldung  der  Höfe  sprechenden  Gründe  auch 
bei  Vererbung  des  Hofes  in  der  Seitenlinie  obwalten.  Für 
die  Auswahl  des  Anerben  unter  den  zur  Erbfolge  berufenen 
Miterben  acceptiert  der  Entwurf  die  Einzelbestimmungen 
der  Eegierungsvorlage,  namentlich  den  Vorrang  der  männ- 
lichen vor  den  weiblichen,  der  älteren  vor  den  jüngeren, 
der  näher  verwandten  vor  den  entfernter  verwandten 
Miterben.  Leibliche  gehen  Adoptivkindern,  eheliche  den 
unehelichen  Kindern  voraus. 

Soll  der  Zweck  des  Anerbem-echts  erreicht  werden, 
so  rnuss  der  Anerbe  die  Fähigkeit  zur  gedeihlichen  Selbst- 
bewirtschaftung des  Hofes  besitzen.  Es  wäre  ganz  sinnlos, 
das  \'orrecht  zur  Hofübernahme  unter  besonders  günstigen 
Bedingungen  einer  Person  einzuräumen,  der  wegen  kör^^er 
lieber  oder  moralischer  Gebrechen  oder  wegen  ihrer  Be- 
rufsverhältnisse die  Eignung  zur  Selbstbewirtschaftung  des 
Gutes  mangelt.  Diesfalls  zeigt  das  geltende  Recht 
eine  empfindliche  Lücke.  Der  Justizministerialerlass  vom 
17.  Juli  1850  Z.  277  R.  G.  Bl.  erklärte  die  den  ehemaligen 
Obrigkeiten  nach  dem  Patent  vom  9.  October  1795  zu- 
stehende Befugniss  zur  ,  Ausschliessung  des  zur  Bewirt- 
schaftung des  Bauerngutes  unfähigen  Erben  für  aufgehoben 
und  stellte  hierüber  eine  besondere  Bestinunung  in  Aussicht, 
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die  jedoch  niemals  erfolgte.  Diese  Lücke  ausfüllend  normiert 
der  Entwurf  bestimmte  Ausschliessungsgründe,  über  deren 
Vorhandensein  das  Gericht  urtheilt.  Abgesehen  vom  Aus- 
schluss wegen  körperlicher,  geistiger  und  moralischer  Ge- 
brechen (Hang  zur  A^erschwendung),  dann  wegen  lang- 
Avährender  Abwesenheit,  führt  die  aus  wirtschaftlichen  und 
socialen  Gründen  berechtigte  Forderung  des  y^Rückenhesitzesi 
zum  Ausschluss  auch  jener  Personen,  »die  durch  ihren  Beruf 
verhindert  sind,  den  Hof  von  der  Hofstelle  aus  persönlich 
zu  bewirtschaften«. 

Aus  derselben  Forderung  des  Rückenbesitzes  ergibt 
sich  die  besondere  Regelung  der  Fälle,  in  denen  die  all- 
gemeine Erbrechtsnorm  die  Vereinigung  mehrerer  Höfe  in 
der  Hand  des  Anerben  herbeiführt  Wenn  der  Anerbe 
schon  einen  Hof  besitzt,  oder  wenn  mehrere  Höfe  zum 
Nachlass  gehören,  soll  der  Anerbe  nur  einen  Hof  erhalten 
und  es  verwandelt  sich  sein  ^^orrecht  in  ein  Wahlrecht. 
Für  jeden  Hof  nur  ein  Besitzer,  für  jeden  Besitser  nur  ein 
Hof:  dieser  einleuchtenden  wirtschaftlichen  Forderung  soll 
das  Höferecht  thunlichst  entsprechen.  Nur  in  einem  ein- 
zigen Fall  emptiehlt  es  sich,  von  diesem  Grundsatz  eine 
Ausnahme  zu  gestatten:  gehören  nämlich  zum  Nachlass 
zwei  »kleine«  Höfe,  deren  keiner  zur  selbstständigen  Er- 
haltung einer  Familie  ausreicht,  und  deren  ^^ereinigung 
weder  die  verschiedene  Belastung  noch  ein  wirtschaftliches 
Bedenken  entgegensteht,  so  soll  die  Vereinigung  erfolgen 
und  das  durch  die  Verschmelzung  gebildete  Anwesen  dem 
Anerben  zufallen.  Dasselbe  gilt,  wenn  sich  ein  kleiner 
und  ein  mittlerer  Hof  im  Nachlass  befinden.  Im  Interesse 
der  Cultur  liegt  eben  die  Arrondierung  allzu  kleiner  An- 
Avesen,  deren  Besitzer  nur  nothdürftig  hausen. 

d)  Begünstigung  des  Anerben.  Den  entscheidenden  Kern 
jedes  Anerben gesetzes  bilden  die  Vorschriften  über  das 
y.Vorai(S(<,  über  die  besonderen  Bedingungen,  die  für  die 
Gutsübernahme  des  bevorzugten  Erben  gelten.    Ein  solcher 
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N'orzug  gehört  zum  Wesen  des  Anerbenrechts,  das  seinen 
Zweck,  die  dauernde  Erhaltung  des  Gutes  in  der  Familie, 
die  Abwehr  übermässiger  Verschuldung,  nicht  zu  erreichen 
vermag,  wenn  man  den  Hof  bei  der  Erbtheilung  nach 
gemeinrechtlichen  Grundsätzen  behandelt.  Für  die  unver- 
meidlich hiebei  entstehende  Collision  zwischen  den  wirt- 
schaftlichen Rücksichten,  die  eine  möglichst  günstige  Stellung 
des  Hoferben  fordern,  und  den  Ansprüchen  der  weichenden 
Geschwister,  deren  gesetzliches  Erbrecht  tief  im  Volksbewusst- 
sein  wurzelt,  gibt  es  keine  völlig  befriedigende  Lösung.  ') 
Doch  senkt  sich  schliesslich,  wägt  man  hüben  und  drüben 
das  gesellschaftliche  Interesse,  die  Schale  zu  Gunsten  des 
Anerben,  da  der  Volksgemeinschaft  von  dürftig  abgefundenen 
Miterben  nicht  annähernd  derselbe  Nachtheil  droht,  als 
wenn  auf  tief  verschuldeten  Höfen  wirtschaftlich  ver- 
kommende Hoferben  hausen.  Betrachten  wir  die  Erhaltung 
eines  gesunden,  wirtschaftlich  kräftigen  Bauernstandes  als 
einen  socialen  Hauptzweck  und  linden  wir  die  Erreichung 
dieses  Zwecks  durch  einen  ausgiebigen  ^^orzug  des  Hoferben 
bedingt,  dann  darf  uns  keine  sentimentale  Rücksicht  auf 
die  weichenden  Geschwister,  kein  römischrechtliches  A^or- 
urtheil  hindern,  in  diesem  entscheidenden  Punkt  das  Agrar- 
recht mit  dem  wirtschaftlichen  Bedürfniss  in  Einklang  zu 
bringen. 

Hierbei  handelt  es  sich  um  zweierlei:  um  den  Betrau 
und  um  die  Form  der  dem  Hoferben  gegenüber  den  Mit- 
erben obliegenden  Leistung.  Nach  §  5  des  Patents  vom 
9.  October  1795  ist  der  Anerbe  schuldig,   »die  Erben  oder 


^)  Keine  noch  so  scharfsinnige  Gestaltung  der  Abfiudiings- 
normen  im  Gebiet  des  Anerbenrechts  vermag  die  in  der  Xatiir  des 
Eechtsinstituts  begründete  Folge  zu  beseitigen,  dass  die  uugetheilte 
Erhaltung  eines  Bauernguts  entweder  mit  Hintansetzung  wobl- 
berechtigter  Interessen  der  Geschwister  oder  mit  mehr  oder  minder 
schwerer  Gefährdung  der  Interessen  des  Gutsübernehmers  erkauft 
werden  muss.«  (Bnchenherger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  I,  8.  4S(i.^ 
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»Miterben  nach  dem  entweder  durch  gütliches  Ein- 
»verständniss  oder  ordenthche  Schätzung  Ijestimmten  Werte 
»des  Gutes  zu  befriedigen.  Im  Falle  der  Schätzung  ist 
»der  Wert  mit  Rücksicht  auf  alle  Umstände  dermassen  zu 
»bestimmen,  dass  der  eintretende  Besitzer  auf  dem  Gute 
»wohl  bestehen  könne.: 

Diese  Grundsätze  hält  das  Reichsgesetz  vom  1 .  Aprill889 
als  Regel  aufrecht,  gestattet  jedoch  der  Landesgesetzgebung 
nach  doppelter  Richtung  eine  andere  Ordnung.  Das 
Landesgesetz  kann  bestimmen,  dass  an  Stelle  der  richter- 
lichen Feststellung  des  Hofwerts  »eine  Bewertung  unter 
Zugrundelegung  eines  A^ielfachen  des  Katastralreinertrages 
einzutreten  habe«  (§  7),  oder  dass  im  Falle  richterlicher 
Feststellung  des  Hofwerts  »zu  Gunsten  des  Uebernehmers 
ein  Betrag  in  Abzug  gebracht  werde,  welcher  jedoch  ein 
Drittel  des  gerichtlich  ermittelten  lastenfreien  Wertes  de.s 
Hofes  nicht  übersteigen  darf«  (§  10). 

Ich  vermag  in  keiner  der  beiden  zur  Wahl  gestellten  Be- 
stimmungen eine  Verbesserung  unseres  geltenden  Rechts 
zu  erblicken.  Gegen  die  Bemessung  des  Hofwerts  mit 
einem  Vielfachen  des  Katastralertrags  sprechen  zwei  ge- 
wichtige Bedenken.  Fürs  Erste  erweist  sich  die  Katastral- 
schätzung  nach  Landestheilen,  nach  Bezirken,  ja  nach  Ge- 
meinden so  ungemein  verschieden,  dass  ein  für  das  ganze 
Land  einheitlich  festgestellter  Capitalisierungsfactor  zu  den 
grössten  Ungleichheiten  in  der  Stellung  der  Hoferben  führen 
würde.  Fürs  zweite  lässt  die  mathematisch  auf  den  Kata- 
stralertrag  gegründete  Hofbewertung  ein  äusserst  wichtiges 
Wertmoment,  den  jeweiligen  Culturstand  des  Hofs,  ausser 
Rechnung.  In  vorzüglicher  Wirtschaftsverfassung,  mit  neuen 
Gebäuden  und  reichlichem  Fundus  versehen,  stellt  ein  Hof 
vielleicht  den  doj^pelten  Wert  dar,  als  den  er  ein  paar 
Jahre  vorher,  vom  nöthigsten  Betriebsinventar  entblösst, 
vernachlässigt  und  ausgesogen  besass.  ^) 

^)  In  dem  Gesetzentwurf,  den  der  Landesculturratli  mit  Zu- 
schrift vom  25.  Mai  1884  Z.  820  der  Statthalterei  vorlegte,  wird  diesen 
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AVill  man  grobe  Unbilligkeiten,  bald  gegen  den  An- 
erben, bald  gegen  die  Miterben,  vermeiden,  so  lässt  sich 
die  individuelle  Sehätzung  und  die  darauf  fussende  richter- 
liche Bestimmung  des  Uebernahmswerts  nicht  entbehren. 
Allerdings  bleibt  hiebei  für  das  »billige  Ermessen«  des 
Ivichters  ein  weiter  Spielraum.  Auch  lieute  vermag  das 
Gesetz  dem  Richter  keine  präcisere  Vorschrift  zu  geben, 
als  jene  vage  Formel  des  alten  Patents :  er  solle  den  Hof- 
wert so  bestimmen,  -hIciss  der  UeherneJimer  wohl  bestehen 
kann<.<.  Sieht  sich  der  Richter  mit  seiner  Entscheidung 
meist  auf  das  Gutachten  der  Sachverständigen  angewiesen, 
so  erwächst  dem  Gesetz  die  Aufgabe,  durch  Feststellung 
der  wesentlichen  Schätzungsgrundsätze  unbillige  Willkür 
thunlichst  auszuschliessen.  Zu  den  folgenschwersten  Yti'- 
wirrungen  führte  in  der  bisherigen  Praxis  die  mangelnde 
Scheidung  von  ^^erkehrs-  und  Ertragswert.  Im  gemeinen 
'Verkehr  bemisst  man  dem  Wert  der  Dinge  mit  jener 
Geldsumme,  die  man  beim  ^^erkauf  wahrscheinlich  dafür 
erhält.  Auf  ganz  anderer  Grundlage  als  dieser  Verkaufs- 
oder Verkehrswert  beruht  der  Ertragswert,  der  sich  für 
Grund  und  Boden  nach  dem  regelmässig  daraus  zu  er- 
zielenden Reinertrag  und  dem  landesübhchen  Zinsfuss 
richtet.  Da  aus  Gründen,  deren  Erörterung  nicht  hieher 
gehört,  der  Verkehrswert  des  Bodens  regelmässig  weit 
höher  steht,  als  der  Ertragswert,  so  gibt  selbstverständlich 
jede  Bodenschätzung  ein  ganz  verschiedenes  Resultat,  je 
nachdem  sie  den  Verkehrswert  oder  den  Ertragswert  des 
Grundes    berechnet;    daher   muss   man   dem    Schätzmann, 


Erwägungen  dadurch  Rechnung  getragen,  dass  neben  der  regelmässigen 
Berechnung  des  Hofwerts  mit  einem  Vielfachen  des  Katastralertrags 
noch  überdies  eine  den  Culturstand  des  Hofes,  die  Beschaffenheit  der 
Gebäude,  des  Fundus  etc.  berücksichtigende  Schätzung  vorgeschrieben 
wird.  Eine  solche  Vermischung  der  Ijeiden  Bewertung.ssysteme  scheint 
mir  jedoch  nicht  empfehlenswert.  Wenn  schon  einmal  eine  Schätzung 
stattfindet,  wozu  sich  dann  an  die  Katastralziffer  binden? 
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der  eine  Gutsschätzung  vornimmt,  ausdrücklich  sagen, 
welchen  der  beiden  Werte  man  von  ihm  zu  erfahren 
wünscht.  Handelt  es  sich  z.  B.  um  eine  Verpfändung, 
so  kommt  der  Verkehrsivert  in  Frage,  da  der  Gläubiger 
wissen  will,  ob  seine  Hypothek  durch  den  eventuellen 
Verkauf  des  Gutes  gedeckt  wird.  Ebenso  wollen  bei  einer 
gemeinrechtlichen  Erbtheilung  die  Miterben  den  Verkehrs- 
ivert des  Gutes  erheben,  damit  nicht  der  Uebernehmer 
bei  einem  billigeren  Uebernahmspreise  durch  den  even- 
tuellen Verkauf  des  Gutes  auf  Kosten  der  Anderen  einen 
unberechtigten  Gewinn  macht.  Ganz  anders  beim  hofe- 
rechtlichen  Erbgang  I  Nicht  den  Verkauf  des  Hofes  nimmt 
das  Anerbenrecht  in  Aussicht,  sondern  die  dauernde 
Erhaltung  des  Besitzes  in  der  Familie,  die  ununterbrochene 
Fortführung  der  Wirtschaft  auf  der  von  Generation  zu 
Generation  sich  vererbenden  Hufe.  Für  eine  Rechts- 
ordnung, die  im  Hof  nicht  eine  zum  Verkauf  gestellte 
Waare,  sondern  ein  zur  Erhaltung  einer  Familie  bestimmtes 
und  taugliches  Ertragsobject  erblickt,  kommt  die  wechselnde 
Constellation  des  Grundmarkts  und  der  hievon  abhängige 
Verkehrswert  des  Hofes  nicht  in  Betracht.  Und  ebenso 
spielt  für  den  einzelnen  Anerben,  der  der  Idee  nach  den 
ererbten  Hof  nicht  verkaufen  soll,  nicht  verkaufen  will, 
der  vermeintUche  Verkaufswert  des  Hofs  keine  Rolle. 
Für  ihn  hat  nur  der  regelmässig  aus  dem  Gute  zu  er- 
zielende Reinertrag  und  der  hierauf  sich  gründende 
Ertragswert  Bedeutung;  nur  diesen  Ertragswert  kann  er, 
so  lange  man  seine  Stellung  zum  Hof  nicht  grundsätzlich 
verkennt,  mit  den  Miterben  theilen,  nicht  einen  fictiven 
Verkaufswert,  der  auf  einer  gegen  die  Grundidee  des 
Anerbenrechts  verstossenden  Präsumtion  der  sofortigen 
Verkäuflichkeit,  auf  der  Annahme  einer  nicht  vorhandenen 
Waarenqualität  des  Hofes  beruht. 

In    diesem   Sinne  bedürfen   §   7   des    Reichsgesetzes 
vom  1.  April  1889  und  §  6  der  Regierungsvorlage  ex  1892 
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einer  Ergänzung  durch  Aufnahme  der  "\^orschrift :  f/Der 
Hofschätsamf/  ist  der  Ertragsivert  zu  Grunde  zu  legen«. 
Ein  so  wichtiges  Princip  muss  im  Gesetz  Ausdruck  finden, 
da  die  gemachten  Erfahrungen  lehren,  dass  weder  die 
Schätzleute  noch  die  Gerichte  sich  hei  den  Hofbewertungen 
in  Erbfällen  stets  von  den  richtigen  Grundsätzen  leiten 
lassen.  In  nicht  allzu  seltenen  Fällen  lässt  sicli  die  über- 
mässige Hypothekarbelastung  der  Höfe  auf  Erbübergänge 
zurückführen,  bei  denen  man  die  Erbtheile  der  weichenden 
Geschwister  anstatt  nach  dem  wirklichen  Ertragswert  nach 
einem  übermässigen  ^''erkehrswert  des  Hofes  bestimmte. 
Bringen  in  Zukunft  Schätzleute  und  Gerichte  bei 
Bemessung  der  Hofübernahmswerte  die  bisher  erörterten 
gesetzlichen  Normen  verständig  zur  Geltung,  so  bedarf 
es  nicht  überdies  der  Festsetzung  eines  ziffermässigcn 
Voraus,  wie  es  nach  dem  Vorbild  mancher  auswärtigen 
Höfegesetze  §  10  des  Reichsgesetzes  vom  1.  April  1889 
in  Aussicht  nimmt. ')  Gegen  eine  zu  Gunsten  des  Anerben 
gesetzlich  fixierte  Abzugsquote  spricht  die  Erwägung,  dass 
sich  die  Lage  des  Anerben  je  nach  der  Beschaffenheit 
des  Hofs,  der  hypothekarischen  Belastung  und  der  Zahl 
der  Miterben  sehr  verschieden  gestaltet  und  dass  ein 
gesetzlich  fixierter  stets  gleichbleibender  Vorzug  des  An- 
erben die  entsprechende  Berücksichtigung  jener  Unter- 
schiede verhindert.  Auch  führt  eine  fixe  ^''orzugsquote, 
wenn  ein  stark  belasteter  Hof  zur  Vererbung  gelangt, 
zum  social  bedenklichen  gänzlichen  Ausschluss  der  Mit- 
erben. Hat  das  Gericht  den  Hofwert  mit  Zugrundelegung 
des    ErtragSAverts    und    unter  Berücksichtigung   aller    ob- 


')  Ein  fixes  Voraus  zu  Gunsten  des  Anerben  normieren  die 
Höfegesetze  für  Hannover,  Schleswig-Holstein,  Bremen  und  Olden- 
burg; die  Yorzugsquote  beträgt  25 — 40  Percent  des  lastenfreien 
Hofwertes.  Dagegen  kennen  das  westfälische  und  die  demselben 
nachgebildeten  Höferechte  nur  das  in  der  niedrigen  Uebernahmstaxe 
»verhüllte«  Voraus. 
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waltenden  A^erliältnisse  schon  so  bestimmt,  >dass  der  Ueber- 
nehmer  ivolü  bestellen  kann,«  so  scheint  es  des  Guten  zuviel, 
von  diesem  Hofwert  noch  einen  weiteren  Betrag  zu  Gunsten 
des  Uebernehmers  und  zum  Nachtheil  der  Miterben  in 
Abzug  zu  bringen.  Die  Verkürzung  der  gemeinrechtlichen 
Erbansprüche  soll  nicht  weiter  gehen,  als  sie  zur  Erreichung 
der  social  wirtschaftlichen  Zwecke  des  Höferechts  sich  als 
nothwendig  darstellt.  Für  den  Hofübernehmer  noch  mehr 
zu  fordern,  als  dass  er  »wohl  bestehen  kann«,  scheint 
nicht  gerechtfertigt,  wenn  man,  den  extrem  agrarischen 
Standpunkt  vermeidend,  in  der  billigen  V^ermittlung 
zwischen  den  collidierenden  Interessen  des  Anerben  und 
der  Miterben  die  im  Anerbengesetze  zu  losende  social- 
politische  Aufgabe  erblickt. 

Der  Hofübernehmer  wird  »bis  zur  Höhe  des  lasten- 
freien Wertes  des  Hofes  Schuldner  der  Verlassenschaft«. 
{§  6  Ges.  V.  1.  April  1889.)  Der  Vollzug  dieser  Vorschrift 
gestaltet  sich  sehr  einfach,  wenn  zum  Nachlass  ausser 
dem  Hof  noch  anderes  Vermögen  gehört,  das  zur  Deckung 
der  den  Miterben  zufallenden  Erbtheile  ausreicht,  oder 
wenn  der  Anerbe  schon  von  Haus  aus  ein  für  jenen 
Zweck  verfügbares  Vermögen  besitzt.  Bekanntlich  zählen 
aber  solche  Fälle  zu  den  seltenen  Ausnahmen;  in  der 
weit  überwiegenden  Regel  bildet  der  Hof  das  einzige 
Nachlassactivum,  das  ausschliessliche  Deckungsobject  für 
die  aus  der  Nachlasstheilung  erwachsenden  Ansprüche 
der  abzufindenden  Erben.  Hiemit  gelangen  wir  zu  einem 
Gebiet,  wo  das  geltende  Recht  der  Natur  der  Sache  ganz 
offenbar  widerstreitet,  wo  die  zum  Widersinn  gewordene 
»alte  und  bewährte  Gesetzgebung«  direct  dazu  beiträgt, 
den  social  wichtigsten  Bestandtheil  des  Grundbesitzes, 
die  geschlossenen  Höfe,  in  stets  wachsende  Schulden  zu 
A'^erstricken  und  schliesslich  der  Gant  zu  überliefern. 

Das  alte  Patent  verpflichtet  den  Hoferben  lakonisch, 
»die    Miterben    nach    dem   .   .   .   .  Werte    des    Gutes    zu 
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befriedigen,  <.<  d.  h.  jene  Capitalbeträge  zu  bezahlen,  die  sich 
bei  der  Nachlasstheilung  als  Erbtheile  der  Miterben  er- 
geben. Dass  das  Gesetz  hiemit  dem  Anerben  eine  un- 
möglicJie  LeisUmg  zumuthet,  liegt  auf  der  Hand.  Wie  soll 
der  Hof  übernehmer  Capital  bezahlen,  da  er  kein  Capital 
sondern  nm'  Grundstücke  erhält,  und  zwar  im  geschlossenen 
Complex,  dessen  theilweise  Veräusserung  behufs  Zahlung 
der  Erbschulden  das  Gesetz  ihm  verbietet.  So  bleibt  dem 
Anerben,  will  er  nach  gesetzlicher  Vorschrift  die  Miterben 
»befriedigen«,  nur  ein  Mittel,  der  Verkauf  des  ganzen 
Hofes  • —  allerdings  ein  trauriger  Ausweg,  der  den  haupt- 
sächlichen Zweck  des  ganzen  Anerbenrechts,  die  Erhaltung 
des  Guts  in  der  Famihe,  schnurstracks  vereitelt. 

Corrigiert  nicht  selten  gesunder  Volkssinn  verkehrte 
Gesetze,  so  sucht  aucli  in  Tirol  der  Anerbe  trotz  der 
unmöglichen  Vorschrift  des  Patents  sich  den  Hof  so  gut 
es  geht  zu  erhalten.  Den  Hof  verkaufen  mll  der  Anerbe 
nicht,  anderswie  die  Miterben  »befriedigen«  kann  er  nicht, 
also  bleibt  er  —  hilf,  was  helfen  kann  —  in  Form  von 
Capitalhypotheken  die  Erbtheile  scJmldig.  Wir  finden  hier 
einen  direct  durch  das  Gesetz  bewirkten  YerscJmldungs- 
zivang,  der  in  seiner  hergebrachten  Form  zweifach  gegen 
gesunde  Wirtschaf tsprincipien  verstösst.  Verträgt  sich 
die  kündbare  Capitalhj^pothek,  wie  früher  gezeigt,  über- 
haupt nicht  mit  der  Natur  des  landwirtschaftlichen  Betriebs, 
so  muss  man  ein  Gesetz,  das  gerade  diese  schädlichste 
Verschuldungsform  erzwingt,  das  sich  auf  der  einen  Seite 
das  » Wolilbestehenkönnen«  des  Hof  erben  zum  löblichen 
Zweck  setzt,  auf  der  anderen  Seite  nicht  etwa  das  Wohl- 
befinden sondern  die  Existenz  des  Hofbesitzers  der  freund- 
lichen Rücksicht,  ja  der  Laune  der  Miterben  preisgibt, 
geradezu  absurd  nennen.  Was  soll  der  »begünstigte« 
Anerbe  machen,  wenn  die  Miterben,  auf  ihrem  Schein 
bestehend,  »Befriedigung«  verlangen?  Kann  er  seinen 
Grund  in  Capital  verwandeln,  aus  der  Ackerscholle  gesetz- 
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liehe  Münze  prägen  ?  Zahlungsunfäliig  muss  er  vom  Hofe 
weichen,  kraft  desselben  Gesetzes  vertrieben,  das  ihn  erst 
»im  Interesse  der  Landwirtschaft«  und  »zur  Erhaltung 
eines  kräftigen  Bauernstandes«  als  bevorzugten  Anerben 
einsetzt. 

Dieser  krasse  Widerspruch  tritt  allerdings  nicht  allzu 
häufig  zu  Tage.  Die  gutherzige  Langmuth,  der  kräftige 
Familiensinn  der  weichenden  Geschwister  mildert  in  der 
Regel  die  Unvernunft  der  gesetzlichen  Vorschrift;  sie 
dringen  nicht  auf  Befriedigung  und  begnügen  sich  mit 
der  oft  recht  unpünktlichen- Verzinsung  ihres  Erbtheils. 
Oder  es  gelingt  dem  Hofbesitzer,  im  Fall  der  Kündigung 
der  Erbhypotheken  einen  Einsteher  zu  finden,  der  die 
in  guter  Priorität  stehenden  Capitalsposten  cessionsweise 
einlöst.  Aber  selbst  in  solch  günstigem  Falle,  w^enn  dem 
dermaligen  Hofbesitzer  das  Schlimmste  erspart  bleibt,  ist 
für  den  Hof  als  Wirtschaftsindividuum,  als  Familien- 
heimstätte, nur  ein  Aufschub  des  endlichen  Schicksals 
gew^onnen.  Die  Besitzer  kommen  und  gehen,  die  Erhcapitale 
bleiben,  bis  sie  endlich,  bei  jedem  neuen  Erbgang  sich 
häufend,  durch  ihre  übermässige  Last  den  Hof  erdrücken. 
Darin  liegt  der  zweite  Verstoss  des  geltenden  Rechts  gegen 
die  wirtschaftliche  Vernunft,  dass  es  eine  regelmässig 
wiederkehrende  Neuverschuldung  der  Höfe  erzwingt,  ohne 
irgendwie  für  die  Tilgung  der  Schulden  zu  sorgen.  Das 
k'dndhare  Erbcapital  bedroht  täglich  die  Existenz  des 
Vaters,  die  untilgbare  Erbschuld  führt  sicher  zum  wirt- 
schaftlichen Ruin  des  Sohnes  oder  Enkels. 

Die  bessere  Einsicht,  dass  hier  Wandel  zu  schaffen, 
bricht  sich  nur  langsam  Bahn  gegen  die  eiserne  Macht 
der  Gewohnheit.  Nur  einen  ersten  schüchternen  Schritt 
in- der  Richtung  vernünftiger  Ordnung  machte  das  Reichs- 
gesetz vom  1.  A])ril  1889  mit  der  Vorschrift:  es  müsse, 
falls  über  die  Auszahlung  der  Erbtheile  eine  Einigung 
nicht    erfolgt,     y>dem    TJeljernelimer    des    Hofes    über    dessen 
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Verlangen  nir  völligen  Begleichung  dieses  Betrages  eine 
Frist  von  drei  Jahren  vom  Tage  der  Rechtskraft  der  Einant- 
wortiing  gewährt  werde)i«.  Video  meliora  proboque,  deteriora 
sequor  —  Regierung  und  Keichsrath  sahen  die  schwere 
Gefahr,  die  den  zur  Zahhmg  von  Erbcapitalen  verurtheilten 
Anerben  bedroht,  aber  sie  wagten  nicht,  das  Uebel  an 
der  Wurzel  zu  fassen,  den  römisch-capitahstischen  Bann 
zu  brechen,  der  zum  guten  Theil  das  heutige  Siechthum 
unseres  Grundbesitzes  verschuldet.  Nicht  einmal  eine 
halbe  Massregel  kann  man  den  schwächhchen  Anlauf 
nennen !  Was  soll  dem  Anerben  die  Galgenfrist  von  drei 
Jahren,  da  er  doch  nach  Ablauf  der  Frist  die  Erbcapitale 
so  wenig  als  am  ersten  Tag  zu  zahlen  vermag?  Wenn 
man,  wie  es  scheint,  nach  dem  Vorbild  gewisser  fort- 
wurstelnder Staatslenker  annahm  y^Zeit  gewonnen.  Alles 
gewonnen«,  so  wiegte  man  sich  in  eine  angenehme 
Täuschung,  da  die  in  Gestalt  fälliger  Erbcapitale  gestellte 
Schicksalsfrage  »Sein  oder  Nichtsein«  den  Hofbesitzer 
stets  gleich  wehrlos  findet,  ob  sie  im  ersten  oder  dritten 
Besitzjahr  an  ihn  herantritt.  Auch  in  drei  Jahren  vei'- 
wandehi  sich  die  Felder  nicht  in  Capital,  auch  nach  drei 
Jahren  bleibt  dem  mit  Erbcapitalhypotheken  belasteten 
Besitzer  nur  die  Wahl,  entweder  einen  neuen  Capital- 
gläubiger  zu  finden  oder  den  existenzvernichtenden  Zwang 
der  Execution  zu  erleiden. 

Mit  solch  kleinen  Concessiönchen  ist  Nichts  geholfen. 
Hat  man  einmal  die  Nothwendigkeit  der  Reform  erkannt, 
dann  richte  man  die  Reform  so  ein,  dass  der  klar  vor- 
gezeichnete Zweck  auch  wirklich  erreicht  wird.  Will  man 
ernstlich  das  »Wohlbestehenkönnen«  des  Hof  erben,  die 
Erhaltung  des  Guts  in  der  Familie,  dann  breche  man  mit 
dem  naturwidrigen  System  der  capitalistischen  Erb- 
abfindung, deren  nicht  abzuschüttelndes  Bleigewicht  in 
der  ersten  oder  in  einer  späteren  Generation  zum  un- 
vermeidlichen Ruin  führt. 
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Wollin  das  praktische  Bedürfniss  mächtig  drängt, 
dorthin  leitet  auch  die  rein  theoretische  Erwägung.  Un- 
billige Ungleichheit  muss  entstehen,  wenn  man  Ungleiches 
gleich  behandelt.  Dies  geschieht  durch  die  erbrechtliche 
Gleichstellung  des  geschlossenen  Hofs  mit  beweglichem 
Vermögen,  durch  die  gesetzliche  Fiction,  dass  als  Aequi- 
valent  des  Hofs  ein  Geklcapital  zum  Nachlass  gehört,  an 
dem  den  Miterben  verhältnissmässige  Antheile  gebühren. 
Thatsächhch  erhält  der  Anerbe  im  Hof  kein  Capital, 
sondern  einen  Renienfoncl,  der  ihm  bei  richtiger  Benützung- 
Jahr  um  Jahr  gewisse  Erträge  abwirft.  Diesem  augen- 
scheinlichen Verhältniss  thut  das  geltende  Recht  schnöde 
Gewalt  an,  indem  es  bei  höferechtlichen  Erbfällen  ein 
nicht  vorhandenes  Geldcapital  unter  die  Miterben  vertheilt, 
während  der  ]Nachlass  doch  nur  einen  Rentenfond  enthält 
und  den  Erben,  so  lange  man  von  der  Behandlung  des 
Gutes  als  verkäufliche  Waare  absieht,  nur  Rente  und 
nichts  als  Rente  zu  bieten  vermag.  Wenn  das  aufrecht- 
zuhaltende Princip  des  gemeinen  Erbrechts  heischt,  dass 
der  Hof  erbe  das  Aeqtiivalent  des  ihm  vorbehaltenen  Gutes 
in  die  Verlassenschaft  einschiesst,  so  erweist  sich  eben 
als  wahres  Aequivalent  des  Rentenfonds,  der  in  Gestalt 
des  Hofes  dem  Anerben  zufällt,  Rente,  nicht  Capital,  wie 
das  geltende  Recht  von  römisch-mercantilen  Gleichheits- 
ideen befangen  annimmt.  Was  auf  dem  Boden  des 
römisch-gemeinen  Rechts,  dem  im  Sammelbegriff  »Fer- 
mögen'i  Grundbesitz  und  bewegliche  Habe  ganz  gleich  gilt, 
natürlich  und  consequent  scheint,  das  schreit  als  unleidliche 
Rechtsverirrung  nach  endlicher  Reform  in  einer  Gesellschaft, 
die  ßir  die  sociale  Aufgabe  und  Bedeutung  des  Grundbesitzes 
Sinn  hat  und  diesen  Sinn  durch  die  Ausgestaltung  des  Sgstems 
gebundener  Güter  bethätigt.  Ich  billige  nicht,  aber  ich 
begreife  den  Standpunkt  des  römischgebildeten  Juristen, 
dem  Gaius'  und  Ulpians  Lehre  so  tief  ins  Blut  drang, 
dass  er  vor  jedem  rauhen  Eingriff  in  die  »ratio  scripta«, 


—     104     — 

in  die  unübertreffliche  römischrechtliche  Weisheit  instinctiv 
zurückscheut ;  unverständlich  ist  mir  dagegen  die  zwie- 
schlächtige  Haltung  mancher  juristisch  unverdorbener 
Vertreter  des  Bauernstandes,  die  ganz  durchdrungen  von 
den  Vorzügen  des  germanischen  Instituts  der  gebundenen 
Güter,  voll  Eifer  für  das  Wohl  des  Grundbesitzes,  dennoch 
ängstlich  zögern,  aus  unserem  germanischen  Rechtsboden 
ein  römisches  Unkraut  auszureuten,  das  auf  den  tirolischen 
Bauernhöfen  so  verderblich  und  üppig  wuchert. 

Als  logische  Folge  des  Systems  geschlossener  Höfe 
ergibt  sich  die  Abschaffung  der  Erbcapitalshypothek,  die 
Verwandlung  der  Erbtheile  in  Ahfindungsrenten.  die  der 
Hoferbe  als  Aequivalent  der  ihm  allein  vorbehaltenen  und 
durch  seine  Arbeit  zu  erzielenden  Gutserträge  den  Miterben 
auszahlt.  Durch  solche  Einfügung  des  Rentenprincips  in 
das  Höferecht  bringt  man  erst  die  dem  Hoferben  aufzu- 
erlegende Leistung  mit  seinem  Vermögen  in  Einklang, 
sichert  man  sein  »Wohlbestehenkönnen«,  schützt  man  den 
Hof  vor  übermässigem  Wachsthum  erbrechtlicher  Ver- 
schuldung. Dem  idealen  Ziel,  dass  jede  Generation  ihre 
ScJmlden  hezaJilt  und  den  Gnmdbesitz  lastenfrei  dem  folgenden 
Geschlecht  überliefert,  entsjnicht  die  gesetzliche  Vorschrift,  die 
die  erbrechtliche  Belastung  der  Höfe  nur  in  Form  von 
Ämmiisationsrenten  gestattet  und  dadurch  die  allmtÄhlicJie 
Tilgung  der  Erbschidden  innerhalb  der  durchschnittlichen  Be- 
sitzdauer erziuingt. 

Wenn  man  sich  principiell  für  diese  noth wendige 
Reformmassregel  entscheidet,  so  wird  man  doch  bei  der 
Durchführung  auf  die  Interessen  der  weichenden  Geschwister 
thunlichste  Rücksicht  nehmen  und  in  der  Einschränkung 
ihrer  Rechte  nicht  weiter  gehen,  als  das  sociale  Bedürfniss 
unbedingt  fordert.  \o\\  diesem  Standpunkt  aus  gelangt 
man  zu  folgenden  Sätzen: 

a)  Die  Erbtheile  der  Miterben  sind  als  Capital  zu  be- 
rechnen und  sofort  zu  berichtigen,  soweit  sich  im  Nachlass 
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oder  im  Eigenvermögen  des  Anerben  verfügbare  Deckung 
findet;  nur  die  als  Hypothekarschulden •  auf  den  Hof 
fallenden  Erbtheile  odisr  Erbtheilsreste  sind  in  Abfindungs- 
renten zu  verwandeln; 

b)  wenn  der  Hoferbe  den  Hof  verkauft,  werden  die 
Erbschulden  fällig  und  sind  in  dem  durch  die  Renten- 
zahlung noch  nicht  getilgten  Restbetrage  sofort  zu  bezahlen; 

c)  Der  Hoferbe  ist,  falls  er  den  Hof  innerhalb  einer 
gewissen  Frist  freiwillig  veräussert,  verpflichtet,  den  im 
Vergleich  zum  Uebernahmswert  erzielten  Mehrerlös  mit  den 
Miterben  zu  theilen. 

Abgesehen  von  diesen  höferechtlichen  '\''orschriften, 
die  eine  der  Idee  des  Anerbenrechts  widerstreitende  Aus- 
beutung der  ^Vorzugsstellung  des  Hoferben  verhindern,  setzt 
die  Durchführung  des  Rentenprincips  eine  den  Agrar- 
interessen  gewidmete,  gemeinwirtschaftliche  Anstalt  voraus, 
die  den  abgefundenen  Miterben  die  Rückverwandlung  der 
Abfindungsrenten  in  Capital  ermöglicht.  Dieser  Aufgabe 
wird  sich  in  Tirol  die  Landeshj'pothekenbank  widmen,  über 
deren  Errichtung   bereits   ein   Landtagsbeschluss  vorliegt. 

Oeffnet  die  Landesbank,  wie  zu  erwarten,  gleichzeitig 
mit  Geltung  des  neuen  Höferechts  ihre  Kassen,  so  entfällt 
das  einzig  erhebliche,  gegen  die  obligatorische  Abfindungs- 
rente vorgebrachte  Bedenken.  Die  weichenden  Geschwister 
—  so  sagt  man  —  brauchen  nicht  Rente,  sondern  Capital, 
um  sich,  sei  es  durch  Erwerb  von  Grundbesitz,  sei  es  durch 
Betrieb  eines  Gewerbes,  eine  selbstständige  Existenz  zu 
gründen.  Mit  dieser  Rücksicht,  wenn  man  sie  auch  voll 
gelten  lässt,  verträgt  sich  in  der  Regel  die  neue  Ordnung, 
weil  in  den  weitaus  meisten  Fällen  gegen  die  Einlösung 
der  Rente  durch  die  Landesbank  kein  Hinderniss  obwaltet. 
Wenn  z.  B.  der  Anerbe  einen  schuldenfreien  Hof,  dessen 
Verkehrswerth  12.000  fl.  beträgt,  um  den  kindlichen  An- 
schlag von  8000  fl.  übernahm,  und  den  drei  weichenden 
Geschwistern,   auf  die  ein  Erbtheil  von  je  2000  fl.  entfiel. 
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eine  durch  30  Jahre  laufende  Abfinduugsrente  von  je  110  fl. 
schuldet,  so  besteht  für  die  Landesbank,  falls  sie  gleich 
den  Sparkassen  zwei  Drittel  des  Verkehrswerts  belehnt, 
nicht  der  mindeste  Anstand,  die  in  sicherer  Priorität  stehenden 
Rentenhypotheken  gegen  Auszahlung  des  Capitalswerts  zu 
erwerben.  Ein  ähnliches  Resultat  ergibt  sich,  wenn  auf 
dem  Hof  eine  Vorhypothek  von  4000  fl.  lastet  und  auf  die 
weichenden  Gesch\Naster  nur  Abfindungsrenten  von  je  55  fl. 
entfallen.  Nur  wenn  auf  dem  Hof  übermässig  hohe  Vor- 
hypotheken lasten,  oder  wenn  der  Uebernahmswert  des 
Hofes  zwei  Drittel  des  Verkehrswerts  übersteigt,  wird  die 
Landesbank  ihre  Hilfe  wegen  Mangel  vorschriftsmässiger 
Deckung  versagen.  Werden  bei  richtiger  Handhabung  der 
höferechtlichen  Grundsätze,  bei  verständiger  Bestimmung 
des  Hofübernahmswertes  solche  Fälle  zu  den  Ausnahmen 
gehören,  so  kann  man  auf  ein  gesundes,  ja  noth wendiges 
legislatives  Princip  ge^^^ss  nicht  deshalb  verzichten,  weil 
seine  Durchführung  hie  und   da  Einzelinteressen  verletzt. 

Auch  wenn  die  Landesbank  wegen  mangelnder  Sicher- 
heit die  Rentenablösung  versagt,  bleibt  dem  Renteuinhaber 
noch  immer  die  Aussicht,  im  engen  Kreis  der  Gemeinde- 
genossen einen  Rentenkäufer  zu  finden.  Misslingt  auch 
diese  Auskunft,  dann  ist  der  Beweis  geliefert,  dass  man  ge- 
theilt  hat,  ico  nichts  zu  theilen  ivar,  dass  die  Miterben  nur 
Active,  im  wahren  Hofwert  nicht  begründete  Erbtheile  er- 
hielten. Li  solchen  Fällen  würde  ein  kündbarer  Capital- 
anspruch  der  Miterben  unvermeidlich  zur  Execution  und 
zur  Vertreibung  des  Anerben  führen,  also  zum  directen 
Widerspiel  dessen,  was  wir  als  socialen  Zweck  der  höfe- 
rechtlichen Ordnung  erstreben.  Und  zu  guterletzt  gingen 
erst  noch  die  Erbtheile  wegen  unzulänglichen  Meistbots  in 
der  Execution  neunmal  unter  zehnmal  verloren. 

Sehen  wir  näher  zu,  so  handelt  es  sich  für  unser 
LTrtheil  nur  um  zwei  Fälle :  steht  der  Hoferhe  gut,  dann 
erwächst   den   Miterben    aus    der  Rentenabfindung  keine 
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Beschwerde,  Aveil  sie  für  die  Rente  von  der  Landesbank 
jederzeit  Capital  erhalten;  steht  der  Hoferhe  schlecht,  dann 
bleibt  uns  die  Wahl,  den  Hof  auf  die  Gant  7ai  treiben, 
oder  die  Miterben  auf  Rentenbezug  zu  beschränken.  Wer 
in  diesem  Dilemma  für  Execution  optiert,  der  l)ekemie 
sich  frischweg  folgerichtig  als  Gegner  jeder  Anerben- 
vorschrift, die  grundsätzlich  und  in  jeder  Gestalt  das 
vulgär -demokratische  Princip  der  allgemeinen  Gleich- 
berechtigung der  socialen  Tendenz  der  Erhaltung  des 
Familienbesitzes  nachstellt. 

In  der  That  finden  wir  nur  die  altbekannten  längst 
widerlegten  Argumente  gegen  das  Princip  des  dem  An- 
erbenrecht eigenthümlichen  »Vorzugs«,  wenn  wir  die 
Bedenken  mustern,  die  man  in  der  landtäglichen  Agrar- 
debatte  von  verschiedenen  Seiten  gegen  die  Einführung 
der  Abfindungsrente  erhob.  Wenn  bei  diesem  Anlass 
selbst  das  viel  citierte  Gespenst  des  bäuerlichen  )->  Prole- 
tariers a  auf  der  Bildfläche  des  tirolischen  Ständesaals 
wieder  erschien,  so  genügt  zur  Verscheuchung  des  ängst- 
lichen Spucks  wohl  der  Hinweis,  dass  ein  Bauernspross, 
dem  als  Erbtheil  eine  massige  Rente  zufällt,  sich  noch 
immer  in  unvergleichlich  günstigerer  ökonomischer  Lage 
befindet,  als  alle  jene  Millionen  aller  Stände,  deren  elter- 
liches Erbtheil  —  gleich  Null  ist.  Glaubt  man  denn 
wirklich,  dass  alle  Kinder  von  Beamten,  Officieren,  Hand- 
werkern und  Bauern,  deren  Eltern  kein  Vermögen  hinter- 
lassen, dem  Proletariat  zuwachsen?  Macht  doch  nicht 
der  Vermögensmangel  den  Proletarier!  Das  Proletariat 
fängt  erst  dort  an,  wo  die  gesicherte  Möglichkeit  redlicher 
ErJialtung  durch  eigene  Arbeit  aufhört,  ivo  heimath-  und 
familienlose  Exisiensen  axif  üherfülltem  Ärheitsmarkt  um  die 
äusserste  Nothdurft  aussichtslos  ringen.  Solch  proletarische 
Zustände  wird  man  gottlob  innerhalb  des  tirolischen 
Bauernstandes  vergeblich  suchen;  am  allerwenigsten  droht 
den  jweichenden  Geschivisterna.    proletarische  Entartung  in 
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einem  Lande,  tco  man  brave  Dmisthoten  demnächst  mit 
Gold  aufwiefjt,  wo  es  wahrlich  nicht  an  Arbeit,  aber  an 
Arbeitern  fehlt,  ivo  man  die  wachsende  Dienstbotencalamitäf 
übereinstimmend  zu  den  Hauptursachen  des  bäuerlichen 
Niedergangs  rechnet.  Wer  über  das  Schicksal  eines  Bauern- 
sohns, der  als  Knecht  mit  reichlicher  Naturalverpfiegung 
nebst  einem  Jahreslohn  von  120  fl.  etwa  noch  eine  Ab- 
findungsrentc  von  55  fl.  einnimmt,  mitleidige  Thränen 
vergiesst,  der  lese  einmal  die  Berichte  der  grossstädtischen 
Socialenqueten  und  er  wird  bald  lernen,  seine  weichherzige 
Rührung  für  passendere  Anlässe  zu  sj^aren. 

Aber,  heisst  es  weiter,  der  Arme  bleibt  doch  nur 
Knecht  und  dies  widerspricht  dem  Freiheitssinn  des 
tirolischen  Bauern ;  erbt  er  Capital,  kann  er  sich  ein  Gut 
kaufen;  gibt  man  ihm  nur  Rente,  verdammt  man  ihn 
zu  ewiger  Sclaverei,  dagegen  empört  er  sich  und  zieht  in 
die  Stadt. 

Diese  Auffassung  übersieht  zunächst,  dass  unmöglich 
alle  weichenden  Geschwister  Güter  kaufen  können,  weil 
im  Bereich  des  Hofsystems  nicht  so  viel  Grund  zum  Ver- 
kauf steht.  Uebrigens  kann  ein  fleissiger  und  sparsamer 
Bauernsohn  auch  dm-ch  Zurücklegen  seines  Lohns  und 
der  Abfindungsrente  soviel  zusammenbringen,  um  Grund- 
besitz mit  massiger  Anzahlung  zu  erwerben.  Die  grosse 
Mehrzahl  der  weichenden  Geschwister,  mag  man  sie  mit 
Capital  oder  mit  Rente  abfinden,  muss  sich  allerdings  mit 
der  bescheidenen  Stellung  begnügen,  die  der  landwirt- 
schaftliche Hilfsarbeiter  auf  der  socialen  Stufenleiter  ein- 
nimmt. Das  ist  das  Schlimmste  noch  lange  nicht!  Auf 
wehleidiges  Bedauern  verzichtet  in  Tirol  das  bäuerhche 
Gesinde,  das  in  und  mit  der  Familie  lebt,  und  sich  vom 
Dienstherrn  in  der  Lebensführung  hauptsächlich  dadurch 
unterscheidet,  dass  ihm  der  schwere  vom  Hofbesitzer 
unter  den  heutigen  Wirtschaftsbedingungen  unablässig 
geiülirte  Kampf  ums  Dasein   erspart   bleibt.     Dass   leider 
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auch  in  diese  Classe  der  Geist  der  Auflehnung  und  Un- 
zufriedenheit eindringt,  dass  der  fatale  »Zug  in  die  Stadt« 
immer  häufiger  tüchtige  Elemente  der  Landwirtschaft 
entfremdet,  mögen  wir  beklagen,  aber  am  allerwenigsten 
darin  ein  Argument  gegen  Einrichtungen  finden,  die  dem 
Landvolk  —  wenn  auch  nur  ausnahmsweise  —  den  Ueber- 
tritt  in  städtische  Berufe  (irschweren. 

Wie  keinlich  erscheinen  all  diese  Bedenken  gegen- 
über der  erschreckenden  Thatsache  der  jährlich  um 
Millionen  w^achsenden  Hypothekarschuld !  Wollen  wir 
ernstlich  unseren  Grundbesitz  vor  dem  drohenden  Zu- 
sammenbruch retten,  dann  müssen  wir  mit  dem  herkömm- 
lichen Schuldenschlendrian  gründlich  aufräumen,  dann 
müssen  wir  vor  Allem  die  Tilgung  der  Erbschulden  er- 
zwingen, deren  regelmässige  Entstehung  das  System,  der 
geschlossenen  Güter  unvermeidlich  mit  sich  bringt.  Wenn 
es  sich  um  höchste  Literessen  Aller,  um  die  Rettung  der 
Gesellschaft  bandet,  fragt  man  doch  nicht,  ob  dabei 
Niemands  Bequemlichkeit  leidet,  ob  das  einzig  gebotene 
Rettungsmittel  wohl  jedem  Einzelnen  in  seinen  egoistischen 
Kram  passt. 

Ein  anderes  taugliches  Mittel,  als  die  Amortisation 
der  Schulden,  hat  gegen  die  drohende  Bodenüberschuldung 
bis  jetzt  Niemand  gefunden.  Die  grundsätzlichen  Gegner 
der  Hypothek  machen  freilich  den  Vorschlag,  auf  dem 
Weg  der  Lebensversicherung  die  Mittel  zur  haaren  Aus- 
zahlung der  Erbtheile  der  Miterben  herbeizuschaffen.  Doch 
stösst  diese  recht  schön  klingende  Idee  in  der  praktischen 
Durchführung  auf  fast  unüberwindliche  Schwierigkeiten. 
Bis  sich  unser  urconservativer  Bauernstand  mit  der  ihm 
völlig  neuen  Versicherungsidee  befreundet  und  von  einer 
blos  facultativen  Einrichtung  aus  eigener  Einsicht  in 
Masse  Gebrauch  macht,  würden  Menschenalter  vergehen 
und  die  Hofschulden  würden  mittlerweile  eine  Höhe  er- 
reichen,   bei    der    die    Möglichkeit    der    Erwirtschaftung 
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ausgiebiger  Versicherungsprämien  aufhört.  Man  müsste 
sich  also  entschhessen,  für  alle  Hofbesitzer  einen  gesetz- 
lichen Versicherung szivang  einzuführen,  —  ein  Unternehmen 
das  abgesehen  von  allen  anderen  Bedenken  eine  derzeit 
nicht  vorhandene  und  äusserst  schwer  zu  schaffende 
staatliche  Organisation  des  Versicherungswesens  voraus- 
setzt. Ueber  solch  sociale  Zukunftsmusik  sollen  wir  nicht 
die  dringenden  Forderungen  der  Gegenwart  überhören, 
sollen  nicht  mit  solchen  Reformen  säumen,  deren  sofortige 
Durchführung  die  geltende  Rechtsordnung,  die  bestehende 
Organisation  der  Gesellschaft  gestattet. 

In  der  modernen  Agrarwdssenschaft  fand  die  Idee 
der  Abfindungsrente  schon  längst  hervorragende  Vertreter. 
Nicht  etwa  »sociale  Schwarmgeister«,  sondern  massvolle 
wissenschaftliche  Autoritäten  ersten  Ranges,  wie  z.  B. 
Sectionschef    von   Inama-Sternegg '),    Professor  von   Mias- 


^)  Inama  sagt:  >  .  .  .  .  Dagegen  wird  es  nicht  nur  keinem 
Bedenken  unterliegen,  sondern  sogar  einzig  und  allein  aus  der  Natur 
des  Erbschaftsobjectes  sich  rechtfertigen,  wenn  die  Miterben  solche 
Antheile  an  den  Gutsrenten  erhalten,  wie  sie  ihrem  legalen  Antheile 
an  der  Erbschaft  überhaupt  entsprechen.  Eine  solche  Verweisung 
der  Erbansprüche  auf  die  Renten  ist  schon  durch  den  Hinweis 
darauf  zu  rechtfertigen,  dass  ein  Landgut  eben  doch  nur  unter  der 
Voraussetzung  der  Integrität  denselben  Wert  nach  wie  vor  dem 
Erbfalle  hat  und  dass  es  zu  Leistungen,  welche  ans  dem  Kreise  der 
eigenen  Gutstcirtschaft  hinaustreten,  nur  in  Bentenform  im  Stande  ist. 
Die  Gestaltung  der  Erbansprüche  der  Miterben  zu  Rentenansprüchen 
ist  aber  weiterhin  dadurch  gerechtfertigt,  dass  ja  auch  der  Anerbe, 
u-elcher  das  Gut  als  Eigenthum  erhält,  so  lange  er  es  besitzt,  nur 
Renten  aus  dieser  seiner  Erbschaft  bezieht,   also  den  übrigen  Miterben 

in  der  Art  des  Vermögenswertes,   den  er  geniesst,   gleich  steht 

Wollte  aber  auch  darin  eine  Bevorzugung  des  Anerben  gesehen 
werden,  so  ist  andererseits  doch  der  Umstand  geeignet,  ausgleichend 
zu  wirken,  dass  der  Anerbe  seine  ganze  Arbeitskraft  auch  in  den 
Dienst  der  Miterben  (zur  Production  der  ihnen  zustehenden  Routen) 
stellen  muss,   während    die  Miterben  selbst  ihre  ganze  Arbeitskraft 

—  gleich  wie  einen  Rentenfond  frei  haben ihr  Recht  wird 

durch    den   naturgemässen   Process,    der   sich    mit    jedem    landwirt- 
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kowski  und  Ministerialpräsideut  Buchenberger  ^),  stimmen 
dafür,  im  Geltungsbereich  des  Anerbenrechts  die  Erbtheile 
der  Miterben  in  Amortisationsrenten  zu  verwandeln. 

Die  einzehien  Stimmen  hochangesehener  Agrar- 
theoretiker,  die  im  Lauf  des  letzten  Jahrzehnts  die  Ein- 
richtung der  Abfindungsrente  als  unentbehrlichen  Bestand- 
theil  des  Anerbenrechts  betonten,  verdichteten  sich  zum 
unisonen  Chor  auf  der  preussisclien  Agrarconferenz,  die 
vom  28.  Mai  bis  2.  Juni  1894  in  Berlin  unter  dem  Vorsitz 
des  Landwirtschaftsministers  von  Heyäen  tagte.  Wahrlich 
nicht  gering  wiegt  das  einstimmige  ^^otum  einer  so  aus- 
erlesenen   ^Versammlung,     die    neben    den     Spitzen     der 

schaftlichen  Gute  vollzieht,  amortisiert.  Da  nun  nach  dem  früher 
Dargelegten  das  Recht  der  Miterben  nur  in  einem  Anspruch  auf 
Renten  aus  dem  Gute  zum  Ausdruck  kommen  kann,  so  ergibt  sich, 
dass  diese  Renten  ihrer  Natur  nach  Tilgungsrenten  sein  müssen,  bei 
welchen  es  nur  eine  Frage  der  Berechnung  ist,  in  wie  langer  Zeit 
sie  zur  Tilgung  des  Anspruches  führen.«  (Zxir  Reform  des  Agrar- 
rechts in  Grünhuts  Zeitschrift,  X.  Band,  1883.) 

^)  Buchenberger  äussert  sich:  »  .  .  .  .  Solche  positive  Aus- 
gestaltungen (des  Anerbenrechts)  werden  freilich  ....  eines  gewissen 
Zwangscharakters  nicht  entbehren  dürfen;  und  zur  Begründung 
dieser  Art  der  Ausgestaltung  des  Agrarrechts  auf  den  bezeichneten 
Gebieten  lässt  sich  immerhin  anführen,  dass.  u-enn  man  durch  die 
Erhrechtsgesetzgehung  einen  Verschuldungszivang  begründet,  ahne  gleich- 
zeitig Vorsorge  zu  treffen,  dass  diese  Zu-angsschuld  in  absehbarer  Zeit 
zur  Tilgung  gelangt,  man  sich  mit  dem  der  Anerbenrechtsinstitution  zu 
Grunde  hegenden  Gedanken:  der  nngetheilten  Erhaltung  des  Guts  und 
der  Bewahrung  desselben  in  der  Familie  —  einigermassen  in  Wider- 
spruch setzt. 'i  (Agraricesen  und  Agrarpolitik,  I.  Band,  S.  504.)  »  .  .  .  Ein 
auf  Verstaatlichung  des  gesammten  Hypothekarcredits  ab- 
zielender Vorschlag  wird  daher  ....  schwerlich  Aussicht  auf  Erfolg 
haben;  wohl  aber  dürfte  im  Hinblick  auf  die  schu-erwiegenden  Folgen 
der  Zwangsverschuldung  aus  Erbfällen  in  den  Gebieten  des  Anerben- 
rechts und  hl  Anbetracht  der  Nothu-endigkeit  einer  generationsweisen 
Abtragimg  dieser  FamiUenschulden  die  Herbeiführung  einer  Ordnung 
erwägenswert  erscheinen,  die  die  hypothekarische  Eintragung  solcher 
Schulden  (Gleichstellungsgelder)  nur  in  der  Form  von  unkündbaren' 
Amortisationshypotheken  zulässt.'r     (II.  Band,  S.  143.) 
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Regierung  und  den  glänzendsten  Sternen  der  deutschen 
Hochschulen  vielerfahrene  Parlamentarier  und  hochan- 
gesehene praktische  Jjandwirte  umschloss.  Die  berühmten 
Namen  der  Volkswirtschaftslehrer  Conrad,  Gierke,  Knapp, 
Meitzen,  Miaskowski,  Paasche,  SchmoUer,  Sering  und  Wagner, 
der  Staatsmänner  und  Volksvertreter  Gamp,  Hammerstein- 
Loxten,  Htiene,  Kanitz,  Levetzow,  Miquel,  Mirhacli,  Putt- 
kammer, Scheel  und  Zedlitz  bürgen  dafür,  dass  eine 
Reformmassregel,  für  die  sich  ein  so  erlauchter,  eine 
seltene  Vereinigung  von  wissenschaftlicher  Gründlichkeit 
mit  praktischer  Erfahrung  darstellender  Congress  einmüthig 
aussprach,  nicht  zu  den  unreifen  Projecten  und  Jahr  um 
Jahr  auftauchenden,  bald  wieder  zerflatternden  Welt- 
verbesserungs-Ideen  gehört,  sondern  einen  abgeklärten 
Niederschlag  der  agrarischen  Reformbewegung,  ein  der 
legislativen  Verwirklichung  entgegengereiftes  Ergebniss  der 
zur  Heilung  der  landwirtschaftlichen  Schäden  zusammen- 
wirkenden geistigen  Bemühungen  darstellt. 

In  betreff  der  von  den  einzelnen  Conferenzmitgliedern 
über  die  Einführung  der  erbrechtlichen  Amortisationsrente 
gemachten  Aeusserungen  auf  den  stenografischen  Bericht ') 
verweisend,  beschränke  ich  mich  hier  auf  die  Wiedergabe 
des  der  Conferenz  vorgelegten  formulierten  Antrags.  Der- 
selbe lautet: 

»Bei  der  Uebernahme  eines  ländlichen  Grundstückes 
durch  einen  Erben  (Anerben)  können  die  Miterben  ihre 
Erbtheile  nicht  in  Capital,  sondern  nur  in  fester  Geldrente 
verlangen. 

Auf  Antrag  eines  der  Betheiligten  kann  diese  Rente 
in  eine  Amortisationsrente  verwandelt  und  diese  kann  bei 
vorhandener  Sicherheit  auf  Antrag  eines  Miterben  gegen 
Abfindung  in  Rentenbriefen  auf  die  Rentenbank  über- 
nommen werden.«^) 

^)  Die  Ägrarconferenz  vom  28.  Mai  bis  2.  Juni  1894,«  Berlin 
bei  Paul  Parey  1894. 

*)  Vgl.  »Die  Ägrarconferenz«  S.  347. 
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Abstimmungen  fanden  auf  der  Agrarconferenz  über- 
haupt nicht  statt.  Dennoch  besteht  über  die  SteUung 
der  Conferenzmitgheder  zu  unserer  Frage  kein  Zweifel, 
da  Professor  Sering  gegen  Schluss  der  Verhandhmg,  ohne 
Widerspruch  zu  finden,  constatierte : 

y>ivir  haben  mit  moralischer  Einstimmigkeit  das  Anerben- 
recht  und  den  Vorschlag  acceptiert,  dass  die  Schidden 
aus  dem  Erbgang  die  Form  der  amortisationspfllchtigen 
Rente  annehmen  sollen.«^) 

Man  versuche  etwa  nicht  den  Einwand,  dass  die 
Beschlüsse  einer  preussischen  Versammlung  auf  tirolische 
"N'^erhältnisse  nicht  passen.  Gerade  bei  unserer  eigen- 
thümlichen  Agrarverfassung  gewinnen  alle  für  die  Reform 
sprechenden  Gründe  doppeltes  Gewicht;  ungleich  weniger 
als  der  frei  theilbare  Orundbesitz  kann  das  System  der 
geschlossenen  Höfe  der  gesetzlichen  Gegenwirkung  gegen 
den  Verschuldungszwang  des  Anerbenrechts  entbehren, 
ungleich  leichter  als  in  anderen  Ländern,  wo  das  ganze 
Anerbeninstitut  allen  Schwierigkeiten  der  Einführung 
neuen  Rechtes  begegnet,  vollzieht  sich  die  Reform  in 
Tirol,  wo  nur  das  längst  geltende  Anerbenrecht  eine 
zweckmässige  Fortbildung  erfährt,  wo  die  demnächst  durch- 
geführte grundbücherliche  Scheidung  das  walzenden  Be- 
sitzes und  der  geschlossenen  Höfe  für  die  sonderrechtliche 
Ausgestaltung  der  Rechtsverhältnisse  des  gebundenen 
Besitzes  die  unverkennbare  und  unverrückbare  Grundlage 
bildet.  Leider  in  Manchem  blieben  wir  Tiroler  hinter  der 
ringsum  fortschreitenden  Entwicklung  zurück:  nun  gehen 
wir  einmal  voran  —  bessere  Gelegenheit  können  wir 
nimmermehr  finden.  — 

Zu  so  ausführlicher  Begründung  des  Princips  der 
Abfindungsrente  bestimmte  mich  der  Umstand,  dass  gerade 
dieser   einzige   Punkt    des   vom  Volks wirtschaftsausschuss 


^;  >Die  Agrarconferenz <  S.  300. 
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entworfenen  Agrarreformprogramms  im  Tiroler  Landtag 
auf  ernste  OpiDOsition  stiess.  Eine  so  bis  ins  Mark  con- 
servative  Körperschaft  vermochte  sich  nicht  mit  dem 
ersten  Ruck  zur  Annahme  eines  Antrags  zu  entschliessen, 
der  so  wesentlich  von  der  hergebrachten  Rechtsordnung 
abweicht,  der  tief  in  die  socialen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  unserer  wichtigsten  Bevölkerungsschichte 
eingreift,  dessen  Tragweite  und  Durchführbarkeit,  noch 
nirgends  praktisch  erprobt,  selbst  dem  theoretisch  ge- 
bildeten Agrarjuristen  nicht  auf  den  ersten  Blick  klar 
wird.  So  einigte  sich  die  Mehrheit  des  Landtags  zur 
vorsichtigen  Auskunft,  die  priucipielle  Entscheidung  über 
die  noch  nicht  spruchreif  erscheinende  Frage  zu  ver- 
schieben, jedoch  sofort  die  nöthigen  Schnitte  einzideiten,  um 
hei  der  Begierung  die  zur  Beform  erforderliche  Erweiterung 
des  reichsgesetzlichen  Rahmens  zu  erwirkend) 

Berechtigt  dieser  Vorgang  zur  sicheren  Erwartung, 
dass  in  der  nächsten  Landtagssession  ein  das  Princip  der 
Abfindungsrente  enthaltendes  Höfegesetz  die  Mehrheit 
gewinnt,  so  dürfen  wir  nach  Allem,  w^as  über  die  Gesinnung 
massgebender  Kreise  verlautet,  auch  mit  Bestimmtheit 
darauf  rechnen,   dass  die  Regierung  der  Bitte  des  Tiroler 


')  Die  bezüglichen  Landtagsbeschlüsse  lauten : 

>II.  Der  Tiroler  Landtag  beansprucht  und  erwartet  von  der 
Keichsgesetzgebung  und  der  Regierung  folgende  im  Interesse  der 
tirolischen  Landwirtschaft  gelegenen  Reformen  und  Maassnahmen -. 

2.  eine  novellarische  Ergänzung   des   Gesetzes   vom 

1.  April  1889  R.  G.  Bl.  Xo.  52  in  dem  Sinn,  dass  bei  Geltung  des 
Anerbenrechtes  die  Abfindung  der  Miterben  mit  Amortisationsrenten 
antstatt  mit  Capitalsbeträgeu  als  zulässig  erklärt  wird 

III.  Der  Landesausschuss  wird  beauftragt: 

3.  die  ad  II  1 — 16  gefassten  Beschlüsse  zur  Kennt- 

niss  der  hohen  Regierung  zu  bringen  und  von  derselben  zunächst 
die  ehethunliche  reichsgesetzliche  Ergänzung  des  Gesetzes  vom 
1.  April  1889  R.  G.  Bl.  Xo;  52  im  Sinne  des  Beschlusses  ad  II,  2 
zu  erwirken. •^ 
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Landtags  um  novellarische  Ergänzung  des  Reichsgesetzes 
vom  1.  April  1889  geneigtes  Gehör  schenkt,  dass  namentlich 
der  Ackerbauminister  Graf  Ledehur,  dessen  warme  ver- 
ständnissvolle Fürsorge  für  die  Interessen  der  Landwirt- 
schaft allseits  gerühmt  wird,  sich  nachdrücklich  für  eine 
Gesetzesreform  einsetzt,  die  auf  dem  zur  Gesundung 
unserer  Agrarverhältnisse  führenden  Weg  einen  epochalen 
Fortschritt  bedeutet. 

e)  Verhültniss  zwischen  Anerhen-  und  Notlierhenrecht. 
Das  Pflichttheilrecht  bleibt  von  den  Vorschriften  des 
Anerbenrechts  grundsätzlich  unberührt.  Der  Pflichttheil- 
berechnung  ist  der  vom  Erblasser  bestimmte  oder  nach 
der  gesetzlichen  Vorschrift  berechnete  Uebernahmswert 
des  Hofes  zu  Grunde  zu  legen.  Dieser  Wert  darf  jedoch 
nicht  geringer  sein,  als  der  Betrag,  von  dem  der  Fiscus 
die  Vermögensübertragungsgebühren  berechnet. 

Als  Einschränkung  des  Pflichttheils  hat  es  selbst- 
verständlich nicht  zu  gelten,  wenn  das  Gericht  die  Erb- 
theile  der  Miterben  nach  gesetzlicher  Vorschrift  in  Ab- 
tindungsrenten  verwandelt.  Ausserdem  verdient  noch 
besondere  Rücksicht  der  nicht  seltene  Fall,  dass  der 
Erblasser  dem  anderen  Gattentheile  den  Fruchtgenuss 
des  Hofes  bis  zar  Gross  jährigkeit  des  Anerben  letztwillig 
einräumt.  Diese  Verfügung  soll  dann  nicht  als  Pflicht- 
theilverletzung  gelten,  wenn  der  Fruchtniesser  die  Ver- 
pflichtung übernimmt,  während  der  Dauer  des  Genusses 
den  Anerben  und  dessen  minderjährige  Miterben  zu  er- 
ziehen und  für  den  Nothfall  auf  dem  Hofe   zu  erhalten. 

Für  weitergehende  Beschränkungen  oder  gar  für 
gänzliche  Aufhebung  des  Pflichttheilrechtes,  wie  dies 
manche  extreme  Agrarier  fordern,  kann  man  nicht  stimmen, 
da  ein  so  schroffer  Bruch  mit  tief  im  Volksbewusstsein 
wurzelnden  Rechtsanschauungen  über  das  wirklich  vor- 
handene wirtschaftliche  Bedürfnis  s  hinausgeht  und  zudem 
mit  Rücksicht   auf   die   bekannte   in  bäuerlichen  Kreisen 

8* 
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gegen  Testamente  waltende  Abneigung  nicht  einmal  er- 
hebliche Erfolge  verheisst.  — 

Hoffentlich  kommt  in  der  nächsten  Landtagssession 
ein  Höfegesetz  ungefähr  im  Sinne  vorstehender  Skizze  zu 
Stande.  Den  praktischen  Wert  einer  solchen  Reform 
möge  man  nicht  zu  hoch,  aber  auch  nicht  zu  niedrig 
taxieren  Wohl  kein  ruhig  denkender  Vertreter  der  Agrar- 
reform gibt  sich  der  kindischen  Illusion  hin,  dass  man 
all  die  chronischen  Schäden  unserer  Landwirtschaft,  die 
ungünstigen  Conjuncturen  des  Weltmarkts,  den  unleidlich 
wachsenden  Druck  der  Schulden,  durch  sinnreich  aus- 
geklügelte Gesetzesparagraphe  wirksam  bekämpft  oder  gar 
wie  mit  einem  Zauberschlage  beseitigt.  Gerade  in  Tirol 
besteht  der  geringste  Anlass,  an  ein  neues  Höferecht 
überschwängUche  Hoffnungen  zu  knüpfen,  da  sich  das 
neue  nur  als  zweckmässige  Fortbildung  des  bestehenden 
Rechtes  darstellt,  da  alle  wesentlichen  Grundsätze  des  zu 
schaffenden  Gesetzes  —  mit  einer  einzigen  Ausnahme  — 
schon  seit  mehr  als  einem  Jahrhundert  im  Lande  gelten. 
Also  frei  von  Ueberschätzung,  denke  man  doch  nicht  zu 
gering  von  einer  legislativen  Reform,  die  auf  einem  hoch- 
wichtigen Wirtschaftsgebiet  mit  der  angeblich  »alten  und 
bewährten«,  thatsächlich  veralteten,  unbrauchbar  ge- 
wordenen Gesetzgebung  aufräumt  und  die  Agrarverhält- 
nisse des  Landes  gemäss  dem  heutigen  Bedürfniss  zeit- 
gemäss  ordnet.  Ordnung  vor  Allem  thut  Noth  anstatt  der 
anarchischen  Willkür,  die  heute  die  höferechtlichen  Yer- 
hältnisse  systemlos  beherrscht. 

Dass  diese  Ordnung  zugleich  eine  nicht  belanglose 
Verhesserung  bedeutet,  dass  namentlich  die  Einführung 
des  Rentenprincips  und  des  Tilgungszwangs  in  das  Erb- 
recht einen  allmählichen  Rückgang  der  drückenden  Höfe- 
verschuldung mindestens  anbahnt,  sollte  niemand  bestreiten, 
der  nicht  die  Möglichkeit  einer  günstigen  Beeinflussung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  durch  eine  fortschrittliche. 
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dem  jeweiligen  Culturstandpimkt  aiigepasste  Gesetzgebung 
grundsätzlich  läugnet.  Um  die  tirolische  LandArä'tschaft 
aus  ihrer  misslichen  Lage  zu  befreien,  um  den  ökonomischen 
Rückgang  des  tirolischen  Bauernstandes  aufzuhalten  und 
diesen  wichtigen  Bestandtheil  der  Volksgemeinschaft  in 
jene  wirtschaftliche  Lage  zu  bringen,  die  ihn  zur  un- 
verkürzten Erfüllung  seiner  socialen  und  politischen  Auf- 
gaben befähigt,  muss  allerdings  auf  vielen  Gebieten  noch 
^^ieles  geschehen.  Aber  Grösse  und  Schwierigkeit  der 
Aufgabe  dürfen  nicht  abhalten,  die  Lösung  nach  besten 
Kräften  zu  erstreben.  Schrittweise  nähert  man  sich  dem 
noch  so  entfernten  Ziel;  man  vollendet  ein  noch  so  grosses 
Bauwerk,  wenn  man  beharrlich  Stein  auf  Stein  setzt.  In 
diesem  Sinne  sehe  man  im  neuen  Höferecht  —  im  Ver- 
hältniss  zum  kaum  begonnenen  Gesammtwerk  der  Agrar- 
reform —  immerhin  einen  wertvollen  Baustein. 


Anmcrkuiig.  Während  des  Drucks  dieser  Schrift  erschien  im 
IV.  Heft  des  52.  JahrgangH  der  von  Schaffte  herausgegebenen 
Tübinyer  Zeltschrift  unter  dem  Titel  "Eine  ländliche  Yerschuldungs- 
fitatistik  in  Badew^  ein  hochinteressanter  Aufsatz,  in  dem  Ministerial- 
präsident  Dr.  Buchenherger  die  auf  Grund  einer  neuen  Methode  für 
sämmtliche  badischen  Bezirke  berechneten  landwirtschaftlichen  Ver- 
schuldungsziffern veröffentlicht  und  glossiert. 

Der  badischen  Berechnung  liegen  zu  Grunde  die  Einkommen- 
steuerfassionen, die  als  Abzugspost  die  von  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung  fatierten  Schuldzinsen  enthalten.  Die  Capitalisierung 
dieser  Zinsensumme  (unter  Annahme  eines  Durchschnittzinsfusses 
von  4^/2  Percent)  ergibt  die  effective  Gesammtschuld,  die  auf  den 
Landwirten  des  betreffenden  Bezirks  lastet.  Die  Methode  hat  den 
Vorzug,  dass  aus  der  erhobenen  Ziffer  die  trotz  Tilgung  bücherlich 
haftenden  Schulden  entfallen,  jedoch  den  Xachtheil,  dass  die  er- 
hobene Verschuldungsziffer  Hypotheken  und  Personalschulden 
ununterschieden  umfasst. 

Die  zur  Ermittlung  der  Verschuldungsintensität  erforderliche 
Berechnung  der  Liegenschaftswerte  wurde  in  Baden  auf  den  Steuer- 
wert gegründet,  der  flir  den  gesammten  landwirtschaftlichen  Immobiliar- 
besitz des  Landes  (Grundstücke  und  Häuser)  1394  Millionen  Mark 
beträgt.     Da  jedoch  auch  in  Baden  der  Steuerwert  hinter  dem  Ver- 
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kehrswert  nicht  unerheblich  zurückbleibt,  so  nahm  man  eine  Correctur 
vor,  die  sich  an  das  Resultat  der  im  Jahr  1895  im  ganzen  Lande 
über  die  laufenden  Yerkehrsicerte  von  Grundstücken  und  Gebäuden 
veranstalteten  >Proheerhehungen'i  anlehnt.  Nach  diesen  Erhebungen 
übersteigt  in  der  grossen  Mehrzahl  der  untersuchten  Gemeinden  der 
Gesammtkaufwert  der  Grundstücke  deren  Steuercapitalwert  um 
40  Percent,  der  Gesammtkaufwert  der  Gebäude  deren  Steuercapital- 
wert  um  57  Percent.  Für  die  Yerschuldungsstatistik  ging  man  mit 
solcher  Vorsicht  zu  "Werke,  dass  man  zum  Steuerwert  im  Landes- 
durchschnitt nur  24.5  Percent  hinzuschlug  und  somit  einen  l>e- 
richtigten  Effectivwert  sämmtlicher  landwirtschaftlichen  Liegen- 
schaften per  1736  Millionen  Mark  erhielt.  Durch  Hinzurechnung 
einer  entsprechenden  Quote  für  den  Wert  des  landwirtschaftlichen 
Betriebscapitals  (Vieh  und  sonstiger  Fundus)  steigt  der  Gesammt- 
wert  der  194.474  landwirtschaftlichen  Betriebe  auf  2105  Millionen 
Mark.  Diesem  Capitalswert  steht  gegenüber  eine  landwirtschaftliche 
Gesammtverschuldung  von  481  Millionen  Mark,  so  dass  das  Ver- 
schuldungsverhältniss  im  Landesdurchschnitt  nur  22.7  Percent  be- 
trägt. Auf  dies  erfreuliche  Resultat  fällt  ein  noch  günstigeres  Licht, 
wenn  man  erfährt,  dass  die  Verschuldungsquote  für  die  rein  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  gar  nur  17.7  Percent,  für  die  »gemischten 
Betriebe«  dagegen  (Müller,  Brauer,  Gastwirte  etc.)  28.7  Percent  be- 
trägt. Nur  in  8  von  52  badischen  Amtsbezirken  steigt  die  Quote  über 
30  Percent  und  erreicht  im  Bezirk  Messkirch  mit  44.7  Percent  das 
INIaximum,  während  in  34  Bezirken  die  Verschuldung  unter  20  Percent 
herabsinkt,  imd  im  Bezirk  Eppingen  das  Minimum  von  7.5  Percent 
erreicht. 

Bei  der  Verschiedenheit  der  Berechnungsgrundlagen  lassen  sich 
diese  badischen  Ziffern  mit  unserer  tirolischen  Statistik  nicht  gut  ver- 
gleichen. Doch  steht  völlig  ausser  Zweifel,  dass-  die  tirolische  Ver- 
schuldungsquote ein  Vielfaches  der  badischen  1)eträgt.  Die  oben 
(Capitel  II)  angestellte  Berechnung  lässt  die  Personalschulden  ausser 
Betracht,  und  bemisst  die  Liegenschaf  tswerte  nach  einem  ganz  anderen 
ungleich  optimistischeren  Maasstab.  Der  Stcuerirert  der  tirolischen 
Liegenschaften  (mit  Ausnahme  der  vier  Kreisstädte)  beträgt  nur  rund 
112  Millionen  Gulden.  "Wollte  man  nach  badischem  Muster  diesen 
Steuerwert  nur  um  ein  Viertel  auf  140  INIill.  Gulden  erhöht  den  rund 
206  Mill.  Gulden  Hypotheken  gegenüberstellen,  dann  kämen  wir 
zu  einem  Verschulduhgspercent  von  148,  das  die  badische  Ziffer 
von  22.7  Percent  um  mehr  als  das  Sechsfache  überträfe. 

Buchenherger  weist  nach,  dass  die  höchsten  Verschuldungs- 
zifforu  auf  die  Gebiete  des  Anerbenrechts   fallen  und  erklärt  diese 
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Erscheinung  durch  den  Druck  der  oft  übermassig  bemessenen  Erl)- 
abfindungen.  Er  schliesst  seinen  Aufsatz  mit  folgenden  drei  aucli 
für  uns  Tiroler  sehr  actuellen  Bemerkungen: 

»erstens,  dass  das  ermittelte  Verschulduugsergebniss  im  all- 
gemeinen zeigt,  dass  auch  mittelst  der  sogenannten  »kleinen  Mittel < 
der  landwirtschaftlichen  Staatsfürsorge  der  Landbevölkerung  eine 
kräftige  Stütze  im  Kampf  mit  den  widrigen  Verhältnissen  der 
GegeuM'art  gegeben  ist;  zweitens,  dass  die  verhältnissmässig  hohe 
Verschuldung  aller  Anerbenrechtsgebiete  die  Frage  einer  schon- 
licheren  Behandlung  der  Anerben  erneut  in  den  Vordergrund  rücken 
dürfte;  drittens,  dass  gerade  für  diese  Gebiete  die  Schaffung  eines 
unkündbaren  Annuitäfencredits  in  Verbindung  mit  einer  den  Betheiligten 
möglichst  nahe  gerückten  Creditorganisation,  die  zugleich,  die  Vorthellc 
des  sinkenden  Zins/usses  unverkürzt  und  Zug  um  Zug  der  Landbevölkerung 
zugänglich  macht,  besonders  bedeutungsvoll  iväre.i 

Mit  aufrichtiger  Genugthuung  citiere  ich  diesen  Ausspruch 
der  ersten  agrarpolitischen  Autorität  Deutschlands.  Die  Gutheissung 
unserer  Ziele  aus  so  berufenem  Munde  kann  nur  ermuthigen,  auf 
der  in  Tirol  betreteneu  Reformbahn  rüstig  fortzuschreiten. 


V.  Exeeutions- 
besehränkungen,  Versehuldungsgrenze. 


Die  umwälzende  Neuordnung  unserer  Agrarverhältnisse, 
die  mit  den  theils  im  Princip,  theils  in  extenso  beschlossenen 
Einrichtungen  des  Grundbuchs,  des  Höferechts  und  der 
Landeshypothekenbank  verknüpft  ist,  bildet  ein  fast  über- 
reiches Reformpensum,  dessen  allmähliche  Durchführung 
unser  Land  voraussichtlich  ein  gutes  Jahrzehnt  lang  be- 
schäftigt. 

Parallel  mit  dieser  grossangelegten  Landesaction,  die 
das  Hypothekenwesen  und  das  Besitz-  und  Erbrecht  an 
Grund  und  Boden  auf  neuen  Grundlagen  aufbaut,  vollzieht 
sich  im  ganzen  Reich  mit  Einführung  der  neuen  Process- 
und  Executionsordnung  ein  gewaltiger  Fortschritt,  der  an 
die  organisierende  Energie  der  leitenden  Kreise,  an  die 
intelligente  Anpassung  der  ausführenden  Organe  die  höchsten 
Anforderungen  stellt,  dessen  GesammteiuAdrkung  auf  unser 
Rechts-  und  Wirtschaftsleben  heute  noch  Niemand  voll  über- 
bhckt. 

Besonders  lebhaftes  Interesse  brachte  man  in  Tirol 
dem  die  ZivangsvoUstreckung  in  Liegenschaften  regelnden  Ab- 
schnitt entgegen,  der  ungleich  tiefer  als  irgend  ein  anderes 
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Cfipitel  der  neuen  Gesetzgebung  in  landwirtschaftliche  Yer- 
hältnisse  eingreift.  Am  ursprünglichen  Regierungsentwurf 
wesentliche  Mängel  findend,  gab  das  Land  in  überein- 
stimmenden Beschlüssen  des  Landtags,  des  Landescultur- 
raths  und  der  Advokatenkammern  der  Forderung  Ausdruck, 
dass  der  Zwangsverkauf  von  Grundstücken  nach  den 
leitenden  Grundsätzen  des  Deckimgs-  und  Uehernahmsprincips 
einzurichten  sei.  Wenn  auch  dieser  im  letzten  Stadium 
der  legislativen  Arbeit  aus  Tirol  kommende  Mahnruf  nicht 
ganz  ungehört  verhallte,  so  stiess  doch  die  volle  Verwirk- 
lichung der  tirolischen  Anträge  auf  so  einflussreiche  AVider- 
stände,  dass  man  sich  schliesslich,  um  es  Allen  möglichst 
recht  zu  machen,  für  eine  Art  Mittelweg  entschied.  Die 
Schwierigkeit  centralistischer  Regierung  eines  so  bunt  zu- 
sammengesetzten Reiches  bewirkt,  dass  sich,  wie  ziemlich 
überall  die  Politik,  bei  uns  auch  die  Oesetzgebiing  zur  Kunst 
der  Compromisse  gestaltet.  Nicht  nur  auf  der  Landkarte 
trennt  Tirol  und  Galizien  ein  weiter  Abstand  und  nicht 
leicht  und  nicht  immer  gelingt  es,  den  besonderen  Bedürf- 
nissen so  verschiedener  Länder  in  einem  Gesetz  zu 
entsprechen.  Dass  aber  bei  eintretenden  Collisionen  unser 
gutes  Tirol  zu  kurz  kommt,  begreift  sich  bei  der  bekannten 
zwischen  Regierung  und  Polen  üblichen  Intimität,  die 
nachgerade  so  weit  geht,  dass  man  nimmer  recht  weiss, 
ob  die  Regierung  mehr  über  den  Polen -Club,  oder  der 
Club  mehr  über  die  Regierung  verfügt. 

Während  das  wahre  Deckungsprincip  die  Schädigung- 
dinglicher  Rechte  durch  den  von  nachstehenden  Gläubigern 
betriebenen  Zwangsverkauf  einer  Liegenschaft  grundsätzlich 
und  selbstthätig  ausschliesst,  reduciert  sich  die  Schein- 
deckung im  neuen  Gesetz  auf  einen  beschwerlichen  Noth- 
weg,  der  sich  rettungverheissend  den  durch  einen  Zwangs- 
verkauf bedrängten  und  bedrohten  vorstehenden  Gläubigern 
öffnet.  Statt  kategorisch  zu  verordnen,  dass  der  Zuschlag 
nur  für  ein  Meistbot  erfolgt,   das   alle   dem  betreibenden 
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Gläubiger  vorhergehenden  Ansprüche  deckt,  räumt  das  Ge- 
setz dem  Vorhypothekar  nur  das  Recht  ein,  unmittelbar 
nach  Schluss  der  Versteigerung  gegen  den  Zuschlag  Wider- 
spruch zu  erheben,  wenn  das  Meistbot  zur  vollen  Deckung 
seines  Anspruchs  nicht  hinreicht.  Und  um  dies  precäre, 
weil  von  der  persönlichen  Betheiligung  am  Versteigerungs- 
termin abhängige  Recht  vollends  illusorisch  zu  machen, 
knüpfte  man  es  an  eine  voraussichtlich  meist  deficierende 
Bedingung,  die  nur  jenem  Gläubiger  den  "\\irksamen  Ein- 
spruch gestattet,  der  gleich  bei  Beginn  des  Versteigerungs- 
verfahrens, nämlich  hinnen  acht  Tagen  nach  A^'erständigmig 
von  der  A'ersteigerungsbewilligung,  die  vorläufige  Feststellung 
des  Lastenstandes  begehrt  hat.  Wieder  die  alte  Geschichte : 
»Jura  vigilantibus  scripta«  —  für  die  Reichen  und  Klugen 
macht  man  das  Recht,  für  die  braven  Leute,  denen  hin- 
länglich eigene  Sorgfalt  und  Einsicht  oder  eines  Rechts- 
freunds bezahlter  Dienst  zu  Gebot  steht;  all  den  anderen 
Millionen  versagt  man  unbedenklich  den  Rechtsschutz  und 
findet  sie  mit  dem  bilHgen.  rein  papiernen  Trost  ab,  dass 
es  ja  nur  bei  ihnen  stehe,  sich  durch  fieissige  Wahrnehmung 
ihrer  Interessen  sich  vor  Schaden  zu  bewahren.  Für  die 
städtischen  Classen  mag  durch  die  neue  Einrichtung  zur 
Genüge  gesorgt  sein;  auf  dem  Lande  dagegen  wird  sie 
meist  praktischer  Bedeutung  entbehren,  weil  den  vom  Ge- 
richtssitze oft  weit  entfernten,  mit  dem  Grundbuchstande 
unbekannten  Gläubigern  die  Möglichkeit  mangelt,  recht- 
zeitig die  zur  Wahrung  ihrer  Rechte  erforderlichen  Schritte 
zu  unternehmen.  Vollends  überflüssig  erscheint  es,  dass 
das  Gesetz  den  Gläubiger,  der  innerhalb  der  knappen  Frist 
um  Feststellung  des  Lastenstandes  einschritt  und  damit 
seinen  Willen,  einen  sein  besseres  Recht  verletzenden  Ver- 
kauf der  Liegenschaft  nicht  zu  gestatten,  unzweideutig 
kundgab,  noch  zu  einer-  zweiten  Action,  zur  Betheihgung 
an  der  Feilbietung  und  zur  Erhebung  des  Widerspruchs 
nöthigt.  Diese  ganz  zwecklose  Doppelbelastuug  der  Gläubiger 
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zeigt,  wie  zähe  man  gegenüber  den  nicht  ganz  abzuweisenden 
Forderungen  des  Deckungsprincij^s  an  der  altgewohnten 
Devise  des  Zwangs  Verkaufs  y>fort  mit  Schadewi  festhielt.  ') 

Als  einen  wesentlichen  Erfolg  der  in  tirolischen  Kreisen 
an  der  Regierungsvorlage  geübten  Kritik  darf  man  es  immer- 
hin betrachten,  dass  das  Gesetz,  den  ursprünglichen  An- 
trag, das  Deckungsverhältniss  naCh  dem  unzuverlässigen 
Schätzzmgsivert  der  Liegenschaft  zu  berechnen,  grundsätzlich 
verwerfend,  die  Zulässigkeit  des  Zuschlags  nach  dem  Ver- 
hältniss  zwischen  den  Vorhypotheken  und  dem  wirklich  er- 
zielten Meistbot  beurtheilt. 

Auch  die  wichtige  Frage  der  Hypothekenüberbindung 
fand  im  Gesetz  eine  im  Sinn  der  tirolischen  Anträge  nur 


^)  Ueber  den  um  das  Deckungsprincip  geführten  parlamenta- 
rischen Kampf  gibt  der  ^ gemeinsame  Bericht*  der  Permanenz- 
commissionen Vjeider  Häuser  des  Eeichsraths  folgenden  interessanten 
Aufschluss:  In  beiden  Comites  wurde  das  Grabmayr'sche  System 
von  einer  Minorität  auf  das  lebhafteste  und  wärmste  befürwortet, 
aber  die  Bemühungen,  es  voll  und  ganz  zum  Durchbruch  zu  bringen, 
scheiterten  an  der  entschiedenen  Erklärung  der  Eegierung,  dass  das 
strenge  Deckungssystem  dem  Kichter,  der  durch  die  neue  Civil- 
processordnung  ohnehin  vor  neue  und  schwierige  Aufgaben  gestellt 
werde,  zu  sehr  belasten  würde  und  dass  sie  daher  die  Verantwortung 
für  die  Einführung  des  deutschen  Systems  nicht  übernehmen  könne. 
Die  Anhänger  des  Deckungssystems  können  sich  bei  der  schliesslich 
angenommenen  Gestaltung  desselben  als  Widerspruchsrecht  immerhin 
dabei  beruhigen,  ....  dass  es  der  Zukunft  überlassen  bleibt,  zwischen 
diesen  beiden  VerwirkUchungsarten  des  Deckungsprincips  die  endgiltige 
Entscheidung  zu  treffen-. 

Also  die  befürchtete  Belastung  der  Richter  gab  den  Ausschlag! 
In  Fällen,  wo  die  Wahrung  von  Rechten  als  Forderung  der  Gerechtig- 
keit erscheint,  zur  Entlastung  des  Richters  die  Parteien  zr  belasten. 
dürfte  überhaupt  nicht  als  einwandfreier  Vorgang  gelten.  Ueber- 
dies  überschätzt  die  Regierung  die  den  Gerichten  durch  regelmässige 
Feststellung  des  >geringsten  Gebots  erwachsende  Mehrbelastung, 
da  diese  Feststellung  als  vorläufige  Liquidierung  dem  Richter  die 
sjJätere  unvermeidliche  Arbeit  der  eigentlichen  Liquidierung  stets 
erleichtert  und  häufig  ganz  erspart. 


halb  befriedigende  Lösung.  Gegen  den  Grundsatz  des 
Regierungsentwurfs,  dass  der  Zwangsverkauf  alle  Hypo- 
tkeken  fällig  macht,  und  dass  die  Berichtigung  des  ganzen 
Meistbots  in  der  Regel  durch  haare  Zahlung  erfolgt,  erhob 
man  in  Tirol  einstimmig  den  Einwand,  dass  gerade  jene 
Bevölkerungsschichten,  auf  deren  Betheiligung  bei  Zwangs- 
verkäufen ländlicher  Liegenschaften  man  vorzugsweise 
rechnet,  nicht  über  hinlängliche  Baarmittel  verfügen,  um 
die  Vollzahlung  des  Meistbots  leisten  zu  können,  dass  also 
die  Baarzahlungsvorschrift  dahin  führen  müsste,  die  taug- 
lichsten Elemente  vom  Mitbewerb  auszuschliessen  und  die 
feilgebotenen  Liegenschaften,  falls  es  überhaupt  zum  Zu- 
schlag kommt,  städtischen  Capitalisten  oder  geldkräftigen 
Güterhändlern  in  die  Hände  zu  spielen.  In  zweiter  Linie 
stand  die  Erwägung,  dass  es  gegen  die  Gerechtigkeit  ver- 
stösst  und  den  soliden  Realcredit  schädigt,  wenn  man  dem 
Gläubiger  die  Zahlung  für  seine  an  sich  nicht  fällige  Forde- 
rung aufdrängt.  Demnach  sollte  an  die  Stelle  der  Baar- 
zahlungsnorm  das  Uehernalimsiwindi)  treten,  demzufolge  der 
Ersteher  alle  dem  betreibenden  Gläubiger  vorhergehenden 
Hypotheken  in  Anrechnung  auf  das  Meistbot  übernimmt. 
Auch  in  diesem  Betreff  stellt  das  nun  vorliegende  Gesetz 
ein  mühsälig  zustande  gebrachtes  Compromiss  dar,  des  In- 
halts, dass  in  der  Regel  die  Ueberbindung  der  Hypotheken 
in  Anrechnung  auf  dass  Meistbot  erfolgt,  dass  jedoch  der 
Ersteher  die  Baarzahlung  für  jene  Hypotheken  leisten  muss, 
deren  Inhaber  die  Zahlung  spätestens  acht  Tage  vor  dem 
Versteigerungstermin  ausdrücklich  begehrten,  und  dass  dem 
Ersteher  jedenfalls  der  Baarerlag  eines  Viertels  des  Meist- 
bots binnen  14  Tagen  nach  dem  Zuschlag  obliegt. ') 


*)  Nicht  bedacht  hat  man,  wie  es  scheint,  den  gerade  in  Tirol 
voraussichtlich  häufig  vorkommenden  Fall,  dass  überhaupt  kein 
Hypothekargläubiger  die  Baarzahlung  begehrt.  "Was  'soll  mit  dem 
erlegten  Meistbotviertel,    insoweit   es   nicht   für  Steuer-  und  Zinsen- 
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Durch  diese  ^''orscliriften  dürfte  die  in  Tirol  bei  Zwaiigs- 
verkäufen  bestehende  Praxis  nicht  allzu  empfindliche 
Aenderungen  erleiden.  Gesetzlich  sichere  Capitalsposten 
wird  nach  wie  vor  der  Executionsvorgang  nicht  berühren ; 
sie  erlangen  nur  einen  wertvollen  Schutz  durch  die  neue 
Norm  des  -»geringsten  Gehotsa,  die  den  Zuschlag  für  ein 
zwei  Drittel  des  Schätzungswerts  nicht  erreichendes  Meistbot 
ausschliesst.  Die  dem  Ersteher  auferlegte  Pflicht,  ein  Viertel 
des  Meistbots  baar  zu  erlegen,  stimmt  ziemlich  mit  der 
hierzulande  geltenden  Uebung  und  hat  die  im  Wirtschafts- 
interesse nicht  unerwünschte  Wirkung,  allzu  capitalschwache 
Bewerber  von  den  Feilbietungen  fernzuhalten. 

So  führte  immerhin  die  tirolische  Mobilisierung  gegen 
den  Regierungsentwurf  zu  wichtigen  Erfolgen.  Besser  als 
der  Entwurf,  ist  das  Gesetz  ohne  Zweifel;  ob  es  auch  gut 
ist,  kann  erst  die  Erfahrung  lehren.  Doch  vermissen  wir 
am  Gesetz  schon  heute  zwei  der  modernen  Gesetzgebung, 
wie  es  scheint,  unerreichbar  gewordene  ^"orzüge :  Kürze  und 
Klarheit. 

Flüssen  wir  damit  rechnen,  dass  man  an  ein  unter 
so  schweren  Geburtswehen  entstandenes  Gesetzes  werk 
nicht  so  bald  wieder  die  bessernde  Hand  legt,  dass  unser 
gemeines  Executionsrecht  für  geraume  Zeit,  mindestens  für 
ein  Menschenalter  feststeht,  so  bleibt  doch  Raum  für  die 
Frage,  ob  vvir  auch  auf  diesem  Gebiet  für  den  gebundenen 
Grundbesitz  ein  Sonderrecht  anstreben  sollen,  ob  sich  für 
unsere  geschlossenen  Höfe  eine  particuläre  Aenderung 
der  Zwangsvollstreckmigsnormen  empfiehlt.  Anlass  zur 
Discussion  dieser  Frage  gibt  die  landtägliche  Agrardebatte, 
in  deren  A^erlauf  ein  hervorragender  Redner  für  die  fidei- 


rückstiinde  aufgeht,  geschehen?  Da  es  dem  Gericht  nicht  zusteht, 
einem  Gläubiger  die  nicht  verlangte  Zahlung  aufzudrängen,  wird 
nichts  übrig  bleiben,  als  dass  der  Yertheilungsbeschluss  einen  derart 
erübrigten  Baarbetrag  dem  Ersteher  zuweist. 
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commissarische  Ausgestaltung  des  tiroliscben  Höferechts 
eintrat.  *)  Die  Idee  ist  nicht  neu.  Bald  nach  dem  Be- 
wegungsjahr 1848  aufgetaucht  und  als  y> Stammgut«  in  die 
Gesetzgebung  einiger  deutschen  Staaten  eingeführt,  blieb 
das  Bauernßdeicommiss  unter  allerlei  wechselnden  Be- 
nennungen als  ■>'>Erhguti<,  d Heimstätte <<  etc.  ein  Lieblings- 
kind jener  Agrartheoretiker,  die  nur  von  weitgehendster 
Einschränkung  der  persönlichen  Verfügungsfreiheit  die 
Wiedergesundung  des  Bauernstandes  erwarten.  Unverkenn- 
bare Familienähnlichkeit  mit  dem  Bauernfideicommiss 
zeigte  auch  jenes  verunglückte  österreichische  »Rentengut«, 
das  vor  ein  paar  Jahren  noch  im  embryonalen  Stadium 
in  der  Versenkung  einer  Parlamentscommission  spurlos 
verschwand. 

Ohne  die  vielumstrittene  Frage  nach  der  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Bedeutung  der  Grossgrundbesitz- 
Fideicommisse  zu  berühren,  will  ich  nur  kurz  die  Gründe 
darlegen,  die  nach  meiner  Ansicht  die  Umwandlung  unserer 
geschlossenen  Höfe  in  fideicommissähnliche  Besitzgebilde 
verbieten.  In  der  Landtagsdebatte  unterlief  eine  "\^er- 
wechslung.  Man  warf  zwei  ganz  verschiedene  Dinge,  die 
Schöjyfer' sehe  Forderung  der  allgemeinen  gesetzlichen 
Unverschuldbarkeit  des  Bodens  und  die  fideicommissarische 
Bindung  gewisser  Wirtschaftseinheiten  untereinander.  Da 
thut  vor  Allem  Klarheit  Noth.  Man  kann  mit  Schöpfer 
die  Hypothek  abschaffen,  ohne  im  Uebrigen  die  Freiheit 
der  Theilung,  Veräusserung  und  Vererbung  des  Grund- 
besitzes irgendwie  zu  beschränken;  man  kann  umgekehrt 
gewisse  Güter  fideicommissiereu,  ohne  die  hypothekarische 
Verschuldbarkeit  des, Bodens  auszuschliessen.  Nicht  die 
Unverschuldbarkeit  gehört  zum  Wesen  des  Stammguts, 
sondern   die    Getheütheit  des  Eigenthiims,    das   nicht   dem 


*)  Vgl.    die   Rede   des  '  Abg.  Abt  Wildauer,    S.  297   der   steuo- 
grafischen  Berichte  der  1.  Session  der  YIII.  Landtagsperiode. 
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jeweiligen  Inhaber  des  Gutes  allein,  sondern  ihm  und 
allen  Anwärtern  zusammen  gebührt.  Aus  dieser  Grund- 
idee des  getheilten  Eigenthums  folgen  von  selbst  die 
weiteren  rechtlichen  Qualitäten  des  Stammguts.  Was  der 
ganzen  Familie  gehört,  darf  der  nutzniessende  Besitzer 
nicht  theilen,  nicht  veräussern,  nicht  nach  Belieben  ver- 
erben ;  auch  in  seiner  Wirtschaftsführung  untersteht  er 
der  Controle  der  Anwärter,  denen  das  Gericht  gegen 
Raubbau  und  Devastierung  durch  Beschlagnahme  des 
Gutes  Abhilfe  gewährt.  Der  Zweck  der  Erhaltung  des 
Gutes  für  die  Familie  bestimmt  auch  das  Verhältniss 
zwischen  Hypothek  und  Fideicommissrecht.  Der  Besitzer 
darf  das  Stammgut  verpfänden,  doch  nur  mit  Bewilligung 
der  Gerichts  und  nur  bis  zu  einer  gewissen  Quote  des 
Wertes.  Execution  in  das  Stammgut  gestattet  das  Gesetz 
niu"  in  Form  der  Zivangsverwalüing,  da  die  Fideicommiss- 
idee,  wie  jede  andere  Art  der  Veräusserung,  so  auch  den 
Zwangsverkauf  grundsätzlich  ausschliesst. 

Unsere  geschlossenen  Höfe  (und  offenbar  nur  diese 
kämen  in  Frage)  einem  derart  strengen  Recht  zu  unter- 
werfen, gibt  es  zwei  Wege ;  entweder  erklärt  man  gesetzlich 
alle  Höfe  für  Stammgüter,  oder  man  stellt  es  dem  Ermessen 
jedes  Besitzers  anheim,  seinen  Hof  in  ein  Stammgut  zu 
verwandeln.  Letzterer  Vorgang,  den  von  agrarischen 
Schriftstellerli  namentlich  Stein  und  Peyrer  empfehlen, 
hat  wohl  den  unläugbaren  Vorzug,  das'  Unliebsame  einer 
Zwangsmassregel  zu  vermeiden,  dagegen  den  entscheidenden 
Nachtheil,  dass  er  nach  allen  Erfahrungen  durchaus  nicht 
zum  gewünschten  Erfolg  führt. ')  Das  facultative  Stamm- 
gut bleibt  auf  dem  Papier!  Gerade  im  Bauernstande,  auf 
dessen  Erhaltung  und  Kräftigung  die  Stammgütereinrichtung 


^)  In  Bayern  wurden  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  22.  Febr.  1855 
im  Ganzen  vier  Erbgüter  errichtet;  im  Grossherzogthum  fi'esseH  wurde 
vom  Erbgütergesetz  vom  11.  September  1858  überhaupt  nie  Gebrauch 
gemacht ! 
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vornehmlich  abzielt,  besteht  die  allergeringste  Geneigtheit, 
sich  empfindlichen  Einschränkungen  der  wirtschaftlichen 
Selbstbestimmung  freiirillig  zu  unterwerfen.  Wer  ernstlich 
für  das  Stammgut  eintritt,  muss  sich  also  eutschliessen, 
für  die  obligatorische  Einführung  zu  stimmen. 

Gegen  solch  allgemeine  zwangsweise  Verwandlung 
unserer  Höfe  in  unveräusserliche,  untheilbare  und  nur 
beschränkt  verschuldbare  Stammgüter  sprechen  aber  mehr- 
fache schwere  Bedenken.  Der  entschiedene  Widerstand, 
dem  eine  solche  Gesetzgebung  bei  dem  zunächst  betroffenen 
Bauernstand  zweifelsohne  begegnen  wüi"de,  kommt  wahr- 
lich nicht  zuletzt  in  Betracht.  Der  Bauer  will  auf  seiner 
Scholle  Herr  sein.  Gegen  die  Zumuthung,  sein  freies 
Allod  in  Zukunft  nur  mehr  als  getheiltes  Eigenthum  zu 
besitzen  und  bei  jeder  wichtigeren  Verfügung  von  der 
Zustimmung  der  Anwärter  und  der  Behörde  abzuhängen, 
wird  sich  jeder  Bauer,  in  Tirol  und  anderswo,  nach  Kräften 
verwahren.  Nun  gibt  es  allerdings  Wirtsehaftspolitiker, 
die  sich  an  den  Willen  des  ^'olks  nicht  kehren,  die 
durchdrungen  von  der  eigenen  höheren  Weisheit  das 
Destillat  ihrer  agrarischen  Retorte  der  Landbevölkerung 
mit  Gewalt  aufdrängen  wollen,  wie  man  etwa  unmündigen 
Kindern  die  heilsame  Medizin  trotz  sträubenden  Wider- 
stands   einflösst.  ^)       Für    solche,    an    die    Methode    des 


*)  Dieser  Auffassung  gil>t  der  oben  S.  4  citierte  Artikel  der 
Reichspost  folgenden  charakteristischen  Ausdruck:  »Diese  liberalen 
»Agrarier«  wehren  sich  dagegen,  dass  dem  Bauer  etwas  aufgedrungen 
werde,  was  gegen  seinen  Wunsch  und  Willen  sei  und  damit  suchen 
sie  ländliche  Wahlkreise  zu  gewinnen!  Der  conservative  wahrhaft 
bauernfreundliche    Politiker    darf   sich  jedoch  hieran  nicht  kehren. 

Hinter   der  Phrase    >der  Bauer  will  nicht«    schaut  der  alte 

.■schlaue  Fuchs  hervor,  der  die  Freiheit  verlangt,  die  Freiheit  der 
Bewucherung  und  Ausbeutung!  Der  Bauer  muss  eventuell  auch 
gegen  seinen  AVillen  frei  und  unabhängig  gemacht  werden,  und 
darum  muss  das  vom  Liberalismus  so  hart  vertheidigte  und  seine 
Herrschaft    sichernde    Privatrecht    in    öffentlich   rechtlichem  Sinne 
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aiü'geklärten  Absolutismus  erinnernde  Zwangscuren  dürfte 
sich  der  längst  mündig  gewordene  tirolische  Bauernstand 
am  allermindesten  eignen.  Weit  hinter  uns  liegt  die  Zeit 
des  beschränkten  Unterthanenverstandes  und  tief  im  Volks- 
bewusstsein  wurzelt  die  modern-constitutionelle  Vorstellung, 
dass  im  gesellschaftlichen  Leben  des  Staates  und  der  von 
ihm  umschlossenen  kleineren  Kreise  der  Mehrlieitsivüle,  nicht 
die  souveraine  Willkür  eines  noch  so  wohlmeinenden 
Einzel^'illens  entscheidet.  Dem  an  Zahl  und  socialer 
Bedeutung  vornehmsten  Berufsstand  gegen  seinen  Willen 
ein  so  empfindlich  beschränkendes  Recht  aufzuzwingen, 
wäre  ein  politisch  ebenso  reactionäres,  als  wirtschaftlich 
fragwürdiges  Experiment. 

Die  nächst  eintretende  Folge,  die  dauernde  Erstarrung 
der  bestehenden  Besitz  Verhältnisse,  erweist  sich  als  wirt- 
schaftlicher Nachtheil,  da  die  wechselnden  Culturinteressen 
eine  gewisse  Beweglichkeit  und  Veränderlichkeit  der  Besitz- 
vertheilung  erheischen.  Social  schädlich  wirkt  die  Un- 
veräusserlichkeit der  Höfe,  da  sie  den  Grundbesitz  zum 
Monopol  einer  gewissen  Anzahl  erbgesessener  Bauern- 
familien macht  und  alle  anderen  tüchtigen  und  strebsamen 
Volkselemente  von  selbständiger  Bethätigung  in  der  Land- 
wirtschaft ausschliesst. 

Aber  auch  die  Vortheile,  die  man  von  der  beschränkten 
Verschuldbarkeit    der    Stammgüter   und    vom    Ausschluss 


beschränkt  werden !  Und  der  Bauer  selbst  besitzt  gar  nicht  die  Einsicht 
in  die  Ursachen  seiner  Noth  —  er  kann  sie  gar  nicht  besitzen  —  die  noth- 
icendig  ist,  um  auch  die  Mittel  und  Wege  zur  Reform  erkennen  zu  können.* 

Für  das  Compliment  mögen  sich  unsere  intelligenten  Bauern- 
vertreter, die  Geiger,  Bauer,  Haid.  Klotz  etc.  bei  Herrn  Professor 
Schöpfer  und  Consorten  Ijedanken ! 

lieber  die  plumpe  Lüge,  dass  nur  der  Liberalismus  das  be- 
stehende Recht  gegen  den  christlichsocialen  Umsturz  vertheidigt, 
ist  eben  so  wenig  ein  Wort  zu  verlieren,  als  über  den  echt  christ- 
lichen Versuch,  die  liberalen  Agrarier  als  mandathungrige  Baueru- 
fänger  hinzustellen. 
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des  Zwangsverkaufs  erwartet,  verschwinden  bei  näherer 
Prüfung.  Kann  und  will  man  dem  Besitzer  des  Stamm- 
guts aus  früher  erörterten  Gründen  nicht  allen  Credit 
gänzlich  versperren,  so  muss  man,  da  er  ausser  dem  Gut 
nur  ausnahmsweise  anderes  Vermögen  besitzt,  die  Exe- 
cutionsführung  auf  das  Gut  und  zwar  wegen  Unantastbar- 
keit der  Substanz  in  Form  der  Ziuangsverwaltuufj  gestatten. 
Dies  nahm  auch  in  der  landtäglichen  Agrardebatte  der 
vorerwähnte  Redner  in  Aussicht,  indem  er  fragte:  »Wenn 
das  nun  angeht  bei  Fideicommissen,  warum  sollte  es  nicht 
auch  beim  Bauerngut  angehen?«  Hiebei  übersieht  man 
den  wesentlichen  wirtschaftlichen  Unterschied,  der  zwischen 
dem  Grossgrundbesitz  einerseits,  dem  kleinen  und  mittlem 
(bäuerlichen)  Besitz  andererseits  obwaltet,  und  der  darin 
besteht,  dass  der  in  der  Regel  durch  entlohnte  Verwalter 
bewirtschaftete  Grossbesitz  unabhängig  von  irgend  einer 
persönlichen  Thätigkeit  des  Eigenthümers  Reinerträge 
(Grundrente)  abwirft,  während  bei  dem  kleinen  und  mitt- 
leren Besitz  nur  durch  die  auf  das  Gut  verwendete  Arbeit 
(Mitarbeit)  des  Besitzers  und  seiner  Familie  ein  Ertrag 
erzielt  wird.  Je  kleiner  das  Gut,  umsomehr  tritt  die 
Grundrente  hinter  dem  Arbeitslohn  zurück,  bis  bei  einer 
in  Tirol  zahlreichen  Kategorie  kleinster  Höfe  ein  quali- 
ticierter  Arbeitslohn  die  minimale  Grundrente  ununter- 
scheidbar  umschliesst.  Was  soll  nun  bei  solchen  Gütern 
eine  Zwangsverwaltung  Erspriessliches  leisten  ?  Von  vorne- 
herein ist  eine  fremde  Verwaltung  immer  kostspieliger 
als  die  Eigenwirtschaft  des  mit  allen  Verhältnissen  und 
Besonderheiten  des  Gutes  vertrauten  Besitzers.  Wenn 
man  nun  im  Weg  der  Zwangsvollstreckung  die  Führung 
der  Wirtschaft  einem  Sequester  übergibt  und  dabei  dem 
Besitzer  doch  gestatten  muss,  sammt  seiner  Familie  auf 
dem  Gute  und  vom  Gute  zu  leben,  so  wird  nach  Bestreitung 
der  doppelten  Kosten  selten  so  viel  erübrigen,  um  binnen 
angemessener   Frist   die   Executionspost   zu   tilgen.     Dass 
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aber  eine  übermässig  verlängerte  Zwangsverwaltung  das 
allgemeine  Wirtschaftsinteresse  schädigt,  darf  wohl  als 
feststehend  gelten. 

Man  sieht,  dass  sich  auch  hier  nicht  Eines  für  Alle 
schickt,  dass  beim  kleinen  Bauerngut  nicht  angeht,  was 
beim  grossen  Fideicommiss  keinem  erheblichen  Einwand 
begegnet. 

Man  biete  Alles  auf,  de\i  Bauer  vor  der  Realexecution 
zu  hewaliren!  Man  schaffe  Personalcreditinstitute  (Raiffeisen- 
kassen!),  die  dem  ordentlichen  Wirt  in  jeder  unverschuldeten 
Nothlage  Hilfe  "gewähren,  die  ihm  bei  vorübergehenden 
Störungen  seines  Haushalts  allmähliche  Erholung  gestatten. 
Wenn  aber  solch  wohlwollende,  verständige  Aushilfe 
nicht  fruchtet,  wenn  über  einen  leichtsinnigen,  ver- 
schwenderischen, unfähigen  Hofbesitzer  das  verdiente 
Schicksal  in  Gestalt  der  Realexecution  hereinbricht,  dann 
verlängere  man  nicht  künstlich  eine  füi*  das  Gemeinwohl 
wertlos,  ja  schädlich  gewordene  Wirtschaftsexistenz  und 
lasse  es  ruhig  geschehen,  dass  der  Zwangsverkauf  das 
Gut  in  eine  taugliche  Hand  bringt  und  damit  den  normalen 
AVirtschaftszustand  wieder  herstellt.  Die  auf  allen  Lebens- 
gebieten waltende  Regel,  dass  das  Untüchtige  zu  Grunde 
geht  und  dem  aufstrebend  Tüchtigen  Platz  macht,  ver- 
suche man  doch  nicht  für  den  Bauernstand  aufzuheben, 
der  wie  jede  andere  Gesellschaftsschichte  einer  ununter- 
brochenen Regeneration  durch  Abstossung  unfähiger  und 
Aufnahme  neuer  lebenskräftiger  Elemente  bedarf. 

Dass  auf  dem  Hof  ein  tüchtiger  Wirt  sitzt,  heischt  das 
Interesse  der  Gesellschaft,  nicht  dass  der  Wirt  gerade  Huher 
oder  ScJimid  heisst.  Auch  dies  Moment  pflegen  die  Vertreter 
der  Slammgüteridee  zu  übersehen.  Im  selben  Maasse,  wie 
in  bäuerlichen  Kreisen  auf  dem  Hof,  liegt  in  Adelskreisen 
auf  der  Familie  der  Nachdruck.  Den  Glanz  und  das  An- 
sehen der  bestimmten  Familie  für  alle  Geschlechtsf olger 
zu  erhalten,  dient  das  Fideicommiss,  eine  uraristokratische 

9* 
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Einrichtung,  die  auf  der  besonderen  Wertschätzung  des 
erblichen  Adels  und  seiner  bevorrechteten  Stellung  beruht. 
Mag  man  wie  immer  über  die  Annahme  denken,  dass  der 
Staat  Schaden  litte,  wenn  die  Scluvarzeiiben],  Liechtenstein  etc. 
im  Kampf  um  die  Güter  des  Lebens  anderen  Sterblichen 
gleichständen,  so  kann  man  doch  unmöglich  die  nicht 
einwandfreien  Gründe,  die  für  die  gesicherte  Erhaltung  des 
glanzvollen  Fortbestands  historischer  Adelsgeschlechter 
sprechen,  auf  bäuerliche  Kreise  übertragen.  Der  aristo- 
kratische Glanz  klebt  auf  dem  Lande  am  Hof,  mit  dessen 
Namen  sogar  der  Besitzer  ohne  Rücksicht  auf  seinen  Famihen- 
namen  genannt  wird.  Dieser  Hof- Aristokratie,  wenn  man 
sie  überhaupt  begünstigt,  dient  man  schlecht,  wenn  man 
durch  Ausschluss  des  Zwangsverkaufs  degenerierte  Familien 
gewaltsam  im  Besitz  hält  und  das  in  tüchtigen  Händen 
leistungsfähige  Gut  zum  culturfeindlichen  Siechthum  in 
Gestalt  langwieriger  Sequestrationen  verurtheilt. 

Für  den  Ausschluss  des  Zwangsverkaufs  geschlossener 
Höfe  fehlt  also  jener  socialwirtschaftliche  Zweck,  dem  die 
Fideicommisse  des  Grossgrundbesitzes  ihre  Entstehung  ver- 
danken. Ebenso  fehlt  dem  geschlossenen  Hof  in  der  Regel 
die  wirtschaftliche  Eignung,  das  Object  einer  erfolgreichen 
Sequestration  zu  bilden.  Auf  immerhin  vorkommende  Aus- 
nahmsfälle nimmt  die  neue  Executionsordnung  hinlänglich 
Bedacht  durch  die  Vorschrift,  dass  der  Execut  den  Auf- 
schub des  A-'ersteigerungsverfahrens  und  die  Einführung 
der  Zwangsverwaltung  verlangen  kann,  wenn  der  Reiner- 
trag der  Liegenschaft  zur  Tilgung  der  Executionspost  binnen 
einer  gewissen  Frist  voraussichtlich  hinreicht.  ^)    Eine  über 


^)  §  201  der  Executionsordnuug  lautet:  »Auf  Antrag  des  Ver- 
liflicliteten  kann  statt  des  Versteigerungsverfahrens  die  Zwangsver- 
waltuug  der  Liegenschaft  zu  Gunsten  der  vollstreckbaren  Forderung 
des  betreibenden  Gläubigers  durch  Beschluss  angeordnet  und  das 
Versteigerungsverfahren  aufgeschoben  werden,  wenn  der  durchschnitt- 
liche jährliche  Ertragsüber-schuss  aus  der  Bewirtschaftung  der  zu  ver- 
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diese  Bestimmung  noch  hinausgehende  Einschränkung  des 
Zwangsverkaufs  geschlossener  Höfe  scheint  mir  aus  den 
angeführten  Gründen  nicht  im  landwirtschafthchen  Interesse 
zu  hegen.  — 

In  der  Agrarverhandhmg  des  Landtags  nahm  die 
Schöpfer'sche  Utopie  der  Abschaffung  der  Hypothek  so 
überwiegendes  Interesse  in  Anspruch,  dass  Niemand  der 
Mühe  wert  fand,  sich  mit  der  minder  j^ompösen,  aber  un- 
gleich praktisclieren  Frage  der  gesetzlichen  Verschuldungs- 
grenze zu  befassen.  Dies  in  der  Neuzeit  viel  discutierte 
Problem,  zu  dem  Stellung  zu  nehmen  dem  tiroler  Landtag 
anlässlich  der  Schlussfassung  über  das  Höfegesetz  nicht 
erspart  bleibt,  fordert  eine  von  den  bisher  erörterten  agra- 
rischen Fragen  ganz  unabhängige  Lösung.  Die  entschie- 
denste Ablehnung  der  christlichsocialen  Credittheorien  und 
Fideicommissschwärmereien  verträgt  sich  vollkommen  mit 
der  Ansicht,  dass  die  unbeschränkte  Verschuldbarkeit  des 
Bodens  dem  öffentlichen  Interesse  widerstreitet,  dass  die 
Rücksicht  auf  den  Landwirtschaftsbetrieb  eine  Grenze  heischt, 
über  die  hinaus  das  Gesetz  keine  weitere  hypothekarische 
Belastung  gestattet. 

Für  die  Begründung  dieser  Ansicht  bildet  den  Aus- 
gangspunkt die  statistische  Thatsache  der  vielfach  schon 
bestehenden  und  jährlich  wachsenden  Uebersclmldung  des 
Bodens,  die  namentlich  bei  uns  in  Tirol  laut  der  oben  an- 
geführten Ziffern  einen  w^ahrhaft  bedrohlichen  Umfang  er- 


steigernden Liegenschaft  hinreicht,  um  die  bei  Begründung  des 
Schuldverhältnisses  oder  nachträglich  zwischen  dem  Gläubiger  und 
Schuldner  vereinbarten  Annuitäten  oder  sonstigen  Capitalsabschlags- 
zahlungen  sammt  den  laufenden  Zinsen  zu  decken. 

Dasselbe  kann  auf  Antrag  des  Verpflichteten  geschehen,  wenn 
zwar  eine  terminweise  Tilgung  der  vollstreckbaren  Forderung  nicht 
vereinbart  war,  diese  Forderung  aber  sammt  Xebengebühren  aus  den 
voraussichtlichen  Ertragsüberschüssen  im  Laufe  eines  .Jahres  getilgt 
werden  kann.« 
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reicht  hat.  Die  gesicherte  Wirtschaftsführung,  das  >AVohl- 
bestehenkönnen«,  hört  auf,  sobald  die  hypothekarische  Be- 
lastung eine  gewisse  Quote  des  Hofwerts,  allenfalls  die 
Hälfte  oder  zwei  Drittel,  überschreitet.  Unter  einer  noch 
höheren  Verschuldung  leidet  nicht  nur  der  einzelne  Be- 
sitzer, der  kaum  den  nöthigsten  Unterhalt  gewinnt  und 
zum  Vortheil  der  Gläubiger  die  ganze  Gefahr  des  schwanken- 
den Wachsthums  und  der  wechselnden  Conjunctur  trägt, 
sondern  auch  das  öffentliche  Wohl  der  ganzen  ^''olksgemein- 
schaft,  deren  ökonomisches  Interesse  einen  intensiven  er- 
folgreichen Landwirtschaftsbetrieb,  deren  politisch-sociales 
Interesse  die  Erhaltung  eines  kräftigen  sesshaften  Bauern- 
standes fordert. 

Sobald  man  die  masslose  Bodenverschuldung  als  ein 
öffentliches  Uebel  erkennt,  kann  man  am  Recht  der  Ge- 
sellschaft, beschränkend  einzugreifen,  nicht  mein*  zweifeln. 
Dagegen  gilt  keine  Berufung  auf  die  wirtschaftliche  Freiheit, 
die  allemal  zurücktreten  muss,  sobald  der  schrankenlose 
Gebrauch  der  Freiheit  sich  für  das  Staatswohl  als  schäd- 
licher Missbrauch  erweist.  In  einem  ähnlichen  Fall,  bei 
Regelung  des  Arbeitsvertrags,  hat  die  moderne  Gesetz- 
gebung nicht  gezögert,  die  wirtschaftliche  ^^ertragsfreiheit 
zu  beschneiden,  Schranken  aufzurichten  für  den  freien 
Wettbewerb  zwischen  Capital  und  Arbeit.  Ob  auch  der 
freie  Wettbewerb  zwischen  Capital  und  Grundbesitz  ähn- 
licher Schranken  bedarf,  ist  eine  gegenüber  den  auffälligen 
Uebersclmldungssymptomen  nicht  abzuweisende  Frage, 
deren  jjraktische  Lösung  jedoch,  falls  man  sich  für  die 
principielle  Bejahung  entscheidet,  den  grössten  Schwierig- 
keiten begegnet. 

Nicht  ganz  mit  Unrecht  bezeichnet  man  die  gesetz- 
liche ^^erschuldungsgrenze  als  unentbehrliche  Ergänzung 
der  zur  allmählichen  Entschuldung  der  Landwirtschaft  ein- 
zuleitenden Action.  Was  soll  es  helfen  —  so  sagt  man  — 
die  bestehenden  Schulden  unter  grössten  Anstrengungen 
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allmählich  zu  tilgen,  wenn  es  den  entlasteten  Besitzern 
frei  bleibt,  den  Hof  mit  beliebigen  neuen  Schulden  zu  be- 
lasten. Dies  hiesse,  ein  Gegenstück  zur  Danaidenarbeit, 
das  Wasser  aus  einem  Gefäss  schöpfen,  das  neue  Zuflüsse 
immer  wieder  überfüllen. 

So  einleuchtend  dies  klingt,  so  wenig  findet  sich  eine 
befriedigende  Antwort  auf  die  Frage :  Wie  soll  man  es  machen  '^ 
Es  stehen  wesentlich  zwei  Wege  zur  Wahl.  Auf  dem  einen 
Weg  gelangt  man  zu  der  von  Scliäffle  befürworteten 
Incorporation  des  Hypothekarcredits,  zum  Hyj)otheken- 
monopol  der  aus  allen  Grundbesitzern  zwangsweise  ge- 
bildeten Creditgenossenschaft,  die  nur  für  bestimmte  Ver- 
wendungszwecke und  nur  bis  zu  einer  gewissen  Wertquote 
den  Grundbesitz  der  Genossen  belehnt,  die  Verwendung 
der  gewährten  Credite  überwacht  und  die  Liegenschaften 
zahlungsunfähiger  oder  den  Credit  missbrauchender 
Scliuldner  enteignet.  Gegen  diesen  Schäffle'schen  Plan 
sprechen  in  erhöhtem  Maasse  alle  Bedenken,  die  man  über- 
haupt gegen  die  Einführung  einer  gesetzlichen  Ver- 
schuldungsgrenze  erhebt.  Die  wirtschaftlichen  Folgen  der 
genossenschaftlichen  Monopolisierung  des  Hypothekar- 
credits, der  Ausschliessung  aller  Privathypotheken,  lassen 
sich  schwer  übersehen  Bei  jedem  einzelnen  Fall  eines 
Creditbedarfs  sich  an  eine  Behörde  wenden  zu  müssen  und 
von  deren  oft  willkürlichen  Entscheidung  abzuhängen, 
dürften  die  Landwirte  ebenso  als  lästige  Bevormundung 
betrachten,  wie  die  behördliche  Controle  der  Credit- 
verwendung,  gegen  deren  Ausartung  zu  parteiischer  Chikane 
sich  nur  schwer  genügende  Schutzwehren  errichten  liessen. 
Jedenfalls  ist  der  grösstentheils  weit  über  seinen  Katastral- 
wert  verschuldete  tirolische  Grundbesitz  nicht  reif  für  die 
Schäffle'sche  Incorporation,  die  eine  Beschränkung  der 
hypothekarischen  Verschuldbarkeit  auf  ungefähr  50  Percent 
des  Katastralwerts  voraussetzt. 
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In  minder  schroffem  Gegensatz  zur  geltenden  Reclits- 
und  Wirtschaftsordnung  steht  der  zweite  Weg,  den  auf  der 
früher  erwähnten  preussischen  Agrarconferenz  hervor- 
ragende N'ertreter  der  Wissenschaft  fSering,  Schmoller, 
Conrad  etc.)  im  Einvernehmen  mit  der  Mehrheit  der  den 
praktischenLandwirtschaftskreisen  angehörenden  Conf  erenz- 
tlieilnehmer  warm  empfahlen.  Der  Vorschlag  geht  dahin, 
für  jedes  Gut  die  wirtschaftlich  zulässige  A'^erschuldungs- 
grenze  zu  ermitteln  und  ins  Grundbuch  einzutragen. 
Behördliche  Creditgenehmigung  und  Verwendimgscontrole 
entfallen.  Innerhalb  der  grundbücherlich  festgelegten 
Grenze  kann  der  Eigenthümer  den  Hyi^othekarcredit  nach 
Beheben  ausnützen,  Ist  die  Grenze  erreicht,  findet  keine 
Eintragung  mehr  statt.  Auch  Personalschulden  des  Be- 
sitzers können  in  das  Gut  nur  soweit  vollstreckt  werden, 
■  als  der  innerhalb  der  Verschuldungsgrenze  noch  vorhandene 
freie  Pfandraum  gestattet. 

Mit  Zugrundelegung  dieser  Idee  unser  tirolisclies  Höfe- 
recht auszubauen,  halte  ich  für  eine  Möglichkeit,  die  trotz 
aller  gemchtigen  Gegenbedenken  immerhin  ernste  Er- 
wägung verdient.  Es  würde  sich  bei  uns  darum  handeln, 
in  den  Gang  der  Grundbuchsanlegung  eine  weitere  Operation, 
die  Erhebung  der  Verschuldungsfähigkeit  der  Höfe,  einzu- 
fügen. Freilich  entsteht  sofort  die  äusserst  schwierige  Frage : 
Wie  eng  oder  wie  weit  soll  man  die  Grenze  ziehen?  Zieht 
man  die  Grenze  zu  weit,  so  wird  der  Erfolg  der  ganzen 
Action  allzusehr  geschmälert,  zieht  man  die  Grenze  zu  eng, 
so  kommt  man  zum  sofortigen  Schluss  des  Grundbuchs 
für  die  Mehrzahl  der  tirolischen  Höfe,  zur  gänzlichen  Ver- 
nichtung des  Hypothekarcredits  für  den  grössten  Theil 
unserer  Bauern.  Grundsätzlich  müsste  man  wohl  festhalten, 
dass  die  Verschuldbarkeitsquote  den  Fachticert  des  Hofes 
nicht  übersteigen  darf,  so  dass  jener  Ertragstheil,  den  der 
Eigenthümer  erst  durch  seine  persönliche  Arbeit  reahsiert, 
unter  allen  Umständen   frei  bleibt.     Dieser  Wert  müsste 
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iinlässlich  der  Conscriptioii  der  Höfe  durch  die  geeignet 
verstärkte  Grundbuchanlegungscommission  festgestellt  und 
auf  dem  Gutsbestandblatt  jedes  einzelnen  Hofes  ersichtlich 
gemacht  werden. 

Gegen  solch  eine  allgemein  verbindliche  Yer- 
schuldungsbeschränkung  werden  mancherlei  Einwendungen 
erhoben,  die  keineswegs  bloss  aus  dem  manchesterlichen 
Arsenal  oder  dem  liberalen  Lager,  sondern  auch  aus  streng- 
agrarischen  und  conservativen  Kreisen  stammen.  Alle 
diese  Einwürfe  lassen  sich  im  Wesen  unter  drei  Gesichts- 
punkte ordnen.  Man  bezeichnet  die  obligatorische  Ver- 
schuldungsgrenze als  eine  verwerfliche  Entmündigung  der 
Landwirtschaft;  man  glaubt,  dass  die  Production  durch  die 
allgemeine  auch  gegen  tüchtige  und  strebsame  Landwirte 
wirkende  Creditentziehung  Schaden  leide;  man  fürchtet  als 
Folge  der  Creditbeschränkung  einen  plötzlichen  scharfen 
Rückgang  der  Güterpreise,  und  eine  dadurch  bedingte  vom 
Ruin  vieler  Existenzen  begleitete  Einbusse  an  National- 
vermögen. Ohne  das  Gewicht  dieser  Einwendungen  zu 
unterschätzen,  kann  man  doch  zur  Widerlegung  etwa 
Folgendes  vorbringen:  von  Entmündigung  kann  keine  Rede 
sein,  wenn  das  Gesetz  nur  eine  dem  Gemeinwohl  anerkannt 
schädliche  Ueherspmiimnfj  des  Hypothekarcredits  aus- 
schliesst.  Wenn  man  sich  ohne  Bedenken  für  ein  Höfe- 
recht erklärt,  das  aus  wirtschaftlichen  Rücksichten  den 
Eigenthümer  in  der  Verfügung  über  die  Substanz  seines 
Gutes  beschränkt,  dann  fordert  die  klare  Consequenz,  dass 
man  auch  die  in  Form  der  Hypothekbestellung  sich  voll- 
ziehende Theilung  des  Gutswerts  analogen,  aus  öffentlichen 
Rücksichten  auferlegten  Beschränkungen  unterwirft.  Es 
liegt  ein  innerer  Widerspruch  darin,  wenn  man  beschränkt 
theilbare,  nach  Anerbenrecht  mit  Vorzug  des  Anerben  ver- 
erbbare Höfe  den  augenscheinlich  verderblichen  Folgen 
schrankenloser  Verschuldung  preisgibt.  Wie  will  man  es 
rechtfertigen,    wenn    man    dem   Anerben    den   Hof  unter 
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^''erkürzung  der  Miterben  um  zwei  Drittel  des  Verkehrs- 
werts überlässt,  und  ihm  dann  gestattet,  den  Hof  bis  zur 
vollen  Höhe  des  Verkehrswerts  zu  belasten  und  dadurch 
den  Hauptzweck  des  ganzen  Höferechts,  die  betriebsfähige 
Erhaltung  des  Gutes  in  der  Familie,  zu  vereiteln? 

Auch  dem  zweiten  Einwurf,  dass  man  durch  eine 
obligatorische  Creditbeschränkung  zahlreiche  Landwirte, 
die  doch  für  productive  Zwecke  des  Credits  nicht  entbehren 
können,  in  eine  unhaltbare  Lage  bringe,  kann  man  nur 
örtlich  und  zeitlich  bedingte  Berechtigung  zuerkennen, 
nämlich  nur  dort  und  nur  dann,  wenn  und  wo  nicht  voll- 
kommen taugliche  Organisationen  für  den  Personalcredit 
bestehen.  Der  Landwirtschaft  im  allgemeinen  kann  es  nur 
frommen,  wenn  sich  das  Gebiet  des  Realcredits  vom  Ge- 
biet des  Personalcredits  in  Zukunft  schärfer  abgrenzt.  Es 
gehört  zu  den  Schäden  der  heutigen  Wirtschaft,  dass  viel 
zu  häufig  Creditbedürfnisse,  die  im  Bereich  des  Personal- 
credits liegen  (Betriebs-Erholungscredite  etc.),  durch  Hypo- 
thekbestellung befriedigt  werden,  zum  dauernden  Schaden 
des  Hofes,  der  sich  der  neu  zugewachsenen  Last  nimmer 
entledigt.  Fortschreitende  Verdichtung  des  Netzes  von 
Raiifeisenkassen,  bis  jede  Gemeinde  ihre  Kasse  besitzt, 
muss  hier  Hilfe  bringen.  Unter  dieser  Voraussetzung 
braucht  man  nicht  zu  besorgen,  dass  die  gesetzliche  Ver- 
schuldungsgrenze dem  ordentlichen  tüchtigen  Landwirt 
den  unentbehrlichen  Credit  nimmt.  Creditlos  wird  nur 
werden,  wer  mit  Rücksicht  auf  seine  Wirtschaftsführung 
in  der  That  keinen  Credit  verdient  und  darin  kann  man 
wohl  nicht  ein  wirkliches  Uebel  erblicken. 

Dem  dritten  Einwurf  liegt  die  richtige  Annahme  zu 
Grunde,  dass  die  gesetzliche  A^rschuldungsgrenze  durch 
Einschränkung  der  Concurrenz  der  Käufer  voraussichtlich 
ein  Sinken  der  Güterpreise  herbeiführt.  Auch  steht  zu 
erwarten,  dass  dann  für  so  manchen  Hof  das  schleichende 
Uebel    acut    wird,    dass    sich    für    die   Uebergangszeit    die 
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Executioiien  häufen  und  den  Durchfall  zahh'eicher  Hypo- 
theken bewirken.  Nicht  minder  besteht  die  Gefahr,  dass 
noch  vor  Eintritt  der  Realcreditsperre  die  Personalgläubiger 
in  Masse  sich  beeilen,  für  ihre  unversicherten  Forderungen 
hypothekarische  Sicherheit  auf  dem  Hofe  zu  erlangen 
und  dass  ein  namhafter  Theil  der  Hofbesitzer  einem 
solchen  »Run«  erliegt.  Hierauf  mag  man  erwidern,  dass 
die  dauernde  wirtschaftliche  Gesundung  der  Mehrheit 
unserer  Höfe  nicht  ohne  Opfer  erkauft  werden  kann,  dass 
dem  neuen  Recht  voraussichtlich  imr  morsche,  schon 
derzeit  unhaltbare  Existenzen  zum  Opfer  fallen,  und  dass 
am  w^enigsten  jene  Gläubiger  Rücksicht  verdienen,  die 
zur  übermässigen  Belastung  der  Höfe  die  Hand  boten, 
und  deren  Realsicherheit  sich  bei  richtiger  Hofschätzung 
schon  heute  nur  als  Fiction  erweist.  Ebenso  erscheint 
nur  als  eingebildeter  Verlust  das  Sinken  der  Gutspreise 
und  die  dadurch  bedingte  Verminderung  des  gesammten 
Grundwerts.  Zu  den  schlimmsten  agrarischen  Uebelständen 
gehört  gerade  die  allgemein  übliche  Bodenüberschätzung, 
die  ohne  Rücksicht  auf  den  regelmässig  erzielbaren 
mittleren  Reinertrag  dem  Land  masslose  Affectionswerte 
beimisst.  In  Tirol  grassiert  das  Uebel  bekanntlich  noch 
ärger  als  anderswo  und  zählt  zu  den  Hauptursachen,  dass 
gerade  Tirol  von  allen  Ländern  der  Monarchie  weitaus 
die  höchsten  Verschuldungsziffern  aufweist.  Die  Beseitigung 
dieses  Missverhältnisses,  die  allmähliche  Annäherung  der 
Verkehrswerte  des  Bodens  an  den  wirklichen  Ertragswert, 
ist  eine  Hauptaufgabe  zielbewusster  Agrarpolitik,  und  eine 
agrarrechtliche  Massregel,  die  uns  diesem  Ziele  näher 
bringt,  verdient  Lob,  nicht  Tadel. 

Wie  man  sieht,  halten  sich  in  dieser  Frage  Gründe 
und  Gegengründe  fast  die  Wage.  In  der  durchaus 
agrarisch-socialen  preussischen  Agrarconferenz  wirkten  die 
gegen  wirtschaftliche  Zwangsmassregeln  sprechenden  Be- 
denken   immerhin    so    stark,    dass    selbst    die    eifrigsten 
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Vertreter  der  gesetzlichen  Verschuldungsgrenze  nur  die 
facultative  Einführung  empfahlen. ')  Freilich  begegnet  jede 
bloss  facultative  Einrichtung  dem  aus  der  Erfahrung 
geschöpften  Bedenken,  dass  die  gi-osse  Mehrzahl  der 
Landwirte  sich  zur  freiwilligen  Unterwerfung  unter  wie 
innner  geartete  Beschränkungen  der  wirtschaftlichen  Frei- 
heit nicht  herbeilässt.  Man  hat  dies  in  verschiedenen 
Provinzen  Preussens  bei  Einführung  der  »Höferolle«  er- 
probt, in  die  mit  Ausnahme  Westfalens  die  den  Guts- 
besitzern freigestellten  Eintragungen  nur  in  ganz  gering- 
fügiger Anzahl  erfolgten.  Eine  ähnliche  Erfahrung  machen 
wir  in  Oesterreich,  wo  in  allen  Kronländern  die  von  der 
Regierung  den  Landtagen  schon  vor  Jahren  vorgelegten 
Höferechts-Entwürfe  in  den  zunächst  betheiligten  Kreisen 
einer  ziemlich  ablehnenden  Haltung  begegnen. 

')  Professor  Sering,  der  Wortführer  der  für  die  Verschuldungs- 
j,'renze  eintretenden  Gruppe,  sagte:  »Ich  glaube,  sehr  viele  Einwürfe, 
die  man  mir  gemacht  hat,  erklären  sich  aus  der  Auffassung,  als 
könne  es  sich  darum  handeln,  allgemein  und  obligatorisch  eine 
Sohuldengreuze  zu  ziehen.  Das  ist  allerdings  nach  meiner  Ueberzeugung 
ausgeschlossen.  Das  würde  in  der  That  bedeuten,  was  Herr  Bon 
befürchtet:  eine  gewaltige  Revolution  in  allen  Gjundbesitzverhält- 
nissen,  einen  sofortigen  Eückgang  aller  Grundstückpreise,  dem- 
entsprechend eine  Expropriation  eines  grossen  Theiles  der  Grund- 
besitzer, weil  dann  mit  einem  Schlage  zahlreiche  Hypotheken  zur 
Kündigung  kommen  würden. ^  (ß.  194:1.  c.)  Professor  Conrad  sagte: 
*Aber  auf  das  allerentschiedenste  möchte  ich  doch  dagegen  auftreten, 
hier  obligatorisch  vorzugehen,  da  wir  gestern,  meiner  An.sicht  nach 
vollständig  schlagend,  für  Westfalen  gehört  haben,  dass  sich  der 
Bauer  mit  der  allergrössten  Energie  gegen  eine  derartige  Begrenzung 
sträuben  würde.«  (S.  68  1.  c.)  Professor  Gierke  äusserte:  »  .  .  .  wir 
werden  doch  darin  einig  sein,  dass  .  .  .  die  Wege  gefunden  werden 
müssen  in  der  Fortbildung  des  gegenwärtigen  Rechts,  in  dem  möglichsten 
Anschluss  an  das  Gegebene,  in  möglichst  geringer  Unterbrechung  der 
geschichtlichen  Continuität,  in  möglichster  Schonung  aller  erworbenen 
Rechte.  Darum  glaube  ich  auch,  dass  der  Vortragende  (Sering)  das 
Richtige  getroffen  hat,  als  er  die  Einrichtung  der  Verschuldungs- 
grenze zunächst  als  bloss  facultativ  empfahl.«  (S.  28  1.  c.)  Professor 
Paasche  sagte:    »Deshalb   kann   ich   allgemeine  Forderungen  .   .    ., 
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Mit  dieser  Stimmung  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
rechnend,  glauben  doch  die  ^"ertreter  der  facultativen 
Verschuldungsgrenze  ihr  Ziel  dadurch  zu  erreichen,  dass 
sie  den  Grundbesitzern  die  Pille  der  Freiheitsbeschränkung 
versüsseu,  dass  sie  ihnen  für  den  freiwilligen  Eintritt  in 
das  beschränkende  Creditrecht  eine  Art  Prämie  bieten. 
Diese  Prämie  soll  darin  bestehen,  dass  eine  zu  solchem 
Zweck  besonders  geeignete  gemeinwirtschaftliche  Credit- 
anstalt  die  vortheilhafte  Conversion  der  Schulden  des  Grund- 
besitzes, jedoch  nur  unter  der  Bedingung  durchführt,  dass 
die  von  der  begünstigten  Schuldenumwandlung  Gebrauch 
machenden  Besitzer  sich  gleichzeitig  der  gesetzlichen 
Verschuldungsgrenze  unterwerfen.  Ob  sich  diese  Annahme 
erwahrt,  ob  die  Aussicht  auf  eine  vortheilhafte  Ordnung 
des  Hypothekenstandes  hinlänglich  lockenden  Reiz  übt, 
um  die  Mehrzahl  der  Hofbesitzer  für  den  freiwilligen  Ein- 
tritt in  das  neue  Recht  zu  gewinnen,  wage  ich  nicht  zu 
entscheiden.  Für  einen  Versuch  fände  sich  gerade  in 
Tirol  eine  günstige  Lage,  da  die  bevorstehende  Einführung 
des  Grundbuchs  ohnedies  eine  allgemeine  Klärung  der 
Hypothekar  Verhältnisse    erzwingt    und    da    man    mit    der 


die  Grundbücher  und  Hypothekenbücher  zu  schlie.ssen,  und  von 
jetzt  allgemein  zu  verfügen :  es  dürfen  nicht  mehr  über  eine  gesetz- 
lich fixierte  Grenze  hinaus  Schulden  gemacht  -werden,  nicht  für 
wünschenswert  halten.  Die  Gründe  sind  von  Herrn  Grafen  von  Holstein 
und  von  Herrn  von  Puttkamner - Plauth  überzeugend  dargelegt.« 
(S.  292  1.  c)  Aehnlich  lauten  die  Aeusserungen  des  Professor  Schmoller 
und  mehrerer  anderer  Conferenztheilnehmer,  während  sich  für  die 
obligatorische  Schuldengrenze  nur  ganz  vereinzelte  Stimmen  erhoben. 
Es  besteht  daher  nicht  der  mindeste  Zweifel,  dass  die  communis 
opinio  der  jireussischen  Agrarconferenz,  zum  Ausdruck  gebracht 
von  den  ersten  Yolkswirtschaftslehrern  Deutschlands  und  von  den 
hervorragendsten  Agrariern  Preussens,  die  obligatorische  Schulden- 
grenze entschieden  verwarf.  Dass  ein  so  bedeutsames  Votum  auch 
bei  unserer  localen  Lösung  der  Frage  in  Tirol  stark  ins  Gewicht 
fällt,  dürfte  selbst  bei  unseren  extremsten  Sociali>olitikern  kaum 
einem  Widerspruch  begegnen. 
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gleichzeitig  stattfindenden  Conscription  der  Höfe  die  Fest- 
stellung der  für  jeden  einzelnen  Hof  zu  ermittelnden 
Verschuldungsgrenze  unschwer  verbindet.  Auch  das  zur 
Durchführung  der  Hypothekenconversion  geeignete  Institut 
werden  wir  in  Gestalt  der  Landeshypothekenbank  gemäss 
dem  bereits  gefassten  Landtagsbeschluss  hoffentlich  bald 
besitzen.  Geringeren  Schwierigkeiten  als  anderswo  dürfte 
die  Operation  bei  uns  insofern  begegnen,  als  unsere 
Hofbesitzer  schon  vermöge  des  geltenden  Rechtes  an 
Verfügungsbeschränkungen  gewöhnt  sind,  während  in 
anderen  Ländern  die  Zumuthung,  auf  die  bestehende 
volle  Freiheit  der  Veräusserung,  Verpfändung,  Theilung 
und  Vererbung  des  Besitzes  zu  verzichten,  voraussichtlich 
weit  stärkerem  Widerstreben  begegnet. 

Auf  die  Einzelheiten  der  Durchführung  hier  weiter 
einzugehen,  halte  ich  nicht  für  gerathen.  Nicht  bestimmte 
Vorschläge  will  ich  machen,  sondern  nur  eine  Frage  zur 
Discussion  stellen,  die  gerade  im  jetzigen  Zeitpunkt,  an- 
lässlich der  bevorstehenden  Codification  des  tirolischen 
Höferechts,  gründliches  Studium,  reiflichste  Erwägung 
verdient.  Vor  Allem  scheint  es  mir  Aufgabe  der  berufenen 
Vertreter  des  tirolischen  Bauernstandes,  zu  dieser  vorzugs- 
weise den  bäuerlichen  Grundbesitz  betreffenden  Frage 
Stellung  zu  nehmen.  Ttia  res  agitur!  AVill  der  Tiroler 
Bauer  sich  Creditbeschränkungen  in  irgend  einer  Form 
unterwerfen  ?  Auf  diese  Frage  nmss  erst  Antwort  kommen, 
bevor  man  in  der  Sache  weiter  vorgeht.  Einen  Einzelnen 
mag  man  gegen  seinen  Willen  unter  Cm'atel  stellen,  nicht 
aber  eine  ganze  Bevolkeriitigsclasse,  der  es  wahrlich  nicht 
an  der  nöthigen  Intelligenz  fehlt,  um  selbständig  über 
ihre  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  ein  richtiges  Urtheil 
zu  fällen. 

Ich  für  meinen  Theil  halte  die  Frage  noch  nicht 
für  spruchreif.  Ich  bekenne  mich  zum  selben  Standpunkt, 
den    einer   der   anerkannt   besten   Kenner    landwirtschaft- 
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lieber  Verhältnisse,  der  als  Socialpolitiker  hervorragende 
preussische  Finanzminister  Miquel,  auf  der  mehrerwähnten 
Agrarconferenz  einnahm.  Darum  sei  mir  als  passender 
Schluss  dieses  Abschnitts  folgendes  Citat  aus  seiner  Rede 
gestattet : 

»  .  .  .  Ich  erkläre  ganz  offen,  dass  ich  mir  gegenwärtig 
>'>gar  nicht  Mar  darüber  hin,  oh  eine  solche  allgemeine  Ver- 
»schiddungsgrenze  möglich  oder  rathsam,  oh  sie  jemals  diorh- 
y>fi(lirhar  ist.  .  .  ,  ich  habe  angedeutet,  dass,  wenn  man 
»hier  vorgehen  will,  man  Schritt  für  Schritt  langsam,  aber 
:^natürlich  entschlossen  vorgehen  und  sich  bemühen  muss, 
»nicht  das  Ganze  auf  einmal  durch  ein  grosses  Agrargesetz 
»lösen  zu  wollen,  sondern  die  Uebelstände  einzeln  zu  er- 
X  kennen  und  ihnen  entgegenzuwirken.  Beispielsweise 
»kann  man  wohl  daran  denken,  diese  Frage  der  Ver- 
» schuldung  zuerst  einmal  zu  fassen  an  der  Hauptquelle 
»der  Verschuldung,  nämlich  an  den  Erbabfindungen  und 
»vorzuschreiben,  dass  bis  auf  eine  geivisse  Grenze  und  in 
'»einer  bestimmten  Form  nur  der  amortisahlen  Scludd  die 
•»Erhahfindung  für  die  Kinder  eingetragen  iverden  könne.« 
(S.  84.  1.  c.) 

•»Schritt  für  Schritt !'i  Dies  sei  für  die  Durchführung 
der  tirolischen  Agrarreform  die  Losung  des  Landtags. 


VI.  Gesetzentwurf. 


Gesetz. 

vom betreffend  die  besonderen  Rechts- 
verhältnisse geschlossener  Höfe ;  \\drksam  für  die  gefürstete 
Grafschaft  Tirol. 

Mit  Zustimmung  des  Landtags  Meiner  gefürsteten 
Grafschaft  Tirol  finde  ich  anzuordnen  wie  folgt: 

1.  Allgemeine  Bestimmung. 

§  1- 
Als   geschlossener   Hof  gilt  jede   landwirtschaftliche 
mit  einem  "Wohnhause  versehene  Besitzung,  deren  Grund- 
buchseinlage sich  in  der  Höfeabtheilung  des  Hauptbuches 
befindet.     (§  3  Ges.' ) 

2.  Beschränkungen  der  Verfügungsfreiheit  des  Eigenthümers. 

§  2. 

Ausser  in  Enteignungsfällen  bedürfen  alle  Ver- 
änderungen au  dem  Bestände  und  Umfange  der  ge- 
schlossenen Höfe  des  Consenses  der  Agrarbehörde. 
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Der  Consens  zur  Neubildung  eines  geschlossenen 
Hofes  ist  zu  ertheilen,  wenn  gegen  die  vom  Eigenthümer 
beantragte  hofrechtliche  N'ereinigung  mehrerer  Liegen- 
schaften keine  erheblichen  wirtschaftlichen  oder  culturellen 
Bedenken  bestehen. 

Unter  derselben  Voraussetzung  ist  dem  Eigenthümer 
eines  geschlossenen  Hofes  die  Einverleibung  bisher  nicht 
zum  Hofe  gehöriger  Liegenschaften  oder  Rechte  zu  gestatten. 

§4. 

Die  ho f rechtliche  ^Bereinigung  zweier  oder  mehrerer 
geschlossener  Höfe  ist  in  der  Regel  unzulässig. 

Ausnahmsweise  kann  der  Consens  zur  ^Bereinigung 
zweier  Höfe  dann  ertheilt  werden,  wenn  einer  der  beiden 
Höfe  zur  angemessenen  selbständigen  Erhaltung  einer 
Familie  nicht  ausreicht  und  wenn  von  der  beantragten 
Vereinigung  erhebliche  wirtschaftliche  oder  culturelle  Vor- 
theile  zu  erwarten  sind. 

§  5. 
Der  Consens  zur  Abtrennung  von  Bestandtheilen 
eines  geschlossenen  Hofes  ist  zu  ertheilen,  wenn  der  Hof 
nach  der  Abtrennung  zur  selbständigen  Erhaltung  einer 
Familie  noch  hinreicht,  und  wenn  der  beantragten  Ab- 
trennung andere  erhebliche  wirtschaftliche  oder  culturelle 
Bedenken  nicht  entgegenstehen. 

§  6. 
Erscheint  die  Abtrennung  zum  Zwecke  der  Her- 
stellung, Umlegung  oder  Erweiterung  von  Strassen  oder 
Wegen,  zu  Bach-  oder  Flussregulierungen,  Entsumpfungen 
oder  anderen  im  öfEenthchen  oder  Gemeindeinteresse  ge- 
legenen Culturmassuahmen  als  nothwendig  oder  nützlich, 
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so  kann  der  Consens  ausnahmsweise  auch  dann  ertheilt 
werden,  wenn  der  Hof  durch  die  Abtrennung  die  Eignung 
zur  selbständigen  Erhaltung  einer  Familie  verliert. 

§  T. 

Wenn  ein  geschlossener  Hof  durch  Abtrennung  oder 
geänderte  Zweckbestimmung  einzelner  Bestandtheile  oder 
durch  Elementarereignisse  die  Eignung  zur  selbständigen 
Erhaltung  einer  Familie  dauernd  verliert,  so  ist  über 
Einschreiten  des  Eigenthümers  oder  eines  anderen  Be- 
theiligten auf  Aufhebung  der  Hofeigenschaft  zu  erkennen. 

Ein  solches  Erkenntniss  ist  nach  eingetretener  Rechts- 
kraft von  der  Agrarbehörde  derart  in  Vollzug  zu  setzen, 
dass  sie  dasselbe  dem  Grundbuchsgerichte  mit  dem  Er- 
suchen mittheilt,  die  Einlage  der  betreffenden  Liegenschaft 
unter  gleichzeitiger  Löschung  aller  auf  die  Hofeigenschaft 
bezüglichen  Eintragungen  aus  der  Höfeabtheilung  des 
Hauptbuches  in  die  Abtheilung  der  anderen  Liegenschaften 
zu  übertragen. 

§  8- 

In  der  freien  ^^erfügung  über  Liegenschaften,  die 
nicht  zu  einem  geschlossenen  Hofe  gehören  (walzende 
Grundstücke),  ist  der  Eigenthümer  in  der  Regel  nicht 
beschränkt. 

Nur  wenn  durch  die  beabsichtigte  Theilung  eines 
solchen  Grundstückes  neue  walzende  Parcellen  entstehen 
sollen,  deren  Ausmaass  das  von  der  Behörde  festgesetzte 
Minimalmaass  (Parcellenminimum)  unterschreitet,  bedarf 
die  Theilung  des  Consenses  der  Agrarbehörde. 

Der  Consens  ist  zu  ertheilen,  wenn  die  das  jVIinimal- 
maass  nicht  erreichenden  Parcellentheile  als  Baugrund 
oder  zu  gewerblichen  Zwecken  verwendet  werden  sollen, 
oder  wenn  für  die  Theilung  die  im  §  6  angeführten  oder 
andere  erhebliche  Gründe  vorliegen. 
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Die  Parcellenminima  werden  für  die  verschiedenen 
Landestheile  und  Culturgattungen  vom  Ackerbauministerium 
nacli  Einvernahme  des  Landesculturrathes  im  Verordnungs- 
wege bestimmt. 

3.  Behörden  und  Verfahren. 

§  9. 
Agrarbehörden  im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  in  erster 
Instanz    die    Bezirksgenossenschaften    der    Landwarte,    in 
zweiter  Instanz  der  Landesculturrath. 

Als  Hilfsorgane  der  Agrarbehörde  werden  in  jeder 
Gemeinde  durch  Walil  des  Gemeindeausschusses  zwei 
Vertrauensmänner  (Agrargeschworene)  bestellt. 

§  10. 

Zu  den  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  Verfügungen 
ist  die  Bezirksgenossenschaft  der  Landwirte  zuständig,  in 
deren  Sprengel  der  zu  bildende  oder  in  seinem  Bestände 
zu  ändernde  Hof  sich  befindet. 

^^on  mehreren  Bezirksgenossenschaften,  in  deren 
SiDrengeln  die  Bestandtheile  des  Hofes  liegen,  ist  jene 
zuständig,  in  deren  Sprengel  sich  das  Wohngebäude  des 
Hofes  befindet.  Um  die  Vereinigung  zweier  in  ver- 
schiedenen Sprengein  gelegener  Höfe  kann  bei  jeder  der 
beiden  Bezirksgenossenschaften  eingeschritten  werden. 

§  11- 
Das    Gesuch    ist   bei    der    Gemeindevorstehung    der 
Gemeinde,   in   der   sich   das  Wohngebäude  des  Hofes  be- 
findet, zu  überreichen. 

In  dem  Gesuche  sind  die  betreffenden  Objecte  mit 
Anführung  der  Parcellennmnmern,  des  Flächeninhaltes 
und  der  Culturgattung  genau  zu  bezeichnen  und  die 
Gründe  für  den  angestrebten  Consens  anzugeben. 

10* 
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Bei  Parcellentheilungen  hat  die  Beschreibung  und 
nöthigenfalls  planmässige  Darstellung  der  Theilung  den 
für  die  grundbücherliche  Theilung  von  Katastralparcellen 
bestehenden  "\''orschriften  zu  entsprechen. 

Gesuche  um  Abtrennung  von  Hofbestandtheilen  sind, 
falls  es  sich  nicht  um  eine  im  Wege  der  Feilbietung  zu 
bewirkende  Veräusserung  handelt,  von  dem  präsumtiven 
Erwerber  des  Trennstückes  mitzufertigen. 

§  12. 

Ueber  das  vorschriftsmässig  instruierte  Gesuch  hat  der 
Gemeindevorsteher  das  Gutachten  der  Agrargeschworenen 
einzuholen  und  sodann  das  Gesuch  mit  dem  Gutachten 
der  Bezirksgenossenschaft  der  Landwirte  vorzulegen. 

Der  Bezirksgenossenschaft  steht  frei,  noch  andere 
ihr  nöthig  scheinende  Erhebungen  zu  veranlassen. 

Befinden  sich  Liegenschaften,  hinsichtlich  derer  der 
Consens  erbeten  ^^ird,  im  Sprengel  einer  anderen  Bezirks- 
genossenschaft, so  ist  auch  diese  vor  Erledigung  des  Ge- 
suches um  ihre  Wohlmeinung  anzugehen. 

Auf  Grund  der  gepflogenen  Erhebungen  ist  sodann 
über  das  Gesuch  zu  erkennen. 

§  13. 

Von  der  Erledigung  sind  die  Betheiligten  unter 
Bekanntgabe  der  Gründe  zu  verständigen. 

Der  Recurs  an  den  Landesculturrath  ist  gegen  die 
Abweisung  des  Gesuches  in  allen  Fällen,  gegen  die  Be- 
Avilligung  nur  im  Falle  des  §  7  statthaft. 

Der  Recurs  ist  bei  der  Bezirksgenossenschaft,  von 
der  die  Entscheidung  .ausgieng,  binnen  14  Tagen  nach 
der  Zustellung  einzubringen. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Landesculturrathes  findet 
ein  weiterer  Rechtszug  nicht  statt. 
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§  14. 

Aenderuiigen  im  Bestände  geschlossener  Höfe  und 
Theilimgen  von  walzenden  Grundstücken  treten  erst  nach 
erfolgier  Durchführung  hn  Grundbuche  in  Wirksamkeit. 
Dem  Grund buchgesuche  ist  der  nach  diesem  Gesetze  er- 
forderhche  Consens  der  Agrarbehörde  beizulegen.  Die 
Giltigkeit  des  Consenses  erlischt,  wenn  von  demselben 
nicht  binnen  .Jahresfrist  Gebrauch  gemacht  wurde. 

Die  Vereinigung  zweier  Höfe,  die  Bildung  eines 
neuen  Hofes  oder  die  Zuschreibung  von  Liegenschaften 
zu  einem  bestehenden  Hofe  darf  im  Grundbuche  nur 
durchgeführt  werden,  M'enn  sich  aus  der  Veremigung 
nicht  eine  ungleichartige  Hj'pothekarbelastung  der  ver- 
einigten Liegenschaften  ergibt.  Durch  die  grundbücher- 
liche  Durchführung  der  hofrechtlichen  Vereinigung  von 
lastenfreien  und  belasteten  Liegenschaften  werden  die  auf 
letzteren  haftenden  Hypothekarrechte  kraft  des  Gesetzes 
auf  alle  Bestandtheile  des  Hofes  ausgedehnt. 


4.  Erbtheilungsvorschriften. 

§  15. 

Sind  zm*  Erbfolge  nach  dem  Alleineigenthümer  eines 
geschlossenen  Hofes  mehrere  Personen  berufen,  so  kann 
der  Hof  nebst  Zugehör  nur  einer  Person,  dem  Anerben 
zufallen. 

AVas  als  Zugehör  eines  Hofes  anzusehen  sei,  bestimmt 
das  a.  b.  Gesetzbuch.  Zum  Hofe  gehört  insbesondere  auch 
das  Betriebsinventar,  soweit  es  zur  ordentlichen  Bemrt- 
schaftung  erforderlich  ist.  Falls  sich  die  Miterben  hierüber 
nicht  einigen  können,  ist  der  Umfang  des.  erforderlichen 
Betriebsinventars  durch  das  Gericht  nach  Einvernahme 
von  Sachverständigen  festzu.stellen. 
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§  16. 

Insofern  nicht  eine  letztwillige  ^'erfügung  des  Erb- 
lassers den  Hofübernehmer  bezeichnet,  wird  er  nach  Mass- 
gabe des  Rechtes  und  der  Ordnung  der  gesetzlichen  Erb- 
folge bestimmt.  Unter  mehreren  zugleich  eintretenden 
Erben  ist  bei  Abgang  einer  Einigung  über  die  Berufung 
als  Anerbe   nach  folgenden  Grundsätzen  zu  entscheiden: 

1.  Den  jnännlichen  Erben  gebührt  der  \^orzug  vor 
den  weiblichen  und  unter  mehreren  Erben  desselben  Ge- 
schlechtes dem  älteren  vor  dem  jüngeren;  bei  gleichem 
Alter  entscheidet  das  Los.  Jedoch  haben  die  dem  Grade 
nach  näheren  Verwandten  das  A^orrecht  vor  den  entfernteren. 

2.  Leibliche  Kinder  gehen  stets  Adoptivkindern, 
eheliche  den  unehelichen  vor.  Legitimierte  Kinder  stehen 
den  ehelichen  gleich. 

3.  Wenn  der  Erblasser  kinderlos  verstorben  ist  und 
demselben  der  Hof  ganz  oder  zum  grössten  Theile  durch 
Erbfall  von  Seite  eines  Elterntheiles  zugekommen  war,  so 
fällt  der  Hof  auf  denjenigen  Miterben,  dem  er  in  dem  Falle 
zukommen  würde,  Avenn  nur  Erbinteressenten  von  dem 
betreffenden  Elterntheile  vorhanden  wären. 

4.  Von  der  Uebernahme  des  Hofes  sind  in  der  Regel 
Personen  ausgeschlossen, 

a.  denen  das  Recht  der  freien  "S^'ermögens Verwaltung  vom 
Gerichte  entzogen  wurde; 

b.  die  sonst  wegen  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen 
zur  persönlichen  Bewirtschaftung  des  Hofes  unfähig 
erscheinen ; 

c.  die  einen  auffallenden  Hang  zur  Verschwendung  be- 
thätigen ; 

d.  die  durch  ihren  Beruf  verhindert  sind,  den  Hof  von 
der  Hofstelle  aus  persönlich  zu  bewirtschaften; 

e.  die  über  zw^ei  Jahre  abwesend  sind,  ohne  von  ihrem 
Aufenthalte  I^achricht  zu  geben,  wenn  deren  Abwesen- 
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beit    von    solchen    Umständen    begleitet   ist,    die    es 

zAveifelbaft  machen,  ob  der  Abwesende  binnen  einer 

angemessenen  Zeit  zurückkehrt. 

Wenn  gegen  sämmtliche  Miterben  ein  Ausschliessungs- 
grund gemäss  der  vorstehenden  Bestimmungen  obwaltet, 
so  ist  der  Hof  nach  den  für  Pflegebefohlene  geltenden  ge- 
setzlichen Bestimmungen  zu  veräussern,  und  das  Verlassen- 
schaftsvermögen nach  den  Grundsätzen  des  a.  b.  Gesetz- 
buches zu  vertheilen. 

Die  Entscheidung  über  das  Vorhandensein  von  Aus- 
schliessungsgründen und  über  die  ^^eräusserung  des  Hofes 
steht  dem  ^^erlassenschaftsgerichte  zu. 

5.  Ist  der  Anerbe  zur  Zeit  des  Erbanfalles  bereits 
AUeineigenthümer  eines  geschlossenen  Hofes,  so  hat  er  in 
dem  Rechte,  den  Hof  des  Erblassers  zu  übernehmen,  hinter 
den  anderen  Miterben  zurückzustehen  und  fällt  sohin  der 
Hof  dem  nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  Nächstberufenen 
zu,  wenn  der  Anerbe  es  nicht  vorzieht,  sein  eigenes  Gut 
dem  Nächstberufenen  um  den  nach  §  18  zu  ermittelnden 
Preis  zu  überlassen.  Will  keiner  der  Miterben  dieses  letztere 
Gut  übernehmen,  so  erlischt  ihr  Recht,  den  Zurückstand 
des  Anerben  zu  verlangen. 

6.  Concurrieren  ausgeschlossene  und  nicht  ausge- 
schlossene Erben,  so  fällt  der  Hof  Jenem  aus  Letzteren 
zu,  dem  er  zugefallen  wäre,  wenn  die  Ersteren  gar  nicht 
vorhanden  wären. 

§  l<i. 

Bei  der  Erbtheilung  wird  der  Hof  (§  15)  dem  Anerben 
zugewiesen,  der  bis  zur  Höhe  des  lastenfreien  Wertes  des 
Hofes  Schuldner  der  Verlassenschaft  wird. 

Dem  Anerben  steht  überdies  das  Recht  zu,  das  vor- 
handene Betriebsinventar,  insoweit  es  ihm  nicht  als  Zu- 
gehör  des  Hofes  zufällt,  um  den  Schätzungspreis  zu  über- 
nehmen. 
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§  18. 

Hat  der  Erblasser  in  Betreff  des  Uebernahmswertes 
des  Hofes  eine  Verfügung  nicht  getroffen  und  kommt  auch 
eine  Vereinbarung  der  Betheihgten  hierüber  nicht  zu  Stande, 
so  bestimmt  das  Gericht  den  Wert  des  Hofes  nach  biUigem 
Ermessen,  so  dass  der  Uebernehmer  wohl  bestehen  kann. 

Der  gerichtlichen  Entscheidung  hat  die  Schätzung  des 
Hofes  durch  Sachverständige  und  die  Einvernehmung  des 
Gemeindevorstandes  voranzugehen. 

Der  Schätzung  ist  der  Ertragswert  zu  Grunde  zu 
legen.  Jeder  Sachverständige  ist  verpflichtet,  die  that- 
sächlichen  Voraussetzungen,  auf  denen  sein  Gutachten  be- 
ruht, sowie  die  übrigen  Grundlagen  seiner  Wertberechnung 
anzugeben.  Auf  das  vorhandene  Betriebsinventar  ist  bei 
Feststellung  des  Hofwertes  zwar  angemessene  Rücksicht  zu 
nehmen,  doch  soll  dasselbe,  insoweit  es  ein  Zugehör  des 
Hofes  bildet,  nicht  selbstständig  geschätzt  werden. 

Den  Betheiligten  steht  frei,  der  Schätzung  beizuwohnen 
und  ihre  Erinnerungen  zu  machen.  Können  sie  sich  nicht 
selbst  vertreten,  so  sind  ihre  gesetzlichen  Vertreter  beizu- 
ziehen. Haben  nicht  eigenberechtigte  Miterben  denselben 
gesetzlichen  Vertreter,  wie  der  Anerbe,  so  ist  für  ihre  ge- 
sonderte Vertretung  Sorge  zu  tragen. 

§  19. 

Bei  der  Th  eilung  des  Nachlassvermögens  ist  an  Stelle 
des  Hofes  der  dem  Uebernehmer  nach  §  17  als  Schuld 
angerechnete  Betrag  einzubeziehen. 

Diese  Theilung  geschieht  unter  den  Miterben  ein- 
schliesslich des  Uebernehmers  nach  den  Bestimmungen 
des  a.  b.  Gesetzbuches  und  des  Verfahrens  ausser  Streit- 
sachen. Doch  ist  die  Erb  theilung  stets  bei  Gericht  vor- 
zunehmen oder  dem  Gerichte  zur  Genehmigung  vor- 
zulegen. 


^ 
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§  20. 

Insoweit  die  Erbtheile  der  Miterben  weder  aus  dem 
neben  dem  Hofe  vorhandenen  Nachlassvermögen,  noch  aus 
dem  persönhchen  A^ermögen  des  Anerben  berichtigt  werden 
können,  sind  sie  vom  Gerichte  in  Abfindungsrenten  zu  ver- 
wandehi. 

Die  Abfindungsrenten  sind  als  Annuitäten  mit  Zu- 
grundelegung des  landesüblich  niedrigsten  Zinsfusses  derart 
zu  bemessen,  dass  die  Erbtheilschulden  des  Anerben  in 
längstens  dreissig  Jahren  getilgt  werden. 

Zur  Sicherstellung  der  Abfindungsrenten  ist  den  Mit- 
erben das  Pfandrecht  an  dem  Hofe  zu  bestellen.  In  der 
Einantwortungsurkunde  ist  zu  verfügen,  dass  die  grund- 
bücherliche  Eintragung  des  Eigenthumsrechtes  des  Anerben 
nur  gleichzeitig  mit  der  Eintragung  des  Pfandrechtes  zur 
Sicherstellung  der  Abfindungsrenten  erfolgen  kann. 

Wird  der  Hof  vor  vollständiger  Tilgung  der  einge- 
tragenen Abfindungsrenten  durch  ein  Rechtsgeschäft  unter 
Lebenden  einem  Dritten  ins  Eigenthum  übertragen,  so  sind 
die  Miterben  berechtigt,  die  Auszahlung  ihres  noch  nicht 
durch  Rentenzahlung  getilgten  Restguthabens  mittels  halb- 
jähriger Kündigung  zu  fordern. 

§  21. 

Auf  einen  geschlossenen  Hof,  der  im  Eigenthum 
mehrerer  Personen  steht,  finden  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  nur  dann  Anwendung,  wenn  die  Miteigenthümer 
Ehegatten  sind  und  einer  derselben  ohne  Nachkommenschaft 
gestorben  ist. 

In  diesem  Falle  ist  der  überlebende  Theil,  soweit 
nicht  letztwillige  ^^erfügungen  des  Erblassers  oder  Verträge 
entgegenstehen,  berechtigt,  den  erledigten  Antheil  des  Hofes 
nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  der  §§18  und  20  zu 
übernehmen. 

Ein  aus  seinem  Verschulden  geschiedener  Ehegatte 
hat  jedoch  hierauf  keinen  Anspruch. 
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§  22. 

Wenn  zu  einem  Nachlasse  mehrere  geschlossene  Höfe 
gehören,  und  mehrere  Personen  im  Sinne  der  §§  15  und  16 
dieses  Gesetzes  als  Erben  eintreten,  so  sind  dieselben  nach 
der  durch  dieses  Gesetz  festgestellten  Reihenfolge  zm-  Ueber- 
nahme  je  eines  Hofes  berufen,  und  steht  ihnen  nach  der- 
selben Reihenfolge  die  Wahl  zwischen  den  Höfen  frei. 
Derselbe  ^^organg  wiederholt  sich,  wenn  mehr  Höfe  als 
Erben  vorhanden  sind. 

Nachkommen  eines  verstorbenen  Erben  treten  an 
dessen  Stelle.  Unter  ihnen  hat  derjenige  die  Wahl,  dem 
nach  der  erwähnten  Reihenfolge  der  Vorzug  gebührt. 

Wenn  einer  oder  mehrere  der  zum  Nachlasse  gehören- 
den Höfe  zur  selbständigen  Erhaltung  je  einer  Familie  nicht 
ausreichen,  so  kann  auf  Antrag  die  Vereinigung  von  zwei 
oder  mehreren  Höfen  verfügt  werden,  wenn  der  Vereinigung 
weder  verschiedene  Hypothekarbelastungen  der  Höfe  noch 
wirtschaftliche  Rücksichten  entgegenstehen.  Zur  Antrag- 
stellung und  zur  Uebernahme  des  vereinigten  Hofes  sind 
die  eintretenden  Erben  nach  der  vorbezeichneten  Reilien- 
folge  berufen,  ^'^or  der  Entscheidung  über  den  Antrag  hat 
das  Gericht   das  Gutachten  der  Agrarbehörde  einzuholen. 

Das  dem  überlebenden  Ehegatten  nach  §  21  zustehende 
Recht  zur  Uebernahme  des  erledigten  Hofantheils  ist  in 
dem  Falle,  als  der  überlebende  Ehegatte  im  Miteigenthume 
mehrerer  im  Nachlasse  vorhandenen  Höfe  gestanden  wäre, 
auf  einen  dieser  Höfe  beschränkt,  jedoch  steht  dem  über- 
lebenden Ehegatten  die  AVahl  unter  den  im  INIiteigenthums- 
verhältnisse  gestandenen  Höfen  zu. 

'      §  23. 

Wenn  der  Anerbe  den  Hof  innerhalb  zehn  Jahren 
nach  dem  Tode  des  Erblassers,  oder  falls  er  minderjährig 
ist,  innerhalb  zehn  Jahren  nach  erlangter  Eigenberechtigung 
freiwillig  veräussert,  so  ist  er  verpflichtet,  jenen  Betrag  zur 
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Nachtrags-Erbtheilung  herauszugeben,  um  den  der  erzielte 
Veräusserungswert  den  Uebernahmswert  übersteigt.  Von 
dem  Veräusserungswerte  ist  der  durch  Sachverständige  zu 
schätzende  Wert  allfälliger  vom  Anerben  bewirkter 
Meliorationen  abzuziehen. 

Hat  der  Anerbe  nur  einzelne  Hotbestandtheile  ver- 
äussert, so  besteht  der  zur  Nachtrags-Erbtheilung  kommende 
Betrag  in  der  Differenz  zwischen  dem  Veräusserungswerte 
und  der  nach  Schätzung  der  Sachverständigen  auf  die  ver- 
äusserten Hofbestandtheile  entfallenden  Quote  des  Hof- 
übernahms  wertes. 

Das  Recht,  eine  solche  Nachtrags-Erbtheilung  zu 
fordern,  ist  auf  die  enterben  und  deren  Descendenten  be- 
schränkt. 

§  24. 

Durch  die  vorstehenden  Erbtheilungsvorschriften  ward 
der  Eigenthümer  eines  geschlossenen  Hofes  in  seiner  Ver- 
fügungsfreibeit  innerhalb  der  Grenzen  des  Pflichttheilrechtes 
weder  unter  Lebenden  noch  von  Todesw^egen  beschränkt. 

Das  Pflichttheilrecht  wird  durch  die  Erbtheilungs- 
vorschriften nicht  berührt. 

Der  Pfiichttheilberechnung  ist  der  nach  §  18  bestimmte 
Wert  des  Hofes  zu  Grunde  zu  legen.  Doch  kann  dieser 
Wert  niemals  geringer  angenommen  werden,  als  jener  Be- 
trag, nach  dem  gemäss  §  12  des  Gesetzes  vom  1.  April  1889 
R.  G.  Bl.  Nr.  52  die  an  den  Staat  zu  entrichtende  Yei- 
mögensübertragungsgebühr  zu  bemessen  ist. 

Als  eine  Einschränkung  des  Pflichttheils  ist  es  nicht 
zu  betrachten,  wenn 

1.  Das  Gericht  im  Sinne  des  §  20  die  Erbtheile  der 
Miterben  in  Abfindungsrenten  verwandelt; 

2.  Der  Erblasser  letztwillig  verfügt,  dass  dem  leib- 
lichen Vater  oder  der  leiblichen  Mutter  des  Anerben  das 
Recht  zustehe,  den  Hof  bis  zur  Gross  jährigkeit  des  Anerben 
zu    verwalten    und    zu   geniessen    mit    der    \^erpflichtung, 
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während  der  Dauer  dieses  Genusses  den  Anerben  und 
dessen  minderjährige  Miterben  bis  zur  erreichten  Gross- 
jährigkeit  zu  erziehen  und  für  den  Nothfall  auf  dem  Hofe 
zu  erhalten. 

In  diesem  Falle  hat  die  erlangte  Eigenberechtigung 
dieselbe  Wirkung  wie  die  Erreichung  der  phisischen  Gross- 
jährigkeit.  Wird  ein  Miterbe  einem  Berufe  zugeführt,  mit 
dessen  Vorbereitung  oder  Ausübung  die  Naturalverpflegung 
am  Hofe  unvereinbar  ist,  so  tritt  an  die  Stelle  der  Natural- 
verpflegung die  Verpflichtung  zur  Auszahlung  der  verein- 
barten Zinsen  oder  der  gerichtlich  festgesetzten  Abfindungs- 
rente. 

§  25. 

Die  besonderen  Erbtheilungsvorschriften  dieses  Ge- 
setzes kommen  nicht  zur  Anwendung,  wenn  der  vom  Erb- 
lasser letztwillig  berufene  Hofübernehmer  nicht  zu  den  im 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuche  unter  die  gesetzlichen 
Erben  aufgenommenen  Personen  gehört. 

5.  Schlussbestimmungen. 

§  26. 
Durch  das  gegenwärtige  Gesetz  werden  die  bestehenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Theilung  von  Ge- 
meindewäldern und  der  denselben  gleichzulialtenden 
Waldungen,  sowie  die  in  den  Gemeindegesetzen  enthaltenen 
Beschränkungen  des  Verfügungsrechtes  in  Bezug  auf  die 
Theilung  des  Gemeindeeigenthums  nicht  berührt. 

§  27. 

Dieses  Gesetz  tritt  in  den  einzelnen  Gemeinden  mit 
dem  Tage  der  Eröffnung  des  neuen  Grundbuches  in  Wirk- 
samkeit. Auf  die  Auseinandersetzung  solcher  Erbschaften, 
die  vor  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  anfallen,  finden 
die  darin  enthaltenen  Erbtheilungsvorschriften  keine  An- 
wendung. 
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Mit  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  treten  alle  bis- 
herigen, Gegenstände  desselben  betreffenden  Vorschriften, 
insbesondere  das  Patent  vom  11.  August  1770,  das  Patent 
vom  9.  Oktober  1795  und  die  Statthaltereikundmachungen 
vom  1.  Jänner  1852  und  vom  11.  März  1856,  ausser  Kraft, 

§  28. 
Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  meine  Minister 
des  Ackerbaues,  des  Inneren,  der  Justiz  und  der  Finanzen 
beauftragt. 
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